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Gesetzentwurf 
der Bundesregierung 

Entwurf eines Achten Gesetzes zur Änderung von Verbrauchsteuergesetzen 

A. Problem und Ziel
Mit dem Gesetz werden im Wesentlichen die Richtlinie 2020/262 des Rates vom
19. Dezember 2019 zur Festlegung des allgemeinen Verbrauchsteuersystems
(Neufassung) (ABl. L 58 vom 27. Februar 2020, S. 4-42) – im Weiteren System-
richtlinie – sowie die Richtlinie (EU) 2020/1151 des Rates vom 29. Juli 2020 zur
Änderung der Richtlinie 92/83/EWG zur Harmonisierung der Struktur der Ver-
brauchsteuern auf Alkohol und alkoholische Getränke (Abl. L 256 vom 5. August
2020, S 1-9) – im Weiteren Alkoholstrukturrichtlinie – im Biersteuerrecht umge-
setzt.

Die Systemrichtlinie regelt das Verfahren zur Besteuerung, Beförderung und La-
gerung von Tabakwaren, Alkohol und alkoholischen Getränken sowie von Ener-
gieerzeugnissen und elektrischem Strom. Wesentliche Neuerungen der System-
richtlinie sind Regelungen zur Abwicklung von Beförderungen verbrauchsteuer-
pflichtiger Waren im steuerrechtlich freien Verkehr über das EDV-gestützte Be-
förderungs- und Kontrollsystem für verbrauchsteuerpflichtige Waren – Excise 
Movement and Control System (EMCS). Bislang fanden diese Beförderungen auf 
Grundlage von Begleitdokumenten in Papierform statt. 

Daneben sieht die Systemrichtlinie eine Steuerbegünstigung für die Streitkräfte 
anderer Mitgliedstaaten im Zusammenhang mit der Gemeinsamen Sicherheits- 
und Verteidigungspolitik (GSVP) vor. 

Im Übrigen umfasst die Systemrichtlinie unter anderem die nachstehenden In-
halte: 

• Anpassungen der verbrauchsteuerrechtlichen Regelungen an zollrechtli-
che Vorschriften

• Angleichung des Steueraussetzungsverfahrens an Zollverfahren

• Eröffnung einer Steuerbefreiungsmöglichkeit bei (Teil-)Verlust der
Ware

• Möglichkeit zur Regelung von Mehrmengen bei der Beförderung unter
Steueraussetzung
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Die Alkoholstrukturrichtlinie regelt die Harmonisierung der Struktur der Ver-
brauchsteuern auf Alkohol und alkoholische Getränke. Die Überarbeitung der Al-
koholstrukturrichtlinie macht folgende geringfügige Anpassungen im Biersteuer-
gesetz erforderlich: 

• Aktualisierung der Verweise auf europäische Rechtsvorschriften 

• Einführung eines Zertifizierungssystems für rechtlich und wirtschaftlich 
unabhängige (Klein-)Produzenten zur Inanspruchnahme eines ermäßig-
ten Steuersatzes in einem anderen Mitgliedstaat 

• Einführung der Regelung, dass alle Zutaten von Bier, einschließlich die 
nach Abschluss der Gärung hinzugefügten Zutaten, bei der Messung der 
Grad Plato berücksichtigt werden 

Darüber hinaus werden im Biersteuergesetz und in der Biersteuerverordnung ver-
schiedene Änderungen vorgenommen, für die ein rechtlicher oder praktischer 
Handlungsbedarf besteht. Diese dienen im Wesentlich dem Bürokratieabbau und 
bewirken Erleichterungen für Wirtschaft und Verwaltung. 

Zusätzlich werden zur Vereinheitlichung des Verbrauchsteuerrechts vereinzelt 
auch verfahrensrechtliche Regelungen bezüglich der Besteuerung der sonstigen 
Genussmittel geändert. Zudem werden zur Korrektur einzelner redaktioneller 
Fehler das Siebte Gesetz zur Änderung von Verbrauchsteuergesetzen, die Siebte 
Verordnung zur Änderung von Verbrauchsteuerverordnungen und das Gesetz zur 
Modernisierung des Tabaksteuerrechts geändert. 

Daneben wird § 13b des Umsatzsteuergesetzes dahingehend geändert, dass die 
Steuerschuldnerschaft des Leistungsempfängers (Umkehr der Steuerschuldner-
schaft oder Reverse-Charge-Verfahren) auf die Übertragung von Emissionszerti-
fikaten, die im nationalen System nach dem Gesetz über einen nationalen Zertifi-
katehandel für Brennstoffemissionen (Brennstoffemissionshandelsgesetz - BEHG 
- BGBl. I S. 2728) vom 12. Dezember 2019 gehandelt werden, an einen Unter-
nehmer erweitert wird. 

B. Lösung 
Das Biersteuergesetz, das Tabaksteuergesetz, das Schaumwein- und Zwischener-
zeugnissteuergesetz, das Kaffeesteuergesetz, das Alkoholsteuergesetz, das Siebte 
Gesetz zur Änderung von Verbrauchsteuergesetzen, das Gesetz zur Modernisie-
rung des Tabaksteuerrechts, das Umsatzsteuergesetz, die Biersteuerverordnung, 
die Tabaksteuerverordnung, die Schaumwein- und Zwischenerzeugnissteuerver-
ordnung, die Kaffeesteuerverordnung, die Alkoholsteuerverordnung, die Siebte 
Verordnung zur Änderung von Verbrauchsteuerverordnungen sowie die Verord-
nung zur elektronischen Übermittlung von Daten für die Verbrauchsteuern und 
die Luftverkehrsteuer werden geändert.  

Die Umstellung der Beförderung von Bier im steuerrechtlich freien Verkehr von 
einem papiergebundenen zu einem elektronischen Verfahren auf Grund der Vor-
gaben der Systemrichtlinie führt zu Bürokratieabbau und berücksichtigt Nachhal-
tigkeitsaspekte. Auch weitere Maßnahmen des Vorhabens bewirken den Abbau 
bürokratischer Regularien und bringen Erleichterungen für Wirtschaft und Ver-
waltung.  

In Umsetzung der Alkoholstrukturrichtlinie wird in das Biersteuergesetz aufge-
nommen, dass ab dem 1. Januar 2031 alle Zutaten von Bier, einschließlich die 
nach Abschluss der Gärung hinzugefügten Zutaten, bei der Messung der Grad 
Plato berücksichtigt werden. 
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Bei der Beantragung von biersteuerrechtlichen Erlaubnissen werden regelmäßige 
Vorlagepflichten gestrichen. 

Erleichterungen werden im Biersteuerrecht auch durch die Streichung der Entlas-
tungsabschnitte geschaffen. Bislang ist im Grundsatz vorgesehen, dass Unterneh-
men Entlastungsanmeldungen zur Beantragung von Steuerentlastungen nach der 
Beförderung von Bier in einen anderen Mitgliedstaat nur kalendervierteljährlich 
abgeben dürfen. Künftig dürfen Entlastungsanmeldungen ohne bürokratische 
Hemmnisse auch monatlich eingereicht werden. 

Heilungstatbestände, die eine Steuerentstehung verhindern, sofern diese lediglich 
auf Grund von formalen Verstößen entstanden wäre, werden aus dem Energies-
teuergesetz auch in das Biersteuergesetz übertragen. Diese Heilungstatbestände 
werden darüber hinaus in allen Verbrauchsteuerverordnungen des Genussmittel-
bereichs verfahrensrechtlich konkretisiert. 

Ferner wird klarstellend aufgenommen, dass Bierwürze, welche zur Herstellung 
von alkoholsteuerpflichtigen Waren verwendet wird, von der Biersteuer befreit 
wird. 

Für Unternehmen, die Bier, Kaffee, Schaumwein oder Zwischenerzeugnisse ohne 
Steuerlagererlaubnis herstellen, wird die Möglichkeit zur monatsweisen Abgabe 
von Steueranmeldungen geschaffen. Die beabsichtigte Herstellung von Bier au-
ßerhalb des Steuerlagers wird im Zuge dessen zur Vereinheitlichung des Ver-
brauchsteuerrechts unter einen Anmeldevorbehalt gestellt. 

Weiterhin fördert das Gesetz Wissenschaft und Forschung durch Implementie-
rung eines Steuerbefreiungstatbestandes in das Biersteuergesetz, sofern Bier zu 
wissenschaftlichen Zwecken verwendet wird. 

Zur Vereinheitlichung des Verbrauchsteuerrechts und zur Entlastung der Wirt-
schaft im Biersteuerrecht entfällt die zwingende Rechtsfolge, dass verbrauchsteu-
errechtliche Erlaubnisse erlöschen, sofern die Verlegung des Betriebssitzes nicht 
fristgemäß angezeigt wird. 

Zur Unterstützung von kleinen Brauereien wird im Biersteuergesetz geregelt, dass 
der Einsatz von Färbebier der Inanspruchnahme der ermäßigten Biersteuersätze 
nicht entgegensteht. 

Durch eine redaktionelle Änderung der Biersteuerverordnung wird klargestellt, 
dass bei der Bemessung der steuerbaren Biersteuermenge auf die Nennfüllmenge 
abgestellt wird. Dieser Bezugspunkt der Steuerbemessung entspricht bereits jetzt 
der biersteuerrechtlichen Praxis. 

Es wird durch eine Ergänzung des Biersteuergesetzes erreicht, dass ermäßigte 
Biersteuersätze lediglich von Brauereien beansprucht werden können, die auch 
im Besitz eines Biersteuerlagers sind. 

Die Regelung zur zeitweisen Reduzierung der Biersteuerstaffelsätze läuft zum 1. 
Januar 2023 aus und wird dementsprechend gestrichen. 

Im Kaffeesteuergesetz wird zur Vereinheitlichung der Verbrauchsteuergesetze 
zusätzlich ein Steuerentstehungstatbestand geschaffen, der als Auffangtatbestand 
fungiert und an den Besitz von unversteuertem Kaffee im steuerrechtlich freien 
Verkehr im Steuergebiet anknüpft. 

Durch die Änderung im Tabaksteuergesetz erfolgt in Bezug auf Substitute für Ta-
bakwaren eine Klarstellung des Verweises auf geltende Vorschriften des Kaffee-
steuerrechts. Durch die Änderungen der Tabaksteuerverordnung erfolgt für Be-
förderungen von erhitztem Tabak aus dem steuerrechtlich freien Verkehr anderer 
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Mitgliedstaaten zu privaten Zwecken die Festsetzung einer Richtmenge. Darüber 
hinaus ermöglichen die Änderungen das Weiterbestehen derzeitiger Angebotsfor-
men von Substituten für Tabakwaren. 

Die Verordnung zur elektronischen Übermittlung von Daten für die Verbrauch-
steuern und die Luftverkehrsteuer wird redaktionell geändert, um die Bestimmun-
gen des Onlinezugangsgesetzes auch im Biersteuerrecht wirksam werden zu las-
sen. 

Die Erweiterung der Steuerschuldnerschaft des Leistungsempfängers im Umsatz-
steuergesetz dient der Bekämpfung von Umsatzsteuerhinterziehung und damit der 
Sicherung des Steueraufkommens. 

C. Alternativen 
Die Umsetzung von Richtlinien der Europäischen Union ist grundsätzlich zwin-
gend. Sofern auf Grund der inhaltlichen Ausgestaltung der Richtlinien Hand-
lungsoptionen bestehen, wurden diese geprüft und im Einzelfall entschieden, ob 
und wie diese umzusetzen sind. 

D. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand 
Dem Bund (Zollverwaltung) entstehen durch das Gesetz die nachstehend aufge-
führten Haushaltsausgaben: 

 

Jahr Einmalige Personal- und 
Sachausgaben in Euro 

 

In 1.000 Euro 

Laufende Personal- und 
Sachausgaben in Euro 

 

In 1.000 Euro 

2022 26 - 

2023 406 324 

2024 - 702 

2025 - 754 

Der Mehrbedarf an Sach- und Personalmitteln soll finanziell und stellenmäßig im 
Epl. 08 ausgeglichen werden. 

E. Erfüllungsaufwand 

E.1 Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger 
Das Gesetz wirkt sich nicht auf den Erfüllungsaufwand für die Bürgerinnen und 
Bürger aus. 

E.2 Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft 
Der Wirtschaft entsteht durch das Gesetz einmaliger Erfüllungsaufwand in Höhe 
von rund 167.900 Euro. 
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Zudem entsteht ein jährlicher Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft in Höhe von 
rund 127.300 Euro, von dem ein Betrag in Höhe von rund 90.000 Euro Bürokra-
tiekosten aus Informationspflichten darstellen. Demgegenüber entsteht ein jährli-
cher Minderaufwand für die Wirtschaft durch den Verzicht auf regelmäßige Vor-
lagepflichten und durch die künftige, aus der Systemrichtlinie vorgegebene, elekt-
ronische Abwicklung des bisherigen papiergestützten Beförderungsverfahrens im 
freien Verkehr in Höhe von rund 3.500 Euro. 

E.3 Erfüllungsaufwand der Verwaltung 
Erfüllungsaufwand für den Bund: 

Für die Zollverwaltung entsteht ein einmaliger Erfüllungsaufwand in Höhe von 
rund 586.000 Euro sowie ein jährlicher Erfüllungsaufwand in Höhe von rund 
388.000 Euro. 

Erfüllungsaufwand für die Länder und Kommunen: 

Es entsteht kein Erfüllungsaufwand für Länder und Kommunen. 

F. Weitere Kosten 
Der Wirtschaft, einschließlich mittelständischer Unternehmen, entstehen keine 
weiteren Kosten. 

Auswirkungen auf Einzelpreise und das Preisniveau, insbesondere das Verbrau-
cherpreisniveau, sind nicht zu erwarten. 
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BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND 
DER BUNDESKANZLER 

 
Berlin, 15.06.2022 

An die 
Präsidentin des  
Deutschen Bundestages 
Frau Bärbel Bas 
Platz der Republik 1 
11011 Berlin 

Sehr geehrte Frau Präsidentin, 

hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 

Entwurf eines Achten Gesetzes zur Änderung von Verbrauchsteuergesetzen 

mit Begründung und Vorblatt (Anlage 1). 

Ich bitte, die Beschlussfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist das Bundesministerium der Finanzen. 

Die Stellungnahme des Nationalen Normenkontrollrates gemäß § 6 Absatz 1 NKRG 

ist als Anlage 2 beigefügt. 

Der Bundesrat hat in seiner 1021. Sitzung am 20. Mai 2022 gemäß Artikel 76 Ab-

satz 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem Gesetzentwurf wie aus  

Anlage 3 ersichtlich Stellung zu nehmen. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des Bundesrates ist in 

der als Anlage 4 beigefügten Gegenäußerung dargelegt. 

Mit freundlichen Grüßen 

Olaf Scholz 
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Anlage 1 

Entwurf eines Achten Gesetzes zur Änderung von Verbrauchsteuergesetzen 

Vom ... 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

I n h a l t s ü b e r s i c h t

Artikel 1 Änderung des Tabaksteuergesetzes 

Artikel 2 Änderung des Biersteuergesetzes 

Artikel 3 Änderung des Schaumwein- und Zwischenerzeugnissteuergesetzes 

Artikel 4 Änderung des Kaffeesteuergesetzes 

Artikel 5 Änderung des Alkoholsteuergesetzes 

Artikel 6 Änderung der Tabaksteuerverordnung 

Artikel 7 Änderung der Biersteuerverordnung 

Artikel 8 Änderung der Schaumwein- und Zwischenerzeugnissteuerverordnung 

Artikel 9 Änderung der Kaffeesteuerverordnung 

Artikel 10 Änderung der Alkoholsteuerverordnung 

Artikel 11 Änderung der Verordnung zur elektronischen Übermittlung von Daten für die Verbrauchsteuern und 
die Luftverkehrsteuer 

Artikel 12 Änderung des Umsatzsteuergesetzes 

Artikel 13 Weitere Änderungen des Biersteuergesetzes 

Artikel 14 Weitere Änderungen der Biersteuerverordnung 

Artikel 15 Änderung des Siebten Gesetzes zur Änderung von Verbrauchsteuergesetzen 

Artikel 16 Änderung der Siebten Verordnung zur Änderung von Verbrauchsteuerverordnungen 

Artikel 17 Änderung des Gesetzes zur Modernisierung des Tabaksteuerrechts 

Artikel 18 Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

Artikel 1 

Änderung des Tabaksteuergesetzes 

Der § 35 Absatz 1 des Tabaksteuergesetzes vom 15. Juli 2009 (BGBl. I S. 1870), das zuletzt durch Artikel 2 
des Gesetzes vom 10. August 2021 (BGBl. I 3411) geändert worden ist, abschließende Punkt wird durch ein 
Semikolon ersetzt und wie folgt geändert: 

1. Das die Nummern 4 und 5 jeweils abschließende Semikolon wird durch einen Punkt ersetzt und jeweils 
nachfolgender Halbsatz wird eingefügt:

„Hierbei sind das Datum der Veröffentlichung, die Bezugsquelle und eine Stelle zu bezeichnen, bei der die 
Veröffentlichung archivmäßig gesichert niedergelegt ist;“.
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2. Der Nummer 7 abschließende Punkt wird durch ein Semikolon ersetzt und folgende Nummer 8 wird ange-

fügt: 

 „8. zur Verfahrensvereinfachung, zur Vermeidung unangemessener wirtschaftlicher Belastungen sowie zur 
Sicherung der Gleichmäßigkeit der Besteuerung und des Steueraufkommens Bestimmungen zu den 
§§ 15 und 32 zu erlassen.“ 

Artikel 2 

Änderung des Biersteuergesetzes 

Das Biersteuergesetz vom 15. Juli 2009 (BGBl. I S. 1870, 1908), das zuletzt durch Artikel 13 des Gesetzes 
vom 2. Juni 2021 (BGBl. I S. 1259) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert: 

a) Die Angabe zu Abschnitt 3 wird wie folgt gefasst: 

„Abschnitt 3 

Einfuhr oder unrechtmäßiger Eingang von Bier aus Drittländern oder Drittgebieten“. 

b) Die Angaben zu den §§ 16 und 17 werden wie folgt gefasst: 

„§ 16 (weggefallen) 

§ 17 (weggefallen)“. 

c) Die Angabe zu Abschnitt 4 wird wie folgt gefasst:  

„Abschnitt 4 

Beförderung von Bier des steuerrechtlich freien Verkehrs aus anderen, in andere oder über andere 

Mitgliedstaaten“. 

d) Die Angabe zu § 20 wird wie folgt gefasst: 

„§ 20 Lieferung zu gewerblichen Zwecken“. 

e) Nach der Angabe zu § 20 werden folgende Angaben eingefügt: 

„§ 20a Zertifizierte Empfänger 

§ 20b Zertifizierte Versender 

§ 20c Beförderungen“. 

f) Die Angabe zu § 22 wird wie folgt gefasst: 

„§ 22 Unregelmäßigkeiten während der Beförderung von Bier des steuerrechtlich freien Verkehrs“. 

g) Nach der Angabe zu § 22 werden folgende Angaben eingefügt: 

„§ 22a Steuerentstehung, Steuerschuldner 

§ 22b Steueranmeldung, Fälligkeit“. 

h) Die Angabe zu § 25 wird wie folgt gefasst: 
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„§ 25 Steuerentlastung bei der Beförderung von Bier des steuerrechtlich freien Verkehrs“. 

2. § 1 Absatz 3 wird wie folgt gefasst: 

„(3) Kombinierte Nomenklatur im Sinn dieses Gesetzes ist die Warennomenklatur nach Artikel 1 der 
Verordnung (EWG) Nr. 2658/87 des Rates vom 23. Juli 1987 über die zolltarifliche und statistische Nomen-
klatur sowie den Gemeinsamen Zolltarif (ABl. L 256 vom 7.9.1987, S. 1; L 341 vom 3.12.1987, S. 38; L 
378 vom 31.12.1987, S. 120; L 130 vom 26.5.1988, S. 42; L 151 vom 8.6.2016, S. 22) in der durch die 
Durchführungsverordnung (EU) 2018/1602 (ABl. L 273 vom 31.10.2018, S. 1) geänderten, am 1. Januar 
2019 geltenden Fassung.“ 

3. § 2 wird wie folgt geändert: 

a) Nach Absatz 1 Satz 2 wird folgender Satz eingefügt: 

„Ab 1. Januar 2031 werden bei der Berechnung der Grad Plato alle Zutaten des Bieres, einschließlich 
derer, die nach Abschluss der Gärung hinzugefügt werden, berücksichtigt.“ 

b) Absatz 1a wird aufgehoben. 

c) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) Nach Satz 5 wird folgender Satz eingefügt: 

„Die Zugabe von Röstmalzbier nach dem Brauvorgang ist unschädlich für die Anwendung des 
ermäßigten Steuersatzes“. 

bb) Nach dem neuen Satz 7 wird folgender Satz eingefügt: 

„Zugaben nach Satz 6 sind der Gesamtjahreserzeugung zuzurechnen“. 

d) Vor Absatz 3 Satz 1 wird folgender Satz eingefügt: 

„Eine Brauerei ist ein Steuerlager, in dem Bier unter Steueraussetzung im Brauverfahren hergestellt und 
gelagert werden darf.“ 

e) Absatz 5 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 werden die Wörter „nach den Absätzen 1a bis 4“ durch die Wörter „nach den Absätzen 
2 bis 4“ ersetzt. 

bb) Absatz 5 Satz 2 wird aufgehoben. 

f) Folgende Absätze 6 und 7 werden angefügt: 

„(6) Wird Bier einer unabhängigen Brauerei eines anderen Mitgliedstaats mit einer Gesamtjahres-
erzeugung von weniger als 200 000 hl in das Steuergebiet geliefert, gilt die entsprechende Steuerermä-
ßigung für den jeweiligen Steuerschuldner. Für die Inanspruchnahme des ermäßigten Steuersatzes nach 
Absatz 1a ist die Vorlage einer amtlichen Bescheinigung des anderen Mitgliedstaats erforderlich, aus 
der die Gesamtjahreserzeugung der Brauerei hervorgeht und die ihre Unabhängigkeit im Sinn des Ab-
satzes 3 bestätigt. Absatz 4 gilt entsprechend. 

(7) Auf Antrag stellt das Hauptzollamt einem unabhängigen Hersteller mit Sitz im Steuergebiet 
eine Bescheinigung entsprechend Absatz 6 Satz 2 zur Vorlage in anderen Mitgliedstaaten aus.“ 

4. § 3 wird wie folgt geändert: 

a) Die Nummern 1 bis 3 werden wie folgt gefasst: 

„1. Systemrichtlinie: die Richtlinie (EU) 2020/262 des Rates vom 19. Dezember 2019 zur Festlegung 
des allgemeinen Verbrauchsteuersystems (Neufassung) (ABl. L 58 vom 27.2.2020, S. 4), in der 
jeweils geltenden Fassung; 

2. Verfahren der Steueraussetzung: steuerliches Verfahren, das auf die Herstellung, die Bearbeitung, 
die Verarbeitung, die Lagerung in Steuerlagern sowie die Beförderung von Bier unter Aussetzung 
der Biersteuer anzuwenden ist; 
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3. steuerrechtlich freier Verkehr: Verkehr, der Bier erfasst, das  

a) sich in keinem der folgenden Verfahren befindet: 

aa) in dem Verfahren der Steueraussetzung nach Nummer 2,  

bb) in dem externen Versandverfahren nach Artikel 226 des Unionszollkodex,  

cc) in dem Verfahren der Lagerung nach Titel VII Kapitel 3 des Unionszollkodex,  

dd) in dem Verfahren der vorübergehenden Verwendung nach Artikel 250 des Unionszoll-
kodex,  

ee) in dem Verfahren der aktiven Veredelung nach Artikel 256 des Unionszollkodex und 

b) nicht der zollamtlichen Überwachung nach Artikel 134 des Unionszollkodex oder dem Ver-
fahren der Truppenverwendung nach dem Truppenzollgesetz vom 19. Mai 2009 (BGBl. I 
S. 1090), das durch Artikel 8 des Gesetzes vom 15. Juli 2009 (BGBl. I S. 1870) geändert 
worden ist, in der jeweils geltenden Fassung unterliegt;“. 

b) In Nummer 4 und 5 wird jeweils das Wort „Gemeinschaft“ durch das Wort „Union“ ersetzt. 

c) Die Nummern 6 bis 8 werden wie folgt gefasst: 

„6. Drittgebiete: die Gebiete nach Artikel 3 Nummer 4 der Systemrichtlinie; 

7. Drittländer: die Gebiete nach Artikel 3 Nummer 5 der Systemrichtlinie; 

8. Zollgebiet der Union: das Gebiet nach Artikel 4 des Unionszollkodex;“. 

d) Nach Nummer 8 werden die folgenden Nummern 9 und 10 eingefügt: 

„9. Einfuhr: die Überlassung von Bier zum zollrechtlich freien Verkehr im Steuergebiet gemäß Arti-
kel 201 des Unionszollkodex; dies gilt sinngemäß für den Eingang von Bier aus einem der in 
Artikel 4 Absatz 2 der Systemrichtlinie aufgeführten Gebiete in das Steuergebiet; 

10. unrechtmäßiger Eingang: liegt vor, wenn für Bier, das nicht gemäß Artikel 201 des Unionszollko-
dex in den zollrechtlich freien Verkehr überführt worden ist, nach Artikel 79 Absatz 1 des Uni-
onszollkodex im Steuergebiet eine Einfuhrzollschuld entstanden ist oder entstanden wäre, sofern 
es zollpflichtig gewesen wäre; dies gilt sinngemäß für den Eingang von Bier aus einem der in 
Artikel 4 Absatz 2 der Systemrichtlinie aufgeführten Gebiete in das Steuergebiet;“. 

e) Die bisherigen Nummern 9 und 10 werden die Nummer 11 und 12 und werden wie folgt gefasst: 

„11. Ort der Einfuhr: der Ort, an dem das Bier nach Artikel 201 des Unionszollkodex in den zollrecht-
lich freien Verkehr überführt wird; beim Eingang aus Gebieten des Artikels 4 Absatz 2 der Sys-
temrichtlinie der Ort, an dem das Bier in sinngemäßer Anwendung von Artikel 139 des Unions-
zollkodex zu gestellen ist; 

12. Unionszollkodex: die Verordnung (EU) Nr. 952/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 9. Oktober 2013 zur Festlegung des Zollkodex der Union (ABl. L 269 vom 10.10.2013, S. 1; 
L 287 vom 29.10.2013, S. 90; L 267 vom 30.9.2016, S. 2), die zuletzt durch die Verordnung (EU) 
2019/632 (ABl. L 111 vom 25.4.2019, S. 54) geändert worden ist, in der am 14. Dezember 2016 
geltenden Fassung;“. 

f) Die bisherige Nummer 11 wird Nummer 13, der abschließende Punkt durch ein Semikolon ersetzt und 
folgende Nummer 14 wird angefügt: 

„14. Steuerentlastung: der Erlass, die Erstattung und die Vergütung einer entstandenen Steuer.“ 

5. § 5 Absatz 1 Satz 4 wird gestrichen. 

6. § 8 wird wie folgt geändert: 

a) Der Absatz 1 Nummer 5 abschließende Punkt wird durch ein Semikolon ersetzt und folgende Num-
mer 6 wird angefügt: 
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 „6. die Streitkräfte eines anderen Mitgliedstaats und deren ziviles Begleitpersonal, wenn diese Streit-
kräfte an einer Verteidigungsanstrengung im Steuergebiet teilnehmen, die zur Durchführung ei-
ner Tätigkeit der Union im Zusammenhang mit der Gemeinsamen Sicherheits- und Verteidi-
gungspolitik unternommen wird.“ 

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) In Nummer 5 wird nach dem Wort „Einrichtungen“ ein Semikolon eingefügt und folgende Num-
mer 6 wird eingefügt: 

 „6. im Fall des Absatzes 1 Nummer 6 im Zusammenhang mit der Gemeinsamen Sicherheits- und 
Verteidigungspolitik der Union“. 

bb) In dem Wortlaut nach der Nummerierung werden die Wörter „(Artikel 13 der Systemrichtlinie)“ 
durch die Wörter „(Artikel 12 der Systemrichtlinie)“ ersetzt. 

7. § 9 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird die Angabe „Artikel 21“ durch die Angabe „Artikel 20“ ersetzt. 

b) In Absatz 2 wird die Angabe „Artikel 12“ durch die Angabe „Artikel 11“ ersetzt. 

c) Nach Absatz 2 wird folgender Absatz 3 eingefügt: 

„(3) Abgesehen von den Fällen, in denen Bier unmittelbar am Ort der Einfuhr in ein Steuerlager 
aufgenommen wird, kann Bier nur dann mit einem elektronischen Verwaltungsdokument unter Steuer-
aussetzung vom Ort der Einfuhr befördert werden, wenn der Anmelder nach Artikel 5 Nummer 15 des 
Unionszollkodex oder jede andere Person, die nach Artikel 15 des Unionszollkodex unmittelbar oder 
mittelbar an der Erfüllung von Zollformalitäten beteiligt ist, den zuständigen Behörden des Einfuhrmit-
gliedstaats Folgendes vorlegt: 

1. die Verbrauchsteuernummer des registrierten Versenders; 

2. die Verbrauchsteuernummer des Steuerlagerinhabers oder des registrierten Empfängers, an den das 
Bier versandt wird; 

3. im Falle von Beförderungen von Bier in andere Mitgliedstaaten den Nachweis, dass das eingeführte 
Bier aus dem Steuergebiet in das Gebiet eines anderen Mitgliedstaats versandt werden soll.“ 

d) Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 4 und es wird die Angabe „Artikeln 21“ durch die Angabe „Arti-
keln 20“ ersetzt. 

8. In § 10 Absatz 4 wird das Wort „übergeführt“ durch das Wort „überführt“ ersetzt und wird nach dem Wort 
„ist“ ein Komma eingefügt. 

9. § 11 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Nummer 1 Buchstabe c werden die Wörter „im Sinn des Artikels 12 Absatz 1“ durch die 
Wörter „im Sinn des Artikels 11 Absatz 1“ ersetzt. 

b) In Absatz 5 Satz 1 wird das Wort „übergeführt“ durch das Wort „überführt“ ersetzt. 

10. § 12 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 

„(1) Bier darf unter Steueraussetzung, aus Steuerlagern im Steuergebiet oder von registrierten Ver-
sendern vom Ort der Einfuhr im Steuergebiet zu einem Ort befördert werden, an dem das Bier 

1. das Verbrauchsteuergebiet der Europäischen Union verlässt; 

2. in das externe Versandverfahren nach Artikel 226 des Unionszollkodex überführt wird, sofern dies 
nach Artikel 189 Absatz 4 der Delegierten Verordnung (EU) 2015/2446 der Kommission vom 28. 
Juli 2015 zur Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 952/2013 des Europäischen Parlaments und des 
Rates mit Einzelheiten zur Präzisierung von Bestimmungen des Zollkodex der Union (ABl. L 343 
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vom 29.12.2015, S. 1; L 264 vom 30.9.2016, S. 44; L 192 vom 30.7.2018, S. 62), die zuletzt durch 
die Delegierte Verordnung (EU) 2021/1934 (ABl. L 396 vom 10.11.2021, S. 10) geändert worden 
ist, in der jeweils geltenden Fassung, vorgesehen ist. 

Satz 1 gilt auch, wenn das Bier über Drittländer oder Drittgebiete befördert wird.“ 

b) Absatz 3 wird wie folgt gefasst:

„(3) In den Fällen des Absatzes 1 beginnt die Beförderung unter Steueraussetzung, wenn das Bier 
das Steuerlager verlässt oder am Ort der Einfuhr in den zollrechtlich freien Verkehr überführt worden 
ist. Die Beförderung unter Steueraussetzung endet

1. in den Fällen des Absatzes 1 Nummer 1, wenn das Bier das Verbrauchsteuergebiet der Europäischen 
Union verlässt; 

2. in den Fällen des Absatzes 1 Nummer 2, wenn das Bier in das externe Versandverfahren überführt 
wird.“ 

c) In Absatz 4 werden die Wörter „Für die Sicherheitsleistung“ durch die Wörter „Für die Verfahrensvor-
schriften, die Sicherheitsleistung und die Zulassung von Verfahrensvereinfachungen“ ersetzt.

d) Folgender Absatz 5 wird angefügt:

„(5) Für den Ausgang von Bier in eines der in Artikel 4 Absatz 2 der Systemrichtlinie aufgeführten 
Gebiete sind die in den zollrechtlichen Vorschriften der Union vorgesehenen Formalitäten für den Aus-
gang von Waren aus dem Zollgebiet der Union entsprechend anzuwenden.“

11. § 13 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 2 werden nach den Wörtern „Unregelmäßigkeiten ein,“ die Wörter „die eine Überführung 
des Bieres in den steuerrechtlich freien Verkehr zur Folge haben,“ eingefügt.

b) In Absatz 3 werden nach dem Wort „Beförderung“ die Wörter „von Bier“ und nach den Wörtern „ein-
getreten ist“ ein Komma und die Wörter „die eine Überführung dieses Bieres in den steuerrechtlich 
freien Verkehr zu Folge hatte,“ eingefügt.

c) In Absatz 4 werden nach den Wörtern „worden ist,“ die Wörter „die eine Überführung dieses Bieres in 
den steuerrechtlich freien Verkehr zu Folge hatte,“ eingefügt.

12. § 14 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 3 wird wie folgt gefasst:

„(3) Eine Überführung in den steuerrechtlich freien Verkehr findet nicht statt, wenn Bier in einem 
Verfahren der Steueraussetzung in Folge unvorhersehbarer Ereignisse oder höherer Gewalt  

1. vollständig zerstört oder

2. vollständig oder teilweise unwiederbringlich verloren gegangen ist.

Dies gilt auch für die Fälle, in denen eine Zerstörung vorher angezeigt wurde. Bier gilt dann als voll-
ständig zerstört oder vollständig oder teilweise unwiederbringlich verloren gegangen, wenn es nicht 
mehr als Bier genutzt werden kann. Die vollständige Zerstörung sowie der unwiederbringliche Gesamt- 
oder Teilverlust des Bieres sind hinreichend nachzuweisen. Eine Überführung in den steuerrechtlich 
freien Verkehr findet nicht statt, wenn das Bier auf Grund seiner Beschaffenheit während des Verfah-
rens der Steueraussetzung teilweise verloren gegangen ist.“ 

b) Folgender Absatz 4 wird eingefügt:

„(4) In den Fällen des Absatzes 2 Nummer 4 entsteht die Steuer nicht, wenn der Versender innerhalb 
einer Frist von vier Monaten nach Beginn der Beförderung im Sinn des § 9 nachweist, dass das Bier  

1. zu Personen befördert worden ist, die zum Empfang von Bier unter Steueraussetzung berechtigt sind, 
oder 

2. ordnungsgemäß ausgeführt worden ist.
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Die Steuer entsteht auch dann nicht, wenn das Bier das Steuergebiet auf Grund unvorhersehbarer Um-
stände nur kurzzeitig verlassen hat und im Anschluss daran wieder an Personen im Sinn des Satzes 1 
Nummer 1 im Steuergebiet befördert worden ist oder das Bier zu einem anderen zugelassenen Ort be-
fördert worden ist als zu Beginn der Beförderung vorgesehen. Die Unregelmäßigkeit darf nicht vorsätz-
lich oder leichtfertig durch den Steuerschuldner verursacht worden sein und die Steueraufsicht muss 
gewahrt gewesen sein. Abweichend von Satz 1 beginnt die Frist von vier Monaten für die Vorlage des 
Nachweises an dem Tag, an dem durch eine Steueraufsichtsmaßnahme oder Außenprüfung festgestellt 
wurde, dass eine Unregelmäßigkeit eingetreten ist.“ 

c) Die bisherigen Absätze 4 und 5 werden die Absätze 5 und 6. 

13. § 15 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 und 3 werden jeweils die Wörter „§ 14 Absatz 4 Satz 1 Nummer 1 erste Alternative“ 
durch die Wörter „§ 14 Absatz 5 Satz 1 Nummer 1 erste Alternative“ ersetzt. 

b) In Absatz 2 werden die Wörter „§ 14 Absatz 4 Satz 1 Nummer 1 zweite Alternative“ durch die Wörter 
„§ 14 Absatz 5 Satz 1 Nummer 1 zweite Alternative “ersetzt. 

14. Die Angabe zu Abschnitt 3 wird wie folgt gefasst: 

„Abschnitt 3 

Einfuhr oder unrechtmäßiger Eingang von Bier aus Drittländern oder Drittgebieten“. 

15. Die §§ 16 und 17 werden aufgehoben. 

16. § 18 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 

„(1) Die Steuer entsteht vorbehaltlich des Satzes 2 zum Zeitpunkt der Überführung des Bieres in 
den steuerrechtlich freien Verkehr durch die Einfuhr oder durch den unrechtmäßigen Eingang. Die 
Steuer entsteht nicht, wenn 

1. das Bier unmittelbar am Ort der Einfuhr in ein Verfahren der Steueraussetzung überführt wird, 

2. sich eine Steuerbefreiung anschließt oder 

3. die Einfuhrzollschuld nach Artikel 124 Absatz 1 Buchstabe e, f, g oder Buchstabe k des Unionszoll-
kodex erlischt.“ 

b) Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 

„(2) Steuerschuldner ist 

1. jede Person nach Artikel 77 Absatz 3 des Unionszollkodex, 

2. jede andere Person, die an einem unrechtmäßigen Eingang beteiligt ist. 

§ 14 Absatz 6 gilt entsprechend.“ 

c) Absatz 3 wird wie folgt gefasst: 

„(3) Für die Fälligkeit, den Zahlungsaufschub, das Erlöschen in anderen Fällen als nach Absatz 1 
Satz 2 Nummer 3, sowie die Nacherhebung, den Erlass und die Erstattung in anderen Fällen als nach 
Artikel 119 und 120 des Unionszollkodex und das Steuerverfahren gelten die Zollvorschriften sinnge-
mäß. Abweichend von Satz 1 bleiben die §§ 163 und 227 der Abgabenordnung unberührt.“ 

d) In Absatz 4 wird der Klammerzusatz „(§ 16 Absatz 2 Nummer 1 Buchstabe e)“ gestrichen. 

e) Folgende Absätze 5 und 6 werden eingefügt: 
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„(5) Für den Eingang von Bier aus einem der in Artikel 4 Absatz 2 der Systemrichtlinie aufgeführ-
ten Gebiete in das Steuergebiet sind die in den zollrechtlichen Vorschriften der Union vorgesehenen 
Formalitäten für den Eingang von Waren in das Zollgebiet der Union entsprechend anzuwenden. 

(6) Für den unrechtmäßigen Eingang gilt Artikel 87 des Unionszollkodex sinngemäß.“

f) Der bisherige Absatz 5 wird Absatz 7.

17. Die Angabe zu Abschnitt 4 wird wie folgt gefasst:

„Abschnitt 4 

Beförderung von Bier des steuerrechtlich freien Verkehrs aus anderen, in andere oder über andere Mit-
gliedstaaten“. 

18. § 20 wird wie folgt gefasst:

„§ 20 

§ 20 Lieferung zu gewerblichen Zwecken

(1) Im Sinne dieses Abschnitts wird Bier zu gewerblichen Zwecken geliefert, wenn es aus dem steu-
errechtlich freien Verkehr eines Mitgliedstaats in einen anderen Mitgliedstaat befördert und 

1. an eine Person geliefert wird, die keine Privatperson ist, oder

2. an eine Privatperson geliefert wird, sofern die Beförderung nicht unter § 19 oder § 21 fällt.

Bei Lieferungen zu gewerblichen Zwecken darf Bier nur von einem zertifizierten Versender zu einem zerti-
fizierten Empfänger befördert werden. Davon unbeschadet können zertifizierte Empfänger außerhalb des 
Steuergebiets in Empfang genommenes Bier in das Steuergebiet verbringen oder verbringen lassen. 

(2) Das Bundesministerium der Finanzen wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung ohne Zustimmung 
des Bundesrates zur Sicherung des Steueraufkommens Vorschriften zu Absatz 1 zu erlassen.“ 

19. Nach § 20 werden folgende §§ 20a, 20b, 20c eingefügt:

„§ 20a 

Zertifizierte Empfänger 

(1) Zertifizierte Empfänger sind Personen, die Bier, das aus dem steuerrechtlich freien Verkehr eines 
anderen Mitgliedstaats zu gewerblichen Zwecken geliefert wurde, in ihrem Betrieb im Steuergebiet oder an 
einem anderen Ort im Steuergebiet 

1. nicht nur gelegentlich oder

2. im Einzelfall

empfangen dürfen. Satz 1 gilt auch für

1. den Empfang von Bier aus dem Steuergebiet, das über einen anderen Mitgliedstaat befördert wurde, oder 

2. den Empfang durch Einrichtungen des öffentlichen Rechts.

(2) Wer Bier als zertifizierter Empfänger empfangen will, bedarf einer Erlaubnis. Die Erlaubnis wird 
auf Antrag unter Widerrufsvorbehalt Personen erteilt, 

1. gegen deren steuerliche Zuverlässigkeit keine Bedenken bestehen und
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2. die, soweit sie nach dem Handelsgesetzbuch oder der Abgabenordnung dazu verpflichtet sind, ordnungs-
mäßig kaufmännische Bücher führen und rechtzeitig Jahresabschlüsse aufstellen. 

(3) In den Fällen des Absatzes 1 Satz 1 Nummer 1 wird die Erlaubnis nur erteilt, wenn eine Sicherheit 
in Höhe der während eines Monats entstehenden Steuer geleistet worden ist. 

(4) In den Fällen des Absatzes 1 Satz 1 Nummer 2 wird die Erlaubnis nur erteilt, wenn eine Sicherheit 
in Höhe der im Einzelfall entstehenden Steuer geleistet worden ist; zudem ist die Erlaubnis zu beschränken 
auf 

1. eine bestimmte Menge, 

2. einen einzigen zertifizierten Versender und 

3. einen bestimmten Zeitraum. 

(5) Die Sicherheit muss in allen Mitgliedstaaten gültig sein. Diese kann auf Antrag auch durch den 
Beförderer, den Eigentümer oder den zertifizierten Versender geleistet werden. Die Voraussetzungen des 
Absatzes 2 Satz 2, des Absatzes 3 und des Absatzes 4 erster Halbsatz gelten nicht für die Erlaubnis, die einer 
Einrichtung des öffentlichen Rechts erteilt wird. Unbeschadet des Absatzes 1 Satz 1 kann eine Erlaubnis 
nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 auch Privatpersonen erteilt werden. 

(6) Die Erlaubnis ist zu widerrufen, wenn 

1. eine der in Absatz 2 Satz 2 genannten Voraussetzungen nicht mehr erfüllt ist oder 

2. eine geleistete Sicherheit nicht mehr ausreicht. 

(7) Steuerlagerinhaber oder registrierte Empfänger nach § 6 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 werden nach 
entsprechender Anzeige als zertifizierte Empfänger zugelassen. Hinsichtlich der Sicherheit gelten die Ab-
sätze 3 bis 5 entsprechend. 

§ 20b 

Zertifizierte Versender 

(1) Zertifizierte Versender sind Personen, die Bier des steuerrechtlich freien Verkehrs zu gewerblichen 
Zwecken aus ihrem Betrieb im Steuergebiet oder von einem anderen Ort im Steuergebiet in einen anderen 
Mitgliedstaat 

1. nicht nur gelegentlich oder 

2. im Einzelfall 

liefern dürfen. Satz 1 gilt auch für 

1. Lieferungen über einen anderen Mitgliedstaat zu einem zertifizierten Empfänger im Steuergebiet oder 

2. Lieferungen durch Einrichtungen des öffentlichen Rechts. 

(2) Wer Bier nach Absatz 1 Satz 1 liefern will, bedarf einer Erlaubnis. Die Erlaubnis wird auf Antrag 
unter Widerrufvorbehalt Personen erteilt, 

1. gegen deren steuerliche Zuverlässigkeit keine Bedenken bestehen und 

2. die, soweit sie nach dem Handelsgesetzbuch oder der Abgabenordnung dazu verpflichtet sind, ordnungs-
mäßig kaufmännische Bücher führen und rechtzeitig Jahresabschlüsse aufstellen. 

In den Fällen des Absatzes 1 Satz 1 Nummer 2 ist die Erlaubnis zu beschränken auf 

1. eine bestimmte Menge, 

2. einen einzigen zertifizierten Empfänger und 

3. einen bestimmten Zeitraum. 
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Die Sätze 2 und 3 gelten nicht für die Erlaubnis, die einer Einrichtung des öffentlichen Rechts erteilt wird. 
Unbeschadet des Absatzes 1 Satz 1 kann eine Erlaubnis nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 auch Privatpersonen 
erteilt werden. 

(3) Die Erlaubnis ist zu widerrufen, wenn eine der in Absatz 2 Satz 2 genannten Voraussetzungen nicht 
mehr erfüllt ist. 

(4) Steuerlagerinhaber oder registrierte Versender werden nach entsprechender Anzeige als zertifizierte 
Versender zugelassen. 

§ 20c 

Beförderungen 

(1) Bier des steuerrechtlich freien Verkehrs gilt, soweit in diesem Gesetz oder in den dazu ergangenen 
Rechtsverordnungen keine Ausnahmen vorgesehen sind, nur dann als ordnungsgemäß zu gewerblichen Zwe-
cken nach diesem Abschnitt geliefert, wenn die Beförderung mit einem vereinfachten elektronischen Ver-
waltungsdokument nach Artikel 36 der Systemrichtlinie erfolgt. 

(2) Bier darf in den Fällen des § 20 Absatz 1 befördert werden 

1. aus dem Steuergebiet in andere Mitgliedstaaten; 

2. aus anderen Mitgliedstaaten in das Steuergebiet; 

3. durch das Steuergebiet. 

(3) Das Verfahren der Beförderung von einem zertifizierten Versender zu einem zertifizierten Empfän-
ger nach diesem Abschnitt ist auch dann anzuwenden, wenn Bier, das für einen anderen Bestimmungsort im 
Steuergebiet bestimmt ist, über einen anderen Mitgliedstaat befördert wird. 

(4) Das Bier ist unverzüglich 

1. vom zertifizierten Versender oder vom zertifizierten Empfänger, wenn dieser im Steuergebiet Besitz am 
Bier erlangt hat, aus dem Steuergebiet in den anderen Mitgliedstaat zu befördern oder 

2. vom zertifizierten Empfänger in seinen Betrieb aufzunehmen oder an einem anderen zugelassenen Ort im 
Steuergebiet zu übernehmen. 

(5) In den Fällen des Absatzes 2 Nummer 1 beginnt die Beförderung, sobald das Bier den Betrieb des 
zertifizierten Versenders oder einen anderen zugelassenen Ort im Steuergebiet verlässt. In den Fällen des 
Absatzes 2 Nummer 2 endet die Beförderung mit der Aufnahme durch den zertifizierten Empfänger in sei-
nem Betrieb oder an einem anderen zugelassenen Ort im Steuergebiet.“ 

20. § 21 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 werden nach den Wörtern „wer Bier“ die Wörter „in Ausübung einer selbständigen 
wirtschaftlichen Tätigkeit“ eingefügt und nach den Wörtern „den Versand“ die Wörter „der Ware“ 
durch die Wörter „des Bieres“ ersetzt. 

b) Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 

„(2) Wer als Versandhändler Bier in das Steuergebiet liefern will, bedarf einer Erlaubnis. Diese 
wird Personen erteilt, gegen deren steuerliche Zuverlässigkeit keine Bedenken bestehen. Der Versand-
händler hat für die entstehende Steuer Sicherheit zu leisten. Er hat Aufzeichnungen über seine Liefe-
rungen in das Steuergebiet zu führen und jede Lieferung unter Angabe der für die Besteuerung maßge-
benden Merkmale dem Hauptzollamt vorher anzuzeigen. Wird Bier nicht nur gelegentlich im Versand-
handel geliefert, kann auf Antrag des Versandhändlers zugelassen werden, dass Sicherheit in Höhe der 
während eines Monats entstehenden Steuer geleistet wird. Der Versandhändler kann eine im Steuerge-
biet ansässige Person als Steuervertreter benennen. Der Steuervertreter bedarf einer Erlaubnis. Die 
Sätze 2 bis 5 gelten für den Steuervertreter entsprechend.“ 
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c) Die Absätze 3 bis 5 werden aufgehoben. 

d) Der bisherige Absatz 6 wird Absatz 3 und wird wie folgt gefasst: 

„(3) Die Erlaubnis nach Absatz 2 wird unter Widerrufsvorbehalt erteilt. Sie ist zu widerrufen, wenn 
die in Absatz 2 Satz 2 genannte Voraussetzung nicht mehr erfüllt ist oder eine geleistete Sicherheit nicht 
mehr ausreicht.“ 

e) Der bisherige Absatz 7 wird Absatz 4. 

f) Der bisherige Absatz 8 wird Absatz 5 und wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 werden die Wörter „zu den Absätzen 1, 2, 4 bis 7“ durch die Wörter „zu den Absätzen 1, 
2 und 4“ ersetzt. 

bb) Nach Satz 1 wird folgender Satz angefügt: 

„Dabei kann es auf Grundlage von Vereinbarungen mit anderen Mitgliedstaaten ein abweichendes 
vereinfachtes Verfahren zulassen.“ 

21. § 22 wird wie folgt gefasst: 

„§ 22 

Unregelmäßigkeiten während der Beförderung von Bier des steuerrechtlich freien Verkehrs 

(1) Als Unregelmäßigkeit gilt, mit Ausnahme der in § 22a Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 geregelten Fälle, 
ein während der Beförderung von Bier des steuerrechtlich freien Verkehrs eintretender Fall, 

1. auf Grund dessen eine Beförderung oder ein Teil einer Beförderung nach § 20c oder nach § 21 nicht 
ordnungsgemäß beendet werden kann, 

2. in dem bei einer Beförderung nach § 20 Absatz 1 dem Empfänger eine Erlaubnis nach § 20a Absatz 2 oder 
dem Versender eine Erlaubnis nach § 20b Absatz 2 fehlt,  

3. in dem einem Versandhändler oder dessen Steuervertreter eine Erlaubnis nach § 21 Absatz 2 fehlt, oder 

4. in dem eine Pflicht in Bezug auf eine Beförderung nach § 20c nicht eingehalten wurde. 

(2) Wird während einer Beförderung im Steuergebiet festgestellt, dass eine Unregelmäßigkeit eingetre-
ten ist und kann nicht ermittelt werden, wo die Unregelmäßigkeit eingetreten ist, so gilt sie als im Steuerge-
biet und zum Zeitpunkt der Feststellung eingetreten.“ 

22. Nach § 22 werden folgende §§ 22a und 22b eingefügt: 

„§ 22a 

Steuerentstehung, Steuerschuldner 

 (1) Die Steuer entsteht vorbehaltlich des Absatzes 2 

1. in den Fällen der Lieferung von Bier zu gewerblichen Zwecken nach § 20 Absatz 1 Satz 1 und 2: mit 
Beendigung der Beförderung; 

2. in den Fällen der Lieferung von Bier zu gewerblichen Zwecken nach § 20 Absatz 1 Satz 3: mit dem Ver-
bringen oder Verbringenlassen des außerhalb des Steuergebietes in Empfang genommenen Bieres in 
das Steuergebiet; 

3. in den Fällen des Versandhandels nach § 21: zum Zeitpunkt der Lieferung des Bieres im Steuergebiet; 

4. bei Unregelmäßigkeiten nach § 22 während der Beförderung von Bier des steuerrechtlich freien Verkehrs 
anderer Mitgliedstaaten im Steuergebiet: zum Zeitpunkt des Eintretens der Unregelmäßigkeit;  
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5. in anderen als den in Nummer 1 bis 4 und in § 19 genannten Fällen, in denen Bier des steuerrechtlich 
freien Verkehrs anderer Mitgliedstaaten in das Steuergebiet verbracht wird: durch den erstmaligen Be-
sitz des Bieres im Steuergebiet; in allen anderen Fällen: mit dem Inbesitzhalten des Bieres des steuer-
rechtlich freien Verkehrs, wenn die Steuer im Steuergebiet noch nicht erhoben wurde. 

(2) Die Steuer entsteht nicht, wenn 

1. sich an die Lieferung zu gewerblichen Zwecken eine Steuerbefreiung anschließt;  

2. das Bier vollständig zerstört oder ganz oder teilweise unwiederbringlich verloren gegangen ist; 

3. das in Besitz gehaltene Bier für einen anderen Mitgliedstaat bestimmt ist und unter zulässiger Verwendung 
eines vereinfachten elektronischen Verwaltungsdokuments nach Artikel 36 der Systemrichtlinie durch 
das Steuergebiet befördert wird; 

4. sich Bier an Bord eines Wasser- oder Luftfahrzeugs, das zwischen dem Steuergebiet und einem anderen 
Mitgliedstaat verkehrt, befindet, aber nicht im Steuergebiet zum Verkauf steht. 

Für Satz 1 Nummer 2 gilt § 14 Absatz 3 entsprechend. 

(3) Steuerschuldner ist oder sind in den Fällen 

1. des Absatzes 1 Nummer 1 und 2: der zertifizierte Empfänger; 

2. des Absatzes 1 Nummer 3: der Versandhändler oder der Steuervertreter, sofern dieser benannt wurde; 

3. des Absatzes 1 Nummer 4 in Verbindung mit § 22 Absatz 1 Nummer 1, 2 und 4: derjenige, der Sicherheit 
geleistet hat sowie jede Person, die an der Unregelmäßigkeit beteiligt war; 

4. des Absatzes 1 Nummer 4 in Verbindung mit § 22 Absatz 1 Nummer 3: der Empfänger des Bieres; 

5. des Absatzes 1 Nummer 5: derjenige, der das Bier in Besitz hält. 

§ 14 Absatz 6 gilt entsprechend. 

§ 22b 

Steueranmeldung, Fälligkeit 

(1) Die Steuerschuldner nach § 22a Absatz 3 Satz 1 Nummer 1 und 2 haben bei Empfang im Einzelfall 
unverzüglich eine Steueranmeldung abzugeben. Die Steuer ist am 15. Tag des auf die Steuerentstehung fol-
genden Monats fällig. 

(2) Abweichend von Absatz 1 haben die Steuerschuldner nach § 22a Absatz 3 Satz 1 Nummer 1 im Fall 
des nicht nur gelegentlichen Empfangs für Bier, für das in einem Monat die Steuer entstanden ist, eine Steu-
eranmeldung abzugeben. Die Steueranmeldung ist spätestens am siebten Tag des auf die Steuerentstehung 
folgenden Monats abzugeben. Die Steuer ist am 20. Tag des auf die Steuerentstehung folgenden Monats 
fällig. 

(3) Abweichend von Absatz 1 haben die Steuerschuldner nach § 22a Absatz 3 Satz 1 Nummer 2 in Fäl-
len des § 21 Absatz 2 Satz 5 für Bier, für das in einem Monat die Steuer entstanden ist, eine Steueranmeldung 
abzugeben. Die Steueranmeldung ist spätestens am siebten Tag des auf die Steuerentstehung folgenden Mo-
nats abzugeben. Die Steuer ist am 20. Tag des auf die Steuerentstehung folgenden Monats fällig. 

(4) Die Steuerschuldner nach § 22a Absatz 3 Satz 1 Nummer 3 bis 5 haben unverzüglich eine Steuer-
anmeldung abzugeben. Die Steuer ist sofort fällig.“ 

23. § 23 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Nummer 1 wird das Komma nach dem Wort „Befugte“ gestrichen und werden die Wörter 
„ausgenommen reine Alkohol-Wasser-Mischungen“ gestrichen. 

b) Der Nummer 6 abschließende Punkt wird durch ein Komma ersetzt und folgende Nummern 7 und 8 
werden angefügt: 
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„7. für wissenschaftliche Versuche und Untersuchungen auch außerhalb des Steuerlagers, oder 

8. zur Gewinnung von Alkohol nach § 1 Absatz 2 Nummer 1 des Alkoholsteuergesetzes durch einen 
Erlaubnisinhaber nach § 5 oder § 10 des Alkoholsteuergesetzes.“ 

24. § 24 wird wie folgt geändert: 

a) Nach Absatz 1 wird folgender Absatz 2 eingefügt: 

„(2) Die Steuer kann bei Entnahme aus einem Steuerlager ohne anschließendes Verfahren der Steu-
eraussetzung auf Antrag des Steuerschuldners unter der Voraussetzung erlassen oder erstattet werden, 
dass der Steuerschuldner innerhalb von vier Monaten ab der Entstehung der Steuer nach § 14 Absatz 2 
Nummer 1 nachweist, dass  

1. das Bier in der Annahme befördert wurde, dass für dieses ein Steueraussetzungsverfahren nach §§ 10 
bis 12 wirksam eröffnet worden ist, und  

2. dieses Bier 

a) zu Personen befördert worden ist, die zum Empfang von Bier unter Steueraussetzung berechtigt 
sind, oder 

b) ordnungsgemäß ausgeführt worden ist. 

Die Unwirksamkeit des Steueraussetzungsverfahrens darf nicht vorsätzlich oder leichtfertig durch den 
Steuerschuldner verursacht worden sein und die Steueraufsicht muss gewahrt gewesen sein. Abwei-
chend von Satz 1 beginnt die Frist für die Vorlage des Nachweises an dem Tag, an dem durch eine 
Steueraufsichtsmaßnahme oder Außenprüfung festgestellt wird, dass das Steueraussetzungsverfahren 
nach den §§ 10 bis 12 unwirksam war. Die Steuer wird nur erlassen oder erstattet, soweit der Betrag 
500 Euro je Beförderung übersteigt.“ 

b) Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3. 

c) Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 4, die Wörter „zu Absatz 1 und 2“ werden durch die Wörter „zu 
den Absätzen 1 bis 3“ ersetzt und die Wörter „des Absatzes 2“ werden durch die Wörter „des Absatzes 
3“ ersetzt. 

25. § 25 wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst: 

„§ 25 

Steuerentlastung bei der Beförderung von Bier des steuerrechtlich freien Verkehrs“. 

b) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 werden die Wörter „zu gewerblichen Zwecken (einschließlich Versandhandel)“ durch 
die Wörter „nach § 20c oder § 21“ ersetzt. 

bb) In Satz 2 werden die Wörter „der Beförderer“ gestrichen und wird das Wort „als“ durch das Wort 
„ein“ ersetzt. 

cc) Satz 3 wird wie folgt gefasst: 

„Entlastungsberechtigt ist der zertifizierte Versender und in den Fällen des § 21 der Versandhänd-
ler.“ 

c) Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 

„(2) Die Steuerentlastung wird nur gewährt, wenn der Entlastungsberechtigte 

1. durch eine Eingangsmeldung zum vereinfachten elektronischen Verwaltungsdokument nachweist o-
der im Einzelfall auf andere Weise nachweisen kann, dass in einem anderen Mitgliedstaat  
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a) das Bier von der Steuer befreit ist,  

b) das Bier in ein Steuerlager aufgenommen wurde oder  

c) die fällige Steuer entrichtet worden ist, oder 

2. im Falle des Versandhandels das Verfahren nach § 21 eingehalten hat und den Nachweis erbringt, 
dass die Steuer für das Bier in dem anderen Mitgliedstaat entrichtet worden ist, oder 

3. im Falle des Absatzes 1 Satz 2 den Nachweis erbringt, dass die Steuer für das Bier in einem anderen 
Mitgliedstaat entrichtet worden ist.“ 

d) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

aa) Die Wörter „§ 22 Absatz 1 Satz 2“ werden durch die Wörter „§ 22 Absatz 2“, die Wörter „nach 
Beginn der Beförderung“ werden durch die Wörter „ab dem Zeitpunkt des Erwerbs“ und die Wör-
ter „nach § 22 Absatz 3“ werden durch die Wörter „auf der Grundlage des § 22a Absatz 1 Num-
mer 4“ ersetzt. 

bb) Folgender Satz wird angefügt: 

„Dies gilt nicht für die Fälle, in denen das Bier im Rahmen einer Lieferung zu gewerblichen Zwe-
cken in das Steuergebiet verbracht wurde und verblieben ist.“ 

26. § 26 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird das Wort „Beauftragten“ durch das Wort „Steuervertreters“ und werden die Wörter 
„§ 21 Absatz 4 Satz 1“ durch die Wörter „§ 21 Absatz 2 Satz 6“ ersetzt. 

b) Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 

„(2) Bier kann über die in § 215 der Abgabenordnung genannten Fälle hinaus sichergestellt werden, 
wenn ein Amtsträger es im Steuergebiet in Mengen und unter Umständen vorfindet, die auf eine ge-
werbliche Zwecksetzung hinweisen und für die der Nachweis nicht geführt werden kann, dass 

1. das Bier sich in einem der in § 3 Nummer 3 genannten Verfahren befindet, 

2. das Bier im Steuergebiet ordnungsgemäß versteuert wurde oder ordnungsgemäß zur Versteuerung 
ansteht, oder 

3. es sich um eine Durchfuhr von Bier des steuerrechtlich freien Verkehrs oder um Bier handelt, das 
sich an Bord eines zwischen dem Steuergebiet und einem anderen Mitgliedstaat verkehrenden 
Wasser- oder Luftfahrzeugs befindet, aber nicht im Steuergebiet zum Verkauf steht. 

Die §§ 215, 216 der Abgabenordnung finden entsprechende Anwendung.“ 

27. § 28 wird wie folgt geändert: 

a) Nach Nummer 1 wird folgende Nummer 2 eingefügt: 

„2. in Durchführung des Artikels 11 der Systemrichtlinie die Steuerbefreiungen, die für Tätigkeiten der 
Union im Zusammenhang mit der Gemeinsamen Sicherheits- und Verteidigungspolitik vorgese-
hen sind, näher zu regeln sowie das Steuerverfahren zu bestimmen und zur Sicherung des Steu-
eraufkommens anzuordnen, dass bei einem Missbrauch der gewährten Steuerbefreiungen für alle 
daran Beteiligten die Steuer entsteht;“. 

b) Die bisherige Nummer 2 wird Nummer 3. 

c) Die bisherige Nummer 3 wird Nummer 4 und wird wie folgt geändert. 

aa) Buchstabe a wird wie folgt gefasst: 

„a) der Artikel 33 bis 46 der Richtlinie (EU) 2020/262 des Rates vom 19. Dezember 2019 zur 
Festlegung des allgemeinen Verbrauchsteuersystems (Neufassung) (ABl. L 58 vom 
27.2.2020, S. 4) das Verfahren bei der Beförderung von Bier des steuerrechtlich freien Ver-
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kehrs und des Versandhandels näher zu regeln und dabei auch zuzulassen, dass durch bila-
terale Vereinbarungen mit den jeweiligen Mitgliedstaaten ein vom Regelverfahren abwei-
chendes vereinfachtes Verfahren zugelassen werden kann,“. 

bb) In Buchstabe b werden die Wörter „Artikel 14 und 41“ durch die Wörter „Artikel 13 und 49“ er-
setzt. 

d) Nach der neuen Nummer 4 wird folgende Nummer 5 eingefügt: 

„5. im Benehmen mit dem Bundesministerium des Innern und für Heimat alternativ zur qualifizierten 
elektronischen Signatur ein anderes sicheres Verfahren zuzulassen, das den Datenübermittler au-
thentifiziert und die Vertraulichkeit und Integrität des elektronisch übermittelten Datensatzes ge-
währleistet. § 87a Absatz 6 Satz 2 der Abgabenordnung gilt entsprechend. In der Rechtsverord-
nung können auch Ausnahmen von der Pflicht zur Verwendung des nach Satz 1 zugelassenen 
Verfahrens vorgesehen werden. Die Datenübermittlung kann in der Rechtsverordnung auch durch 
Verweis auf Veröffentlichungen sachverständiger Stellen geregelt werden. Hierbei sind das Da-
tum der Veröffentlichung, die Bezugsquelle und eine Stelle zu bezeichnen, bei der die Veröffent-
lichung archivmäßig gesichert niedergelegt ist;“ 

e) Die bisherige Nummer 4 wird Nummer 6 und wird wie folgt gefasst: 

„6. zur Verfahrensvereinfachung zu bestimmen, dass in diesem Gesetz oder einer aufgrund dieses Ge-
setzes erlassenen Verordnung vorgesehene Steuererklärungen oder sonstige Erklärungen, Steuer-
anmeldungen, Anträge, Anzeigen, Mitteilungen, Nachweise oder sonstige Daten, die für das Be-
steuerungsverfahren erforderlich sind, ganz oder teilweise durch Datenfernübertragung zu über-
mitteln sind, oder übermittelt werden können, und dabei insbesondere folgendes zu regeln: 

a) die Voraussetzungen für die Anwendung des Verfahrens der Datenfernübertragung, 

b) das Nähere über Form, Inhalt, Verarbeitung und Sicherung der zu übermittelnden Daten, 

c) die Art und Weise der Übermittlung der Daten, 

d) die Zuständigkeit für die Entgegennahme der zu übermittelnden Daten, 

e) die Mitwirkungspflichten Dritter oder deren Haftung, wenn auf Grund unrichtiger Erhebung, 
Verarbeitung oder Übermittlung der Daten Steuern verkürzt oder Steuervorteile erlangt wer-
den, 

f) die Haftung des Datenübermittlers für verkürzte Steuern oder für zu Unrecht erlangte Steuer-
vorteile, wenn der Datenübermittler sich keine Gewissheit über die Identität des Auftragge-
bers verschafft hat, 

g) den Umfang und die Form der für dieses Verfahren erforderlichen besonderen Erklärungs-
pflichten des Steuerpflichtigen oder Antragstellers. 

Bei der Datenübermittlung ist ein sicheres Verfahren zu verwenden, das den Datenübermittler 
authentifiziert und die Vertraulichkeit und Integrität des elektronisch übermittelten Datensatzes 
gewährleistet. Die Datenübermittlung kann in der Rechtsverordnung auch durch Verweis auf Ver-
öffentlichungen sachverständiger Stellen geregelt werden. Hierbei sind das Datum der Veröffent-
lichung, die Bezugsquelle und eine Stelle zu bezeichnen, bei der die Veröffentlichung archivmä-
ßig gesichert niedergelegt ist.“ 

28. § 29 Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

a) Nach Nummer 1 wird folgende Nummer 2 eingefügt: 

„2. Vorschriften zur Steuerermäßigung nach § 2 Absatz 1a bis 7 zu erlassen, insbesondere  

a) zum Besteuerungsverfahren und dabei vorzusehen, dass ein Wechsel in der Abhängigkeit oder 
Unabhängigkeit von Brauereien (§ 2 Absatz 3) erst zum Beginn des folgenden Kalenderjah-
res steuerlich wirksam wird, sowie 

b) das Verfahren nach § 2 Absatz 7 näher zu regeln,“ 
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b) In Nummer 7 werden die Wörter „§ 10 Absatz 1 bis 3“ durch die Wörter „§ 10 Absatz 1 bis 4“ ersetzt. 

c) In Nummer 9 werden die Wörter „§ 22 Absatz 1 und 3“ durch die Wörter „§ 22 Absatz 1 und 2“ ersetzt. 

d) In Nummer 10 werden die Wörter „§ 14 Absatz 3“ durch die Wörter „§ 14 Absatz 3 und 4“ ersetzt. 

e) In Nummer 11 werden nach den Wörtern „des Kalenderjahres“ ein Komma und die Wörter „die Steu-
eranmeldung in den Fällen des § 14 Absatz 2 Nummer 2“ eingefügt. 

f) Der Nummer 13 abschließende Punkt wird durch ein Komma ersetzt, das Wort „Zollkodex“ wird durch 
das Wort „Unionszollkodex“ ersetzt und folgende Nummern 14 bis 18 werden angefügt: 

„14. Vorschriften zu § 20a Absatz 1 bis 5 und Absatz 7, insbesondere zu dem Erlaubnisverfahren, zu 
den Sicherheitsleistungen sowie zu Erleichterungen, zu erlassen, 

15. Vorschriften zu § 20b Absatz 1, 2 und 4, insbesondere zu dem Erlaubnisverfahren sowie zu Er-
leichterungen, zu erlassen, 

16. Vorschriften zu § 20c Absatz 1 bis 5 zu erlassen und dabei 

a) das Verfahren von § 20c Absatz 1 abweichend zu bestimmen; 

b) durch Vereinbarungen mit anderen Mitgliedstaaten ein vom Regelverfahren abweichendes ver-
einfachtes Verfahren zuzulassen; dabei können auch Ausnahmen von der verpflichtenden 
Verwendung des vereinfachten elektronischen Verwaltungsdokuments vorgesehen werden; 

c) das Verfahren der Beförderung von Bier des steuerrechtlich freien Verkehrs entsprechend den 
Artikeln 35 bis 42 der Systemrichtlinie und den dazu ergangenen Verordnungen sowie das 
Verfahren der Übermittlung des vereinfachten elektronischen Verwaltungsdokuments und 
den dazu erforderlichen Datenaustausch zu regeln, 

17. Vorschriften zu § 22a Absatz 1 bis 3 zu erlassen, 

18. Einzelheiten zur Steueranmeldung nach § 22b zu bestimmen.“ 

29. § 30 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 1 werden die Wörter „oder § 12 Absatz 2“ durch ein Komma und die Wörter „§ 12 Absatz 2 
oder § 20c Absatz 4“ ersetzt. 

b) In Nummer 2 werden die Wörter „§ 20 Absatz 4 oder § 21 Absatz 4 Satz 1 und 5 oder Absatz 7 Satz 1 
eine Anzeige nicht“ durch die Wörter „§ 21 Absatz 2 Satz 4, auch in Verbindung mit Satz 8, eine An-
zeige nicht, nicht richtig, nicht vollständig“ ersetzt. 

30. § 31 wird wie folgt gefasst: 

„§ 31 

Übergangsbestimmungen 

(1) Für Beförderungen von Bier des steuerrechtlich freien Verkehrs, die vor dem 13. Februar 2023 
begonnen worden sind, gilt dieses Gesetz in der am 12. Februar 2023 geltenden Fassung bis zum 31. De-
zember 2023 fort. 

(2) Für Beförderungen unter Steueraussetzung zur Ausfuhr kann die Mitteilung nach Artikel 21 Ab-
satz 5 der Systemrichtlinie bis zum 13. Februar 2024 auf anderem Wege als über das EDV-gestützte System 
erfolgen.“ 
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Artikel 3 

Änderung des Schaumwein- und Zwischenerzeugnissteuergesetzes 

Das Schaumwein- und Zwischenerzeugnissteuergesetz vom 15. Juli 2009 (BGBl. I 1870, 1896), das zuletzt durch 
Artikel 2 des Gesetzes vom 30. März 2021 (BGBI. 607) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. § 1 Absatz 3 wird wie folgt gefasst: 

(3) „ Kombinierte Nomenklatur im Sinn dieses Gesetzes ist die Warennomenklatur nach Artikel 1 der 
Verordnung (EWG) Nr. 2658/87 des Rates vom 23. Juli 1987 über die zolltarifliche und statistische Nomen-
klatur sowie den Gemeinsamen Zolltarif (ABl. L 256 vom 7.9.1987, S. 1; L 341 vom 3.12.1987, S. 38; L 
378 vom 31.12.1987, S. 120; L 130 vom 26.5.1988, S. 42; L 151 vom 8.6.2016, S. 22) in der durch die 
Durchführungsverordnung (EU) 2018/1602 (ABl. L 273 vom 31.10.2018, S. 1) geänderten, am 1. Januar 
2019 geltenden Fassung.“ 

2. § 28 wird wie folgt geändert: 

a) Das die Nummern 4 und 5 jeweils abschließende Semikolon wird durch einen Punkt ersetzt und jeweils 
nachfolgender Halbsatz eingefügt: 

„Hierbei sind das Datum der Veröffentlichung, die Bezugsquelle und eine Stelle zu bezeichnen, bei der 
die Veröffentlichung archivmäßig gesichert niedergelegt ist;“. 

b) Der Nummer 7 abschließende Punkt wird durch ein Semikolon ersetzt und folgende Nummer 8 wird 
angefügt: 

„8. zur Verfahrensvereinfachung, zur Vermeidung unangemessener wirtschaftlicher Belastungen sowie 
zur Sicherung der Gleichmäßigkeit der Besteuerung und des Steueraufkommens Bestimmungen 
zu den §§ 14 und 24 zu erlassen.“ 

3. § 30 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden die Wörter „des Absatzes 2“ durch die Wörter „der Absätze 2 und 3“ ersetzt. 

b) In Absatz 2 werden nach dem Wort „Volumenprozent“ die Wörter „in anderer Aufmachung als in Ab-
satz 3“ eingefügt. 

c) In Absatz 3 werden die Wörter „Abweichend von Absatz 2 beträgt die Steuer für die dort genannten 
Zwischenerzeugnisse“ durch die Wörter „Die Steuer beträgt für Zwischenerzeugnisse mit einem vor-
handenen Alkoholgehalt von nicht mehr als 15 Volumenprozent“ ersetzt. 

Artikel 4 

Änderung des Kaffeesteuergesetzes 

Das Kaffeesteuergesetz vom 15. Juli 2009 (BGBl. I 1870, 1919), das zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes 
vom 30. März .2021 (BGBl. I 607) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. 11 Absatz 4 Satz 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 1 wird nach dem Wort „sind“ ein Komma eingefügt und wird das Wort „oder“ gestrichen. 

b) Folgende Nummer 2 wird eingefügt: 

„2. zu Empfängern in anderen Mitgliedstaaten befördert worden oder“. 

c) Die bisherige Nummer 2 wird Nummer 3. 
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2. Nach § 17 Absatz 2 Satz 1 wird folgender Satz eingefügt: 

„In allen anderen Fällen entsteht die Steuer mit dem Inbesitzhalten des Kaffees, wenn die Steuer im Steuer-
gebiet noch nicht erhoben wurde.“ 

3. § 21 Absatz 4 Satz 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 1 werden die Wörter „oder die kaffeehaltige Ware“ gestrichen und wird das Wort „diese“ 
durch das Wort „diesen“ ersetzt. 

b) Nummer 2 wird wie folgt gefasst: 

„2. dieser Kaffee 

a) zu Personen befördert worden ist, die zum Empfang von Kaffee unter Steueraussetzung be-
rechtigt sind, 

b) zu Empfängern in anderen Mitgliedstaaten befördert worden ist oder 

c) ordnungsgemäß ausgeführt worden ist.“ 

4. § 23 Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

a) Das die Nummern 5 und 6 jeweils abschließende Semikolon wird durch einen Punkt ersetzt und jeweils 
nachfolgender Halbsatz wird eingefügt: 

„Hierbei sind das Datum der Veröffentlichung, die Bezugsquelle und eine Stelle zu bezeichnen, bei der 
die Veröffentlichung archivmäßig gesichert niedergelegt ist;“. 

b) Der Nummer 7 abschließende Punkt wird durch ein Semikolon ersetzt und folgende Nummer 8 wird 
angefügt: 

„8. zur Verfahrensvereinfachung, zur Vermeidung unangemessener wirtschaftlicher Belastungen sowie 
zur Sicherung der Gleichmäßigkeit der Besteuerung und des Steueraufkommens Bestimmungen 
zu den §§ 11 und 21 zu erlassen.“ 

Artikel 5 

Änderung des Alkoholsteuergesetzes 

Das Alkoholsteuergesetz vom 21. Juni 2013 (BGBl I 1650, 1651), das zuletzt durch Artikel 5 des Gesetzes 
vom 30. März 2021 (BGBl. I S. 607) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. § 1 Absatz 4 wird wie folgt gefasst: 

(4) „ Kombinierte Nomenklatur im Sinn dieses Gesetzes ist die Warennomenklatur nach Artikel 1 der 
Verordnung (EWG) Nr. 2658/87 des Rates vom 23. Juli 1987 über die zolltarifliche und statistische Nomen-
klatur sowie den Gemeinsamen Zolltarif (ABl. L 256 vom 7.9.1987, S. 1; L 341 vom 3.12.1987, S. 38; L 
378 vom 31.12.1987, S. 120; L 130 vom 26.5.1988, S. 42; L 151 vom 8.6.2016, S. 22) in der durch die 
Durchführungsverordnung (EU) 2018/1602 (ABl. L 273 vom 31.10.2018, S. 1) geänderten, am 1. Januar 
2019 geltenden Fassung.“ 

2. § 2 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 3 Satz 2 werden die Wörter „und die Unabhängigkeit der Kleinbrennerei im Sinn des Absat-
zes 2 Satz 2 bestätigt.“ durch die Wörter „und die bestätigt, dass die Voraussetzungen nach Absatzes 2 
Satz 2 erfüllt sind.“ ersetzt. 

b) In Absatz 4 werden nach den Wörtern „entsprechend Absatz 3 Satz 2“ die Wörter „zur Vorlage in 
anderen Mitgliedstaaten“ eingefügt. 

3. § 37 wird wie folgt geändert: 
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a) Das die Nummern 4 und 5 jeweils abschließende Semikolon wird durch einen Punkt ersetzt und jeweils 
nachfolgender Halbsatz wird eingefügt: 

„Hierbei sind das Datum der Veröffentlichung, die Bezugsquelle und eine Stelle zu bezeichnen, bei der 
die Veröffentlichung archivmäßig gesichert niedergelegt ist;“. 

b) Der Nummer 7 abschließende Punkt wird durch ein Semikolon ersetzt und folgende Nummer 8 wird 
angefügt: 

„8. zur Verfahrensvereinfachung, zur Vermeidung unangemessener wirtschaftlicher Belastungen sowie 
zur Sicherung der Gleichmäßigkeit der Besteuerung und des Steueraufkommens Bestimmungen 
zu den §§ 18 und 29 zu erlassen.“ 

Artikel 6 

Änderung der Tabaksteuerverordnung 

Die Tabaksteuerverordnung vom 5. Oktober 2009 (BGBl. I 3262, 3263), die zuletzt durch Artikel 1 der Ver-
ordnung vom 11. August 2021 (BGBl. I 3602) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. § 8 Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt gefasst: 

„Der Steuerlagerinhaber hat dem Hauptzollamt jede Änderung der nach § 5 Absatz 1, 2 Satz 1 und 3 Satz 1 
angegebenen Verhältnisse vor der Änderung schriftlich anzuzeigen“. 

2. Dem § 30 wird folgender Absatz 3 angefügt: 

„(3) In den Fällen des § 15 Absatz 5 des Gesetzes gelten hinsichtlich der Nachweisführung die §§ 22 
und 29 entsprechend. Die Frist nach § 15 Absatz 5 Satz 4 des Gesetzes beginnt mit der schriftlichen Be-
kanntgabe der Feststellung der Unregelmäßigkeit gegenüber dem Steuerschuldner.“ 

3. § 31 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 4 werden nach Satz 1 folgende Sätze eingefügt: 

„Bei Substituten für Tabakwaren sind bei Packungsinhalten bis zu 5 Millilitern nur Packungen zulässig, 
deren Inhalte auf nicht mehr als eine Dezimalstelle lauten. Andere Packungen sind nur zulässig, wenn 
deren Inhalte nicht auf Bruchteile eines Milliliters lauten.“ 

b) Der Absatz 5 Nummer 4 abschließende Punkt wird durch ein Komma ersetzt und folgende Nummer 5 
wird angefügt: 

„5. Substitute für Tabakwaren mit einer Menge von insgesamt bis zu 5 Millilitern.“ 

4. § 33 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 

„(2) Der Steuerwert des Steuerzeichenbogens wird in Euro ausgedrückt und bei Steuerzeichen für Zigaretten 
und für erhitzten Tabak bis auf vier, für Zigarren, Zigarillos, Rauchtabak und Substitute für Ta-
bakwaren bis auf drei Dezimalstellen gekürzt.“ 

b) In Absatz 3 werden die Wörter „Absatz 1 Satz 2“ durch die Wörter „Absatz 1 Satz 4“ ersetzt. 

5. In § 39 Absatz 1 werden nach dem Wort „Zigaretten,“ die Wörter „800 Stück erhitzter Tabak,“ eingefügt. 

6. Dem § 48 wird folgender Absatz 6 angefügt: 

„(6) In den Fällen des § 32 Absatz 2 des Gesetzes gelten hinsichtlich der Nachweisführung die §§ 22 
und 29 entsprechend. Die Frist nach § 32 Absatz 2 Satz 3 des Gesetzes beginnt mit der schriftlichen Be-
kanntgabe der Feststellung der Unwirksamkeit gegenüber dem Steuerschuldner.“ 
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Artikel 7 

Änderung der Biersteuerverordnung 

Die Biersteuerverordnung vom 5. Oktober 2009 (BGBl I 3262, 3319), die zuletzt durch Artikel 14 des Ge-
setzes vom 2. Juni 2021 (BGBl.  I S. 1259) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert: 

a) Nach § 1 wird folgende Angabe eingefügt: 

„1a Hauptzollamt; örtliche Zuständigkeit“. 

b) Die Angabe zu § 2 wird wie folgt gefasst: 

„§ 2 Steuerbare Menge“. 

c) Die Angabe zu Abschnitt 3 wird wie folgt gefasst: 

„Abschnitt 3 

Zu den §§ 2, 4, 5 und 14 Absatz 3 des Gesetzes“. 

d) Nach der Angabe zu § 6 wird folgende Angabe eingefügt: 

„§ 6a Überprüfung der Erlaubnis“. 

e) Die Angabe zu § 10 wird wie folgt gefasst: 

„§ 10 Vollständige Zerstörung, unwiederbringlicher Gesamt- oder Teilverlust und Vernichtung“. 

f) Nach der Angabe zu § 11 wird folgende Angabe eingefügt: 

„§ 11a Amtliche Bescheinigung für unabhängige Hersteller“. 

g) Die Angaben zu den §§ 16, 17, 21 und 27 werden wie folgt gefasst: 

„§ 16 Teilnahme am EDV-gestützten Beförderungs- und Kontrollsystem; Ausfallverfahren 

§ 17 Erstellen des elektronischen Verwaltungsdokuments, Mitführen des eindeutigen Referenzcodes 

§ 21 Änderung des Bestimmungsorts oder des Empfängers von Bier bei Verwendung des elektroni-
schen Verwaltungsdokuments 

§ 27 Änderung des Bestimmungsorts oder des Empfängers von Bier im Ausfallverfahren“. 

h) Die Angabe zu Abschnitt 8 wird wie folgt gefasst: 

„Abschnitt 8 

Zu den §§ 13 und 14 Absatz 3 und 4 des Gesetzes“. 

i) Nach der Angabe zu § 31 wird folgende Angabe eingefügt: 

„§ 31a Herstellung von Bier außerhalb eines Steuerlagers“. 

j) Die Angabe zu Abschnitt 13 wird wie folgt gefasst: 
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„Abschnitt 13 

Zu den §§ 20 bis 20c des Gesetzes“. 

k) Die Angabe zu § 35 wie folgt gefasst: 

„§ 35 Zertifizierter Empfänger“. 

l) Folgende Angaben werden eingefügt: 

„§ 35a Zertifizierter Versender 

§ 35b Teilnahme am EDV-gestützten Beförderungs- und Kontrollsystem, Ausfallverfahren und ver-
einfachte Verfahren 

§ 35c Erstellen des vereinfachten elektronischen Verwaltungsdokuments 

§ 35d Änderung des Bestimmungsorts bei Verwendung des vereinfachten elektronischen Verwal-
tungsdokuments 

§ 35e Eingangsmeldung bei Verwendung des vereinfachten elektronischen Verwaltungsdokuments 

§ 35f Beförderung im Ausfallverfahren 

§ 35g Ersatznachweise für die Beendigung der Beförderung“. 

m) Die Angaben zu den §§ 36 bis 38 werden wie folgt gefasst: 

„§ 36 (weggefallen) 

§ 37 Versandhandel 

§ 38 Unregelmäßigkeiten während der Beförderung von Bier des steuerrechtlich freien Verkehrs“. 

n) Nach der Angabe zu § 38 werden folgende Angaben eingefügt: 

„Abschnitt 15a 

Zu § 22b des Gesetzes 

§ 38a Steueranmeldung, Kleinbetragsregelung“. 

o) Die Angaben zu den §§ 42 und 43 werden wie folgt gefasst.: 

„§ 42 Steuerentlastung im Steuergebiet 

§ 43 Steuerentlastung bei der Beförderung von Bier des steuerrechtlich freien Verkehrs“. 

p) Die Angaben zu Abschnitt 20 und § 45 werden wie folgt gefasst: 

„Abschnitt 20 (weggefallen) 

§ 45 (weggefallen)“. 

q) Die Angaben zu Abschnitt 21 und den §§ 46 bis 51 werden wie folgt gefasst: 

„Abschnitt 21 (weggefallen) 

§ 46 (weggefallen) 

§ 47 (weggefallen) 

§ 48 (weggefallen) 

§ 49 (weggefallen) 
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§ 50 (weggefallen) 

§ 51 (weggefallen)“. 

2. § 1 wird wie folgt geändert: 

a)  Nummer 1 wird wie folgt gefasst: 

„1. EMCS-Durchführungsverordnung: die Verordnung (EG) Nr. 684/2009 der Kommission vom 24. 
Juli 2009 zur Durchführung der Richtlinie 2008/118/EG des Rates in Bezug auf die EDV-gestütz-
ten Verfahren für die Beförderung verbrauchsteuerpflichtiger Waren unter Steueraussetzung 
(ABl. L 197 vom 29.7.2009, S. 24), die zuletzt durch die Durchführungsverordnung (EU) 
2020/1811 (ABl. L 404 vom 2.12.2020, S. 3) geändert worden ist, in der jeweils geltenden Fas-
sung;“. 

b) In Nummer 2 werden die Wörter „die an Beförderungen unter Steueraussetzung beteiligt sind“ durch 
die Wörter „die an Beförderungen von Bier unter Steueraussetzung oder an Lieferungen von Bier zu 
gewerblichen Zwecken nach § 20 des Gesetzes beteiligt sind“ ersetzt. 

c) Nummer 5 wird wie folgt gefasst: 

„5. vereinfachtes elektronisches Verwaltungsdokument: Entwurf des vereinfachten elektronischen Ver-
waltungsdokuments nach amtlich vorgeschriebenem Datensatz, der mit einem eindeutigen Refe-
renzcode versehen ist;“. 

d) Die bisherige Nummer 7 wird Nummer 6 und wird vor dem Wort „Verfahren“ das Wort „ein“ eingefügt 
und werden nach dem Wort „Steueraussetzung“ die Wörter „oder zu Beginn, während oder nach der 
Lieferung von Bier zu gewerblichen Zwecken nach § 20 des Gesetzes“ eingefügt. 

e) Die bisherige Nummer 8 wird Nummer 7 und wie folgt gefasst: 

„7. Durchführungsverordnung zum Unionszollkodex: die Durchführungsverordnung (EU) 2015/2447 
der Kommission vom 24. November 2015 mit Einzelheiten zur Umsetzung von Bestimmungen 
der Verordnung (EU) Nr. 952/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates zur Festlegung 
des Zollkodex der Union (ABl. L 343 vom 29.12.2015, S. 558, L 101 vom 13.4.2017, S. 166, L 
157 vom 20.6.2018, S. 27, L 387 vom 19.11.2020, S. 31), die zuletzt durch die Durchführungs-
verordnung (EU) 2021/235 (ABl. L 63 vom 23.2.2021, S. 386) geändert worden ist, in der jeweils 
geltenden Fassung;“. 

f) Nach der neuen Nummer 7 wird folgende Nummer 8 eingefügt: 

„8. Ausgangszollstelle: die nach Artikel 329 Durchführungsverordnung zum Unionszollkodex defi-
nierte Zollstelle;“ 

g) Nummer 9 wird wie folgt gefasst: 

„9. Delegierte Verordnung zum Unionszollkodex: die Delegierte Verordnung (EU) 2015/2446 der 
Kommission vom 28. Juli 2015 zur Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 952/2013 des Europäi-
schen Parlaments und des Rates mit Einzelheiten zur Präzisierung von Bestimmungen des Zoll-
kodex der Union (ABl. L 343 vom 29.12.2015, S. 1; L 87 vom 2.4.2016, S. 35; L 264 vom 
30.9.2016, S. 44; L 101 vom 13.4.2017, S. 164), die zuletzt durch die Delegierte Verordnung 
(EU) 2021/234 (ABl. L 63 vom 23.2.2021, S. 1) geändert worden ist, in der jeweils geltenden 
Fassung.“ 

3. Nach § 1 wird folgender § 1a eingefügt: 

„§ 1a 

Hauptzollamt, örtliche Zuständigkeit 

Soweit in dieser Verordnung oder in der Hauptzollamtszuständigkeitsverordnung nichts anderes be-
stimmt ist, ist für den Anwendungsbereich dieser Verordnung 
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1. das Hauptzollamt örtlich zuständig, von dessen Bezirk aus die in den einzelnen Vorschriften jeweils be-
zeichnete Person ihr Unternehmen betreibt oder, falls sie kein Unternehmen betreibt, in dessen Bezirk 
sie ihren Hauptwohnsitz hat, und  

2. für Unternehmen, die von einem Ort außerhalb des Steuergebiets betrieben werden, oder für Personen 
ohne Hauptwohnsitz im Steuergebiet, das Hauptzollamt örtlich zuständig, in dessen Bezirk die Unter-
nehmen oder Personen erstmals steuerlich in Erscheinung treten.“ 

4. § 2 wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst: 

„§ 2 

Steuerbare Menge“. 

b) In Satz 1 wird das Wort „Füllmenge“ durch das Wort „Nennfüllmenge“ ersetzt. 

5. In der Angabe zu Abschnitt 3 wird die Angabe „§§ 4, 5“ durch die Wörter „§§ 2, 4, 5“ ersetzt. 

6. § 3 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 werden die Wörter „Steuerlager (§ 4 des Gesetzes)“ durch die Wörter „Steuerlager 
nach § 4 des Gesetzes“ ersetzt. 

b) In Absatz 5 Satz 1 wird das Wort „zuständige“ gestrichen. 

7. § 4 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 wird das Wort „zuständigen“ gestrichen. 

bb) Satz 2 Nummer 1 wird aufgehoben und die bisherigen Nummern 2 und 3 werden die Nummern 1 
und 2. 

b) Der bisherige Absatz 2 wird aufgehoben und der bisherige Absatz 3 wird Absatz 2. 

c) Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 3 und wird wie folgt gefasst: 

„(3) Im Antrag auf Erlaubnis als Steuerlagerinhaber ist, wenn erstmals mit der Herstellung von Bier 
begonnen wird, die voraussichtliche Jahreserzeugung anzugeben. Soweit Biermengen in Lizenz gebraut 
oder zur Herstellung von Bier im Sinn des § 1 Absatz 2 Nummer 2 des Gesetzes benutzt werden, ist die 
voraussichtliche Gesamtjahreserzeugung nach § 2 Absatz 2 Satz 7 des Gesetzes anzugeben.“ 

d) Der bisherige Absatz 5 wird Absatz 4 und in Satz 1 wird das Wort „zuständigen“ gestrichen und werden 
nach den Wörtern „zu machen“ das Komma gestrichen und werden die Wörter „oder zusätzliche Un-
terlagen vorzulegen,“ eingefügt und werden nach den Wörtern „wenn diese“ die Wörter “Angaben oder 
diese Unterlagen“ eingefügt. 

e) Der bisherige Absatz 6 wird Absatz 5 und die Wörter „Absätze 1, 3 und 5“ werden durch die Wörter 
„Absätze 1, 2 und 4“ ersetzt. 

8. § 5 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 wird das Wort „zuständige“ gestrichen und nach dem Wort „schriftlich“ die Wörter „oder 
elektronisch“ eingefügt. 

bb) In Satz 3 werden die Wörter „nach einer Verwaltungsvorschrift des Bundesministeriums der Fi-
nanzen“ gestrichen. 

cc) In Satz 5 wird das Wort „befristet“ durch die Wörter „mit Nebenbestimmungen nach § 120 der 
Abgabenordnung versehen“ ersetzt. 
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b) In Absatz 2 Nummer 1 wird nach dem Wort „liegt,“ das Wort „oder“ eingefügt. 

c) In Absatz 3 wird das Wort „zuständige“ gestrichen. 

d) In Absatz 4 werden die Wörter „§ 4 Absatz 6“ durch die Wörter „§ 4 Absatz 5“ ersetzt. 

9. § 6 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 

„(1) Das Hauptzollamt legt die Höhe der Sicherheitsleistung unter Berücksichtigung des § 5 Ab-
satz 1 Satz 4 des Gesetzes fest. Es überprüft regelmäßig die Höhe der Sicherheitsleistung und passt 
diese gegebenenfalls an.“ 

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 wird nach dem Wort „Hauptzollamt“ das Wort „eine“ und werden nach dem Wort „so-
wie“ die Wörter „bis zur Höhe“ eingefügt. 

bb) Satz 2 wird aufgehoben. 

10. Nach § 6 wird folgender § 6a eingefügt: 

„§ 6a 

Überprüfung der Erlaubnis 

Das Hauptzollamt überprüft unbeschadet anlassbezogener Überprüfungsmaßnahmen regelmäßig, ob 
die Verpflichtungen aus der Erlaubnis nach § 5 eingehalten werden. Zudem überprüft es regelmäßig, ob der 
Erlaubnisinhaber die Bedingungen und Voraussetzungen für die Erlaubnis weiterhin erfüllt. Die regelmäßi-
gen Überprüfungsmaßnahmen werden innerhalb von drei Jahren nach der letzten Überprüfungsmaßnahme 
oder der Neuerteilung durchgeführt.“ 

11. § 7 wird wie folgt gefasst: 

„§ 7 

Änderung von Verhältnissen 

(1) Der Steuerlagerinhaber hat dem Hauptzollamt jede Änderung der nach § 4 Absatz 1, 2 und 4 Satz 1 
angegebenen Verhältnisse vor der Änderung schriftlich anzuzeigen. Zu den anzuzeigenden Änderungen ge-
hören auch 

1. eine Unternehmensumwandlung nach den Vorschriften des Umwandlungsgesetzes, 

2. bei Personengesellschaften Änderungen der Personen der Gesellschafter oder der geschäftsführenden Per-
sonen, 

3. die Verlegung des Hauptwohnsitzes sowie bei Unternehmen die Verlegung des Unternehmenssitzes oder 
des Ortes, von dem aus der Beteiligte sein Unternehmen betreibt, oder 

4. die Auflösung des Unternehmens. 

Änderungen der räumlichen Ausdehnung des oder der Steuerlager oder der angeordneten Sicherungsmaß-
nahmen bedürfen der Zustimmung des Hauptzollamts. 

(2) Der Steuerlagerinhaber hat dem Hauptzollamt andere Veränderungen als die nach Absatz 1 unver-
züglich nach ihrem Eintritt anzuzeigen. Hierzu gehören insbesondere 

1. seine Überschuldung, drohende oder eingetretene Zahlungsunfähigkeit oder Zahlungseinstellung, 

2. die Stellung des Antrags auf Eröffnung eines Insolvenzverfahrens, 
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3. die Anordnung vorläufiger Maßnahmen nach § 21 der Insolvenzordnung unter Beifügung des gerichtli-
chen Beschlusses und 

4. jede Änderung, die zur Eintragung ins Handels-, Genossenschafts-, Vereins- oder Partnerschaftsregister 
anzumelden ist. 

(3) Bevor der Betrieb eines Steuerlagers eingestellt wird oder mehr als sechs Wochen ruht, hat der 
Steuerlagerinhaber dies dem Hauptzollamt schriftlich anzuzeigen. Die Wiederaufnahme des Betriebs hat der 
Steuerlagerinhaber spätestens eine Woche vorher schriftlich anzuzeigen. Das Hauptzollamt kann im Einzel-
fall zu den Anzeigepflichten Anordnungen treffen oder Ausnahmen zulassen. Wird der Betrieb eines Steu-
erlagers eingestellt, widerruft das Hauptzollamt die Erlaubnis nach § 5. Sofern die Erlaubnis mehrere Steu-
erlager umfasst, wird sie geändert. 

 (4) In den Fällen des § 8 Absatz 1 Nummer 2, 4, 6 und 7 ist dem Hauptzollamt durch folgende Personen 
unverzüglich Folgendes schriftlich anzuzeigen: 

1. der Tod des Erlaubnisinhabers: von den Erben des Erlaubnisinhabers, dem Testamentsvollstrecker oder 
dem Nachlasspfleger, 

2. die Übernahme des Unternehmens: vom neuen Inhaber oder 

3. die Eröffnung des Insolvenzverfahrens oder die Abweisung der Eröffnung des Insolvenzverfahrens: vom 
Insolvenzverwalter oder, im Falle der angeordneten Eigenverwaltung, vom Erlaubnisinhaber; der ge-
richtliche Beschluss ist beizufügen.“ 

12. § 8 wird wie folgt gefasst: 

„§ 8 

Erlöschen und Fortbestand der Erlaubnis 

(1) Die Erlaubnis nach § 5 Absatz 1 Satz 1 erlischt unbeschadet des § 124 Absatz 2 der Abgabenord-
nung durch 

1. den Verzicht des Steuerlagerinhabers, 

2. den Tod des Steuerlagerinhabers, 

3. die Auflösung der juristischen Person oder Personenvereinigung ohne Rechtspersönlichkeit, der die Er-
laubnis erteilt worden ist, 

4. die Übergabe des Unternehmens an Dritte, 

5. eine Unternehmensumwandlung nach § 1 Absatz 1 des Umwandlungsgesetzes, 

6. die Abweisung der Eröffnung des Insolvenzverfahrens mangels Masse oder 

7. die Eröffnung des Insolvenzverfahrens über das Vermögen des Steuerlagerinhabers. 

(2) Die Erlaubnis erlischt, sofern die folgenden Absätze zum Zeitpunkt des Erlöschens nichts anderes 
bestimmen 

1. in den Fällen des Absatzes 1 Nummer 2, 3, 4, 5 und 7 mit Ablauf von drei Monaten nach dem maßgebli-
chen Ereignis 

2. in den Fällen des Absatzes 1 Nummer 1 und 6 mit dem maßgeblichen Ereignis. 

(3) Teilen in den Fällen des Absatzes 1 Nummer 2, 3 oder 7 die Erben, der Testamentsvollstrecker, der 
Nachlasspfleger, die Liquidatoren, der Insolvenzverwalter oder im Fall der angeordneten Eigenverwaltung 
der Erlaubnisinhaber dem Hauptzollamt vor dem Erlöschen der Erlaubnis schriftlich mit, dass das Steuerla-
ger bis zu seinem endgültigen Übergang auf einen anderen Inhaber oder bis zu Abwicklung des Unterneh-
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mens fortgeführt wird, gilt die Erlaubnis für die Rechtsnachfolger, den Testamentsvollstrecker, den Nach-
lasspfleger, die Liquidatoren oder den Insolvenzverwalter bis spätestens zum Ablauf einer vom Hauptzollamt 
festzusetzenden angemessenen Frist fort. 

(4) Wird in den Fällen des Absatzes 1 Nummer 2, 4 und 5 vor dem Erlöschen eine neue Erlaubnis 
beantragt von 

1. den Erben, 

2. dem neuen Inhaber der Erlaubnis, 

3. dem Inhaber des neuen Unternehmens oder 

4. dem Inhaber des Unternehmens, das den bisherigen Rechtsträger übernommen hat, für den die Erlaubnis 
vor der Umwandlung erteilt wurde, 

so gilt die Erlaubnis des Rechtsvorgängers für die Antragsteller bis zur Bestandskraft der Entscheidung über 
den Antrag fort. Wird eine neue Erlaubnis beantragt, kann, soweit sich keine Änderungen ergeben haben, 
auf die Angaben und Unterlagen Bezug genommen werden, die dem Hauptzollamt bereits vorliegen. Mit 
Zustimmung des Hauptzollamts kann bei Antragstellung auf die Verwendung des amtlich vorgeschriebenen 
Vordrucks verzichtet werden. 

(5) Die fortgeltende Erlaubnis erlischt 

1. in den Fällen des Absatzes 3 Satz 1, wenn auf die Fortführung des Steuerlagers oder der Steuerlager ver-
zichtet wird, 

2. in den Fällen des Absatzes 4, wenn keine neue Erlaubnis erteilt wird. 

(6) Bier, das sich zum Zeitpunkt des Erlöschens der Erlaubnis in einem Steuerlager befindet, gilt als 
zum Zeitpunkt des Erlöschens in den steuerrechtlich freien Verkehr überführt. Über die Bestände haben 
unverzüglich nach der Überführung in den steuerrechtlich freien Verkehr eine Steueranmeldung nach amt-
lich vorgeschriebenem Vordruck abzugeben: 

1. in den Fällen des Absatzes 1 Nummer 1, 4, 5 und 6 der Steuerlagerinhaber, 

2. in den Fällen des Absatzes 1 Nummer 2 

a) bei einer Nachlasspflegschaft der Nachlasspfleger, 

b) bei angeordneter Testamentsvollstreckung der Testamentsvollstrecker und 

c) im Übrigen die Erben,  

3. in den Fällen des Absatzes 1 Nummer 3 die Liquidatoren und 

4. in den Fällen des Absatzes 1 Nummer 7 der Insolvenzverwalter. 

Die Steuer ist sofort fällig. Das Hauptzollamt kann für die Räumung des Steuerlagers eine Frist gewähren. 
Die Erlaubnis gilt für die Zwecke der Räumung bis zum Fristablauf weiter.“ 

13. § 9 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 2 und Absatz 2 Satz 2 wird jeweils das Wort „zuständige“ gestrichen. 

b) In Absatz 3 Satz 2 wird das Wort „zuständige“ gestrichen und vor dem Wort „freien“ das Wort „steu-
errechtlich“ eingefügt. 

14. § 10 wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst: 

V
orabfassung – w

ird durch die lektorierte Fassung ersetzt. 



Deutscher Bundestag – 20. Wahlperiode – 33 – Drucksache 20/2247 
 
 

„§ 10 

Vollständige Zerstörung, unwiederbringlicher Gesamt- oder Teilverlust und Vernichtung“. 

b) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 werden nach den Wörtern „vollständig zerstört worden oder“ die Wörter „vollständig 
oder teilweise“ eingefügt und die Wörter „Hersteller ohne Erlaubnis nach § 5 oder der“ gestrichen 
und wird das Wort „zuständigen“ gestrichen. 

bb) In Satz 2 wird das Wort „zuständige“ gestrichen. 

c) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 werden nach dem Wort „Bier“ die Wörter „nach § 23 Absatz 2 Nummer 4 des Gesetzes“ 
eingefügt und werden die Wörter „Hersteller ohne Erlaubnis nach § 5 oder dem“ gestrichen. 

bb) In den Sätzen 2 und 3 wird jeweils das Wort „zuständige“ gestrichen. 

d) Folgender Absatz 3 wird angefügt: 

„(3) Die Absätze 1 und 2 gelten für die beabsichtigte Zerstörung von Bier nach § 14 Absatz 3 Satz 2 
des Gesetzes entsprechend. Die Anzeige der beabsichtigten Zerstörung ist in den Fällen, in denen das 
Bier unter Steueraussetzung befördert wird, durch den Versender abzugeben. Sofern die vorgelegten 
Nachweise anerkannt werden, wird die nach § 19 für die Beförderung geleistete Sicherheit freigege-
ben.“ 

15. § 11 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 und 4 wird jeweils das Wort „zuständigen“ und in Satz 3 wird das Wort „zuständige“ 
gestrichen. 

b) In Absatz 2 Satz 1 wird das Wort „zuständige“ gestrichen. 

c) In Absatz 3 Satz 1 und 2 wird jeweils das Wort „zuständigen“ gestrichen. 

d) In Absatz 4 wird das Wort „zuständige“ gestrichen. 

16. Nach § 11 wird folgender § 11a eingefügt: 

„§ 11a 

Amtliche Bescheinigung für unabhängige Hersteller 

(1) Die Ausstellung einer amtlichen Bescheinigung für unabhängige Hersteller zur Gewährung ermä-
ßigter Steuersätze in anderen Mitgliedstaaten gemäß § 2 Absatz 7 des Gesetzes ist beim Hauptzollamt nach 
amtlich vorgeschriebenem Vordruck zu beantragen. 

(2) Für Bier nach § 1 Absatz 2 des Gesetzes stellt das Hauptzollamt die Bescheinigung nach Absatz 1 
unter der Voraussetzung aus, dass die Gesamtjahreserzeugung des unabhängigen Herstellers im vorangegan-
genen Kalenderjahr 200 000 hl Bier nicht überschritten hat. Als Nachweis der Gesamtjahreserzeugung ge-
nügt grundsätzlich der Biersteuerjahresbescheid. Auf Verlangen des Hauptzollamts hat der Antragsteller 
weitere Unterlagen vorzulegen. Sofern zwei oder mehrere Hersteller zusammenarbeiten und deren gemein-
same Gesamtjahreserzeugung 200 000 hl nicht überstiegen hat, können diese als ein einziger unabhängiger 
Hersteller behandelt werden. Satz 2 gilt entsprechend. 

(3) Als amtliche Bescheinigung im Sinn von § 2 Absatz 6 Satz 2 des Gesetzes gilt auch eine von einem 
Versender mit Sitz in einem anderen Mitgliedstaat selbst ausgestellte Bescheinigung, wenn 

1. der Mitgliedstaat, in dem die unabhängige Brauerei ansässig ist, die Ausstellung von Selbstbescheinigun-
gen gestattet und 
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2. die Gesamtjahreserzeugung der unabhängigen Brauerei nicht mehr als 200 000 hl beträgt.“ 

17. In § 12 Satz 2 wird das Wort „zuständige“ gestrichen. 

18. § 13 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 werden die Wörter „registrierter Empfänger (§ 6 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 des Geset-
zes)“ durch die Wörter „registrierter Empfänger nach § 6 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 des Gesetzes“ 
ersetzt und werden das Wort „zuständigen“ sowie der Klammerzusatz „(§ 4 Absatz 2)“ gestrichen. 

bb) Satz 2 Nummer 1 wird aufgehoben und die bisherigen Nummern 2 bis 4 werden die Nummern 1 
bis 3. 

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 werden nach den Wörtern „weitere Angaben zu machen“ die Wörter „oder zusätzliche 
Unterlagen vorzulegen“ eingefügt und werden die Wörter „wenn diese“ durch die Wörter „wenn 
diese Angaben oder diese Unterlagen“ ersetzt. 

bb) In Satz 2 wird das Wort „zuständige“ gestrichen. 

c) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 wird das Wort „zuständige“ gestrichen und werden nach dem Wort „schriftlich“ die Wör-
ter „oder elektronisch“ eingefügt. 

bb) In Satz 2 werden die Wörter „nach einer Verwaltungsvorschrift des Bundesministeriums der Fi-
nanzen“ gestrichen. 

cc) In Satz 4 werden die Wörter „§ 6 Absatz 1 Satz 2 gilt“ durch die Wörter „§ 6 Absatz 1 Satz 2 und 
§ 19 gelten“ ersetzt. 

dd) In Satz 5 wird das Wort „befristet“ durch die Wörter „mit Nebenbestimmungen nach § 120 der 
Abgabenordnung versehen“ ersetzt. 

d) In Absatz 4 Satz 1 und Absatz 5 Satz 2 wird jeweils das Wort „zuständige“ gestrichen. 

e) Absatz 6 wird wie folgt gefasst: 

„(6) Für die Überprüfung der Erlaubnis, die Änderung von Verhältnissen und das Erlöschen der 
Erlaubnis gelten die §§ 6a, 7 und 8 entsprechend.“ 

f) Absatz 7 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 werden die Wörter „(§ 6 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 des Gesetzes)“ durch die Wörter 
„nach § 6 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 des Gesetzes“ ersetzt und werden die Wörter „beim zustän-
digen Hauptzollamt (§ 4 Absatz 2)“ durch die Wörter „beim Hauptzollamt“ ersetzt. 

bb) In Satz 2 wird das Wort „zuständige“ gestrichen und wird der Klammerzusatz „(§ 4 Absatz 2)“ 
gestrichen. 

cc) In Satz 4 werden die Wörter „§ 6 Absatz 2 Satz 3“ durch die Wörter „§ 6 Absatz 2 Satz 4“ ersetzt. 

dd) Satz 5 wird aufgehoben. 

19. § 14 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 wird der Klammerzusatz „(§ 7 Absatz 1 des Gesetzes)“ durch die Wörter „nach § 7 Ab-
satz 1 des Gesetzes“ ersetzt und werden die Wörter „beim zuständigen Hauptzollamt (§ 4 Ab-
satz 2)“ durch die Wörter „beim Hauptzollamt“ ersetzt. 

bb) Satz 2 wird wie folgt geändert: 
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aaa) Nummer 1 wird aufgehoben und die bisherigen Nummern 2 und 3 werden die Nummern 
1 und 2. 

bbb) In der neuen Nummer 1 wird das Wort „und“ durch das Wort „oder“ ersetzt und werden 
die Wörter „§ 3 Nummer 9 des Gesetzes“ durch die Wörter „§ 3 Nummer 11 des Geset-
zes“ ersetzt. 

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 werden nach den Wörtern „weitere Angaben zu machen“ die Wörter „oder zusätzliche 
Unterlagen vorzulegen“ eingefügt und werden die Wörter „wenn diese“ durch die Wörter „wenn 
diese Angaben oder diese Unterlagen“ ersetzt. 

bb) In Satz 2 wird das Wort „zuständige“ gestrichen. 

c) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 wird das Wort „zuständige“ gestrichen und werden nach dem Wort „schriftlich“ die Wör-
ter „oder elektronisch“ eingefügt. 

bb) In Satz 2 werden die Wörter „nach einer Verwaltungsvorschrift des Bundesministeriums der Fi-
nanzen“ gestrichen. 

cc) In Satz 4 wird das Wort „befristet“ durch die Wörter „mit Nebenbestimmungen nach § 120 der 
Abgabenordnung versehen“ ersetzt. 

d) Absatz 4 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 werden die Wörter „nach den Artikeln 263 bis 267 der Zollkodex-Durchführungsverord-
nung oder aus einem Zolllager des Typs D im Sinn des Artikels 525 Absatz 2 Buchstabe a der 
Zollkodex-Durchführungsverordnung in den zollrechtlich freien Verkehr übergeführt“ durch die 
Wörter „nach Artikel 182 des Unionszollkodex zum zollrechtlich freien Verkehr überlassen“ er-
setzt. 

bb) In Satz 2 werden die Wörter „das Hauptzollamt“ durch die Wörter „die Zollstelle nach Artikel 1 
Nummer 15 der Delegierten Verordnung zum Unionszollkodex“ ersetzt. 

e) In Absatz 5 Satz 2 wird das Wort „zuständige“ gestrichen. 

f) Absatz 6 wird wie folgt gefasst: 

„(6) Für die Überprüfung der Erlaubnis, die Änderung von Verhältnissen und das Erlöschen der 
Erlaubnis gelten die §§ 6a, 7 und 8 entsprechend.“ 

20. § 15 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden die Wörter „mit Artikel 13 der Systemrichtlinie“ durch die Wörter „mit Artikel 12 
der Systemrichtlinie“ ersetzt. 

b) Absatz 2 Nummer 2 wird aufgehoben und die bisherige Nummer 3 wird Nummer 2. 

c) Nach Absatz 5 wird folgender Absatz 6 angefügt: 

„(6) Wird Bier, das nach den Absätzen 1 bis 5 von Begünstigten nach § 8 Absatz 1 Nummer 4 bis 
6 des Gesetzes unter Steueraussetzung empfangen wurde, an Dritte abgegeben, entsteht die Steuer nach 
§ 14 Absatz 1 des Gesetzes. Steuerschuldner ist neben der Person, die das Bier an Dritte abgegeben hat, 
die Person, die dieses in Empfang genommen hat. Der Steuerschuldner hat unverzüglich eine Steueran-
meldung beim zuständigen Hauptzollamt abzugeben. Für die Steueranmeldung gilt § 31 entsprechend. 
Die Steuer ist sofort fällig. Mehrere Steuerschuldner sind Gesamtschuldner.“ 

21. § 16 wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst: 

V
orabfassung – w

ird durch die lektorierte Fassung ersetzt. 



Drucksache 20/2247 – 36 – Deutscher Bundestag – 20. Wahlperiode 
 
 

„§ 16 

Teilnahme am EDV-gestützten Beförderungs- und Kontrollsystem; Ausfallverfahren“. 

b) In Satz 1 werden das Wort „Bedingungen“ durch die Wörter „nach welchen Rahmenbedingungen“ und 
der Klammerzusatz „(§ 9 Absatz 1 des Gesetzes)“ durch die Wörter „nach § 9 Absatz 1 des Gesetzes“ 
ersetzt. 

c) Nach Satz 2 wird folgender Satz eingefügt: 

„Des Weiteren legt die Generalzolldirektion in der Verfahrensanweisung für den Fall, dass das EDV-
gestützte Beförderungs- und Kontrollsystem nicht zur Verfügung steht, die Voraussetzungen und Rah-
menbedingungen für die Inanspruchnahme des Ausfallverfahrens fest.“ 

d) Im neuen Satz 5 wird das Wort „Bedingungen“ durch das Wort „Rahmenbedingungen“ ersetzt. 

22. § 17 wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst: 

„§ 17 

Erstellen des elektronischen Verwaltungsdokuments; 

Mitführen des eindeutigen Referenzcodes“. 

b) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Nummer 3 werden die Wörter „Gemeinschaft verlässt“ durch die Wörter „Union verlässt oder 
in das externe Versandverfahren nach Artikel 226 Absatz 2 des Unionszollkodex überführt wird, 
sofern dies nach Artikel 189 Absatz 4 der Delegierten Verordnung zum Unionszollkodex vorge-
sehen ist“ ersetzt. 

bb) Im Satzteil nach Nummer 3 werden die Wörter „der Steuerlagerinhaber als Versender oder der 
registrierte Versender dem zuständigen Hauptzollamt“ durch die Wörter „der Versender dem 
Hauptzollamt“ ersetzt und werden die Wörter „nach amtlich vorgeschriebenen Datensatz“ durch 
die Wörter „mit dem in Artikel 3 Absatz 1 der EMCS-Durchführungsverordnung vorgeschriebe-
nen Datensatz“ ersetzt. 

c) In Absatz 2 Satz 1 wird das Wort „zuständige“ gestrichen. 

d) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 werden die Wörter „einen Ausdruck des vom zuständigen Hauptzollamt übermittelten 
elektronischen Verwaltungsdokuments“ durch die Wörter „den eindeutigen Referenzcode“ ersetzt 
und nach dem Wort „mitzuführen“ die Wörter „und auf Verlangen mitzuteilen“ angefügt. 

bb) Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

„Das Hauptzollamt kann die Vorlage eines Ausdrucks des elektronischen Verwaltungsdokuments 
oder jedes anderen Handelspapiers verlangen.“ 

e) In Absatz 4 Satz 1 wird das Wort „zuständigen“ gestrichen. 

f) Absatz 5 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 werden die Wörter „für diesen zuständige“ gestrichen. 

bb) In Satz 3 wird jeweils das Wort „zuständigen“ gestrichen. 

23. In § 18 Satz 1 wird das Wort „Begünstigte“ durch das Wort „Begünstigten“ ersetzt. 

24. In § 19 Absatz 3 Satz 1 wird das Wort „zuständige“ gestrichen. 

V
orabfassung – w

ird durch die lektorierte Fassung ersetzt. 



Deutscher Bundestag – 20. Wahlperiode – 37 – Drucksache 20/2247 
 
 
25. § 20 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 werden die Wörter „der Steuerlagerinhaber als Versender oder der registrierte Versender dem 
zuständigen Hauptzollamt“ durch die Wörter „der Versender dem Hauptzollamt“ ersetzt und die Wörter 
„nach amtlich vorgeschriebenen Datensatz“ durch die Wörter „mit dem in Artikel 4 Absatz 1 der 
EMCS-Durchführungsverordnung vorgeschriebenen Datensatz“ ersetzt. 

b) In Absatz 3 Satz 1 wird das Wort „zuständige“ gestrichen. 

26. § 21 wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst: 

„§ 21 

Änderung des Bestimmungsorts oder des Empfängers von Bier bei Verwendung des elektronischen 
Verwaltungsdokuments“. 

b) In Absatz 1 Satz 1 werden die Wörter „Steuerlagerinhaber als Versender oder der registrierte Versender 
den Bestimmungsort“ durch die Wörter „Versender den Bestimmungsort oder den Empfänger des Bie-
res“ ersetzt und nach den Wörtern „zulässigen Bestimmungsort“ die Wörter „oder einen anderen Emp-
fänger“ eingefügt. 

c) Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 

„(2) Vor Änderung des Bestimmungsorts oder des Empfängers des Bieres hat der Versender dem 
Hauptzollamt unter Verwendung des EDV-gestützten Beförderungs- und Kontrollsystems den Entwurf 
der elektronischen Änderungsmeldung mit dem in Artikel 5 Absatz 1 der EMCS-Durchführungsver-
ordnung vorgeschriebenen Datensatz zu übermitteln.“ 

d) In Absatz 3 Satz 1 wird das Wort „zuständige“ gestrichen. 

27. § 22 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 wird das Wort „zuständigen“ gestrichen und werden die Wörter „nach amtlich vorge-
schriebenem“ durch die Wörter „mit dem in Artikel 7 Absatz 1 der EMCS-Durchführungsverord-
nung vorgeschriebenen“ ersetzt. 

bb) In Satz 2 wird das Wort „zuständige“ gestrichen. 

b) In Absatz 2 Satz 1 wird das Wort „zuständige“ gestrichen. 

c) In Absatz 4 Satz 1 wird das Wort „zuständigen“ gestrichen. 

d) Absatz 5 wird wie folgt gefasst: 

„(5) Das Hauptzollamt erstellt auf der Grundlage der von der Ausgangszollstelle übermittelten Aus-
gangsbestätigung eine Ausfuhrmeldung, mit der  

1. in den Fällen des § 12 Absatz 1 Nummer 1 des Gesetzes bestätigt wird, dass das Bier das Verbrauch-
steuergebiet der Europäischen Union verlassen hat, oder 

2. in den Fällen des § 12 Absatz 1 Nummer 2 des Gesetzes bestätigt wird, dass das Bier in das externe 
Versandverfahren nach Artikel 226 Absatz 2 des Unionszollkodex überführt wurde, sofern dies 
nach Artikel 189 Absatz 4 der Delegierten Verordnung zum Unionszollkodex vorgesehen war.  

Satz 1 gilt auch bei der Ausfuhr von Teilmengen. Das Hauptzollamt übermittelt die Ausfuhrmeldung 
an den Versender im Steuergebiet. Ausfuhrmeldungen, die von den Behörden eines anderen Mitglied-
staats übermittelt wurden, werden durch das zuständige Hauptzollamt an den Versender im Steuergebiet 
weitergeleitet.“ 
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e) In Absatz 6 Satz 2 wird das Wort „Gemeinschaft“ durch das Wort „Union“ ersetzt und werden nach 
den Wörtern „nicht verlassen hat“ die Wörter „oder nicht in das externe Versandverfahren nach Arti-
kel 226 Absatz 2 des Unionszollkodex überführt wurde, sofern dies nach Artikel 189 Absatz 4 der De-
legierten Verordnung zum Unionszollkodex vorgesehen war“ eingefügt.

f) In Absatz 7 Satz 1 wird der Klammerzusatz „(§ 23a Absatz 1 des Gesetzes)“ durch die Wörter „nach 
§ 23a Absatz 1 des Gesetzes“ ersetzt und wird das Wort „zuständige“ gestrichen.

g) Nach Absatz 7 wird folgender Absatz 8 angefügt:

„(8) Darf Bier das Zollgebiet der Europäischen Union nicht verlassen, erstellt das Hauptzollamt 
eine Meldung auf der Grundlage der von der Ausgangszollstelle übermittelten Informationen. Das 
Hauptzollamt erstellt auch eine Meldung, wenn Teilmengen das Zollgebiet der Europäischen Union 
nicht verlassen dürfen. Das Hauptzollamt übermittelt die Meldung über die nicht erfolgte Ausfuhr an 
den Steuerlagerinhaber als Versender im Steuergebiet oder an den registrierten Versender im Steuerge-
biet. Meldungen über die nicht erfolgte Ausfuhr, die von den Behörden eines anderen Mitgliedstaats 
übermittelt wurden, werden durch das Hauptzollamt an den Versender im Steuergebiet weitergeleitet. 
Nach Eingang der Meldung über die nicht erfolgte Ausfuhr annulliert der Versender das elektronische 
Verwaltungsdokument, wenn die Beförderung noch nicht begonnen hat. Hat die Beförderung bereits 
begonnen, ändert der Versender den Bestimmungsort oder den Empfänger des Bieres.“

28. § 23 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 wird das Wort „zuständige“ gestrichen.

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 werden die Wörter „Artikel 786 der Zollkodex-Durchführungsverordnung ein zollrecht-
liches Ausfuhrverfahren durchgeführt wird, das zuständige Hauptzollamt“ durch die Wörter „Ar-
tikel 269 Absatz 1, 2 Buchstabe c und Absatz 3 des Unionszollkodex ein Ausfuhrverfahren durch-
geführt wird, das Hauptzollamt“ ersetzt. 

bb) In Nummer 1 werden die Wörter „nach Artikel 285a Absatz 1a der Zollkodex-Durchführungsver-
ordnung“ durch die Wörter „nach Artikel 182 des Unionszollkodex“ ersetzt. 

cc) In Nummer 3 wird das Wort „Flugzeugen“ durch das Wort „Luftfahrzeugen“ ersetzt.

c) Absatz 3 wird aufgehoben.

29. § 24 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 Satz 1 wird der Klammerzusatz „(§ 23a Absatz 1 des Gesetzes)“ durch die Wörter „nach 
§ 23a Absatz 1 des Gesetzes“ ersetzt und die Wörter „Steuerlagerinhaber als Versender aus seinem 
Steuerlager im Steuergebiet oder der registrierte Versender vom Ort der Einfuhr“ durch die Wörter 
„Versender im Steuergebiet“ ersetzt.

b) In Absatz 2 Satz 1 werden nach den Wörtern „Dokument in vier Exemplaren“ die Wörter „vor Beginn 
der Beförderung“ eingefügt.

c) Absatz 3 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 werden das Wort „zuständigen“ und der Klammerzusatz „(§ 4 Absatz 2)“ gestrichen.

bb) In Satz 4 wird das Wort „zuständigen“ gestrichen.

d) Absatz 4 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 wird der Klammerzusatz „(§ 4 Absatz 2)“ gestrichen.

bb) In Satz 3 wir das Wort „zuständige“ gestrichen.

cc) In Satz 4 wird das Wort „zurückzuschicken“ durch das Wort „zurückzusenden“ ersetzt.

dd) In Satz 5 wird das Wort „zurückgeschickte“ durch das Wort „zurückgesandte“ ersetzt.
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e) In Absatz 5 Satz 1 und Satz 2 werden die Wörter „verwendet werden. Der Versender hat diese“ gestri-
chen und die Wörter „zu kennzeichnen“ durch die Wörter „verwendet werden“ ersetzt. 

f) Absatz 6 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 wird das Wort „zuständigen“ gestrichen. 

bb) In Satz 2 wird das Wort „zuständige“ gestrichen. 

30. § 25 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden die Wörter „der Steuerlagerinhaber als Versender oder der registrierte Versender“ 
durch die Wörter „der Versender“ ersetzt und nach dem Wort „Vordruck“ die Wörter „gemäß Artikel 8 
Absatz 1 der EMCS-Durchführungsverordnung“ eingefügt. 

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 wird das Wort „zuständige“ gestrichen. 

bb) In Satz 2 werden die Wörter „von der Zollverwaltung veranlassten“ durch die Wörter „durch das 
Informationstechnikzentrum Bund veröffentlichten“ ersetzt. 

c) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 werden nach dem Wort „Ausfalldokument“ die Wörter „vor Beginn der Beförderung“ 
eingefügt. 

bb) In Satz 3 werden die Wörter „für Ihn zuständigen“ gestrichen und werden die Wörter „zu übermit-
teln“ durch das Wort „vorzulegen“ ersetzt. 

d) In Absatz 4 Satz 1 und 2 wird jeweils das Wort „zuständigen“ gestrichen. 

e) Nach Absatz 4 wird folgender Absatz 4a eingefügt: 

„(4a) In den Fällen des § 12 Absatz 1 des Gesetzes oder des Ausgangs von Bier in eines der in 
Artikel 4 Absatz 2 der Systemrichtlinie aufgeführten Gebiete händigt der Versender dem Anmelder zur 
Ausfuhr die dritte Ausfertigung des Ausfalldokuments aus. Der Anmelder zur Ausfuhr legt diese Aus-
fertigung oder die eindeutige Kennung des Ausfalldokuments der Ausgangszollstelle vor. Die Angaben 
des Ausfalldokuments müssen den Angaben der Ausfuhrmeldung für das angemeldete Bier entspre-
chen.“ 

f) In Absatz 5 Satz 1 wird das Wort „zuständigen“ gestrichen. 

g) In Absatz 6 Satz 1 wird das Wort „zuständige“ gestrichen. 

h) Absatz 7 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 wird nach dem Wort „Versender“ das Wort „unverzüglich“ eingefügt. 

bb) In Satz 2 werden nach dem Wort „Bieres“ das Wort „unverzüglich“ und wird nach dem Wort 
„diesem“ das Wort „unverzüglich“ eingefügt. 

cc) In Satz 3 wird das Wort „Papier“ durch das Wort „Nachweis“ ersetzt. 

31. § 26 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden die Wörter „der Steuerlagerinhaber als Versender oder der registrierte Versender“ 
durch die Wörter „der Versender“ ersetzt und werden die Wörter „mit der Beförderung“ durch die Wör-
ter „die Beförderung“ ersetzt und wird das Wort „wurde“ durch das Wort „hat“ ersetzt. 

b) In Absatz 2 Satz 1 werden nach dem Wort „Annullierungsdokument“ die Wörter „vor Beginn der Be-
förderung“ eingefügt. 

32. § 27 wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst: 
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„§ 27 

Änderung des Bestimmungsorts oder des Empfängers von Bier im Ausfallverfahren“. 

b) In Absatz 1 Satz 1 werden die Wörter „der Steuerlagerinhaber als Versender oder der registrierte Ver-
sender den Bestimmungsort“ durch die Wörter „der Versender den Bestimmungsort oder den Empfän-
ger des Bieres“ ersetzt und werden nach dem Wort „Vordruck“ die Wörter „gemäß Artikel 8 Absatz 2 
der EMCS-Durchführungsverordnung“ eingefügt. 

c) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 werden die Wörter „Der Versender hat“ durch die Wörter „Vor der Änderung des Be-
stimmungsorts oder des Empfängers des Bieres hat der Versender“ ersetzt. 

bb) In Satz 3 wird das Wort „zuständigen“ gestrichen und werden die Wörter „zu übermitteln“ durch 
das Wort „vorzulegen“ ersetzt. 

cc) In Satz 5 werden nach dem Wort „wenn“ die Wörter „die Beförderung bereits mit einem Ausfall-
dokument begonnen und“ eingefügt. 

d) In Absatz 3 Satz 1 werden nach dem Wort „Bestimmungsorts“ die Wörter „oder des Empfängers des 
Bieres“ eingefügt und wird das Wort „zuständigen“ gestrichen. 

e) In Absatz 4 werden die Wörter „des Bestimmungsorts sowie die Übermittlung“ durch die Wörter „des 
Bestimmungsorts oder des Empfängers des Bieres sowie die Vorlage“ ersetzt. 

33. § 28 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 werden nach dem Wort „Vordruck“ die Wörter „gemäß Artikel 8 Absatz 3 der 
EMCS-Durchführungsverordnung“ eingefügt. 

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 wird nach dem Wort „Eingangsdokument“ das Wort „unverzüglich“ eingefügt. 

bb) In Satz 4 werden die Wörter „für den Empfänger zuständige“ gestrichen. 

c) In Absatz 3 wird das Wort „zuständigen“ gestrichen. 

d) Absatz 4 wird wie folgt geändert. 

aa) In Satz 1 wird das Wort „Gemeinschaft“ durch das Wort „Union“ ersetzt und werden nach den 
Worten „verlassen hat“ die Wörter „oder in das externe Versandverfahren nach Artikel 226 Ab-
satz 2 des Unionszollkodex überführt wurde, sofern dies nach Artikel 189 Absatz 4 der Delegier-
ten Verordnung zum Unionszollkodex vorgesehen war“ eingefügt. 

bb) In Satz 4 wird das Wort „zuständige“ gestrichen. 

e) Nach Absatz 4 wird folgender Absatz 4a eingefügt: 

„(4a) Darf Bier in den Fällen des § 12 Absatz 1 des Gesetzes oder des Ausgangs von Bier in eines 
der in Artikel 4 Absatz 2 der Systemrichtlinie aufgeführten Gebiete das Zollgebiet der Europäischen 
Union nicht verlassen, so erstellt das Hauptzollamt ein Ausfalldokument auf der Grundlage der von der 
Ausgangszollstelle übermittelten Informationen. Das Hauptzollamt erstellt auch ein Ausfalldokument, 
wenn Teilmengen das Zollgebiet der Europäischen Union nicht verlassen dürfen. Das Hauptzollamt 
übermittelt das Ausfalldokument über die nicht erfolgte Ausfuhr an den Steuerlagerinhaber als Versen-
der im Steuergebiet oder an den registrierten Versender im Steuergebiet. Ausfalldokumente über die 
nicht erfolgte Ausfuhr, die von den zuständigen Behörden eines anderen Mitgliedstaats übermittelt wur-
den, werden an den Versender im Steuergebiet von dem Hauptzollamt weitergeleitet. Nach Eingang des 
Ausfalldokuments annulliert der Versender das Ausfalldokument, wenn die Beförderung noch nicht 
begonnen hat. Hat die Beförderung bereits begonnen, ändert der Versender den Bestimmungsort oder 
den Empfänger des Bieres nach amtlich vorgeschriebenem Vordruck.“ 
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f) In Absatz 5 Satz 1 wird das Wort „zuständige“ gestrichen und werden nach den Wörtern „nach § 22 
Absatz 5 Satz 1“ die Wörter „oder eine Meldung nach § 22 Absatz 8“ eingefügt. 

34. § 29 wird wie folgt gefasst: 

„§ 29 

Ersatznachweise für die Beendigung der Beförderung 

(1) Liegt kein Nachweis nach § 22 Absatz 6 vor, bestätigt das für den Empfänger zuständige Haupt-
zollamt oder das Hauptzollamt, in dessen Bezirk sich die Ausgangszollstelle befindet, in den Fällen, in denen 
keine Eingangs- oder Ausfuhrmeldung nach § 28 vorliegt, die Beendigung der Beförderung unter Steueraus-
setzung, wenn durch einen Ersatznachweis hinreichend belegt ist, dass das Bier 

1. den angegebenen Bestimmungsort erreicht hat oder 

2. das Verbrauchsteuergebiet der Europäischen Union verlassen hat oder in das externe Versandverfahren 
nach Artikel 226 Absatz 2 des Unionszollkodex überführt wurde, sofern dies nach Artikel 189 Absatz 4 
der Delegierten Verordnung zum Unionszollkodex vorgesehen war. 

(2) Als hinreichender Ersatznachweis nach Satz 1 Nummer 1 gilt insbesondere ein vom Empfänger 
vorgelegtes Dokument, das dieselben Angaben enthält wie eine Eingangsmeldung und in dem der Empfänger 
den Empfang des Bieres bestätigt. Als hinreichender Ersatznachweis nach Satz 1 Nummer 2 gilt insbeson-
dere ein Sichtvermerk der Ausgangszollstelle, der bestätigt, dass das Bier das Verbrauchsteuergebiet der 
Europäischen Union verlassen hat oder in das externe Versandverfahren nach Artikel 226 Absatz 2 des Uni-
onszollkodex überführt wurde, sofern dies nach Artikel 189 Absatz 4 der Delegierten Verordnung zum Uni-
onszollkodex vorgesehen war.“ 

35. Die Angabe zu Abschnitt 8 wird wie folgt gefasst: 

„Abschnitt 8 

Zu den §§ 13 und 14 Absatz 3 und 4 des Gesetzes“. 

36. § 30 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Satz 1 wird wie folgt gefasst: 

„Werden beim Empfänger im Steuergebiet Abweichungen festgestellt, entscheidet das Hauptzoll-
amt über die steuerliche Behandlung von Fehlmengen.“ 

bb) In Satz 2 werden die Wörter „Dabei kann es“ durch die Wörter „Es kann“ ersetzt. 

b) Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 

(2) „ Geht der Rückschein in den Fällen des § 24 Absatz 3 Satz 3 oder Absatz 4 Satz 4 nicht binnen 
zwei Monaten beim Versender ein, ist dies vom Versender unverzüglich dem Hauptzollamt anzuzei-
gen.“ 

c) In Absatz 3 werden nach dem Wort „oder“ die Wörter „vollständig oder teilweise“ eingefügt. 

d) Folgender Absatz 4 wird angefügt: 

„(4) In den Fällen des § 14 Absatz 4 des Gesetzes gelten hinsichtlich der Nachweisführung die 
§§ 22 und 29 entsprechend. Die Frist nach § 14 Absatz 4 Satz 4 des Gesetzes beginnt mit der Bekannt-
gabe der Feststellung einer Unregelmäßigkeit gegenüber dem Steuerschuldner.“ 

37. § 31 wird wie folgt geändert: 
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a) In Absatz 1 Satz 5 wird der Klammerzusatz „(§ 13 Absatz 7)“ durch die Wörter „nach § 13 Absatz 7“ 
ersetzt und werden das Wort „zuständigen“ sowie der Klammerzusatz „(§ 4 Absatz 2)“ gestrichen. 

b) In Absatz 2 Satz 2 wird der Klammerzusatz „(§ 4 Absatz 4)“ durch die Wörter „nach § 4 Absatz 3“ 
ersetzt. 

c) Absatz 3 wird aufgehoben. 

d) Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 3 und es werden die Wörter „Drittländern, Drittgebieten oder an-
deren Mitgliedstaaten“ durch die Wörter „Drittländern oder Drittgebieten“ ersetzt. 

e) Der bisherige Absatz 5 wird Absatz 4 und es werden nach Satz 1 folgende Sätze angefügt: 

„Das Hauptzollamt kann Steuerschuldnern nach § 14 Absatz 5 Nummer 2 des Gesetzes auf Antrag die 
Abgabe einer für einen Kalendermonat zusammengefassten Steueranmeldung widerruflich zulassen, 
soweit die in einem Kalendermonat durchschnittlich hergestellte Menge 10 hl nicht übersteigt und Steu-
erbelange nicht beeinträchtigt sind. Für die Frist zur Abgabe der zusammengefassten Steueranmeldung 
gilt in diesen Fällen § 15 Absatz 1 Satz 1 und für die Fälligkeit der Steuer § 15 Absatz 1 Satz 6 des 
Gesetzes entsprechend.“ 

f) Folgender Absatz 5 wird angefügt: 

„(5) Das Hauptzollamt überprüft die Steuererklärung nach Absatz 1 oder die Steueranmeldung nach 
Absatz 3. Art und Umfang der Überprüfung richten sich nach den Umständen des Einzelfalls sowie 
nach einheitlichen Prüfungskriterien, die durch die Generalzolldirektion zur Sicherstellung der Gleich-
mäßigkeit, Gesetzesmäßigkeit und Verhältnismäßigkeit der Besteuerung durch eine Verfahrensanwei-
sung vorgegeben werden. Das Hauptzollamt kann von dem Steuerschuldner weitere Angaben oder zu-
sätzliche Unterlagen verlangen. Für die einheitlichen Prüfungskriterien gilt § 88 Absatz 3 Satz 3 der 
Abgabenordnung entsprechend.“ 

38. Nach § 31 wird folgender § 31a eingefügt: 

„§ 31a 

Herstellung von Bier außerhalb eines Steuerlagers 

(1) Wer Bier ohne Erlaubnis als Steuerlagerinhaber zu gewerblichen Zwecken herstellt oder herstellen 
will, hat dies vor dem geplanten Betriebsbeginn beim Hauptzollamt schriftlich in doppelter Ausfertigung 
anzumelden. Dabei ist anzugeben: 

1. den Namen, den Geschäftssitz und die Rechtsform des Unternehmens, 

2. die Steuernummer beim zuständigen Finanzamt, 

3. der Umfang der voraussichtlichen jährlichen Herstellung in Litern. 

Auf Verlangen des Hauptzollamts hat der Anmeldepflichtige weitere Angaben zu machen, wenn diese zur 
Sicherung des Steueraufkommens oder für die Steueraufsicht erforderlich erscheinen. Das Hauptzollamt 
kann auf Angaben verzichten, wenn Steuerbelange dadurch nicht beeinträchtigt werden. 

(2) Der Hersteller ist verpflichtet, über das hergestellte Bier Aufzeichnungen zu führen. Das Hauptzoll-
amt kann dazu Anordnungen treffen. Es kann weitere Aufzeichnungen verlangen, wenn diese zur Sicherung 
des Steueraufkommens oder für die Steueraufsicht erforderlich erscheinen. 

(3) Der Anmeldepflichtige hat dem Hauptzollamt unverzüglich schriftlich anzuzeigen: 

1. Änderungen der nach Absatz 1 Satz 1 bis 3 angegebenen Verhältnisse und 

2. die Einstellung des Betriebs. 

(4) Das Hauptzollamt überprüft unbeschadet anlassbezogener Überprüfungsmaßnahmen regelmäßig, 
ob die Verpflichtungen aus den Absätzen 1 bis 3 erfüllt werden. Die regelmäßigen Überprüfungsmaßnahmen 

V
orabfassung – w

ird durch die lektorierte Fassung ersetzt. 



Deutscher Bundestag – 20. Wahlperiode – 43 – Drucksache 20/2247 
 
 

werden innerhalb von drei Jahren nach der letzten Überprüfungsmaßnahme oder der Anmeldung durchge-
führt.“ 

39. In § 32 wird das Wort „zuständigen“ gestrichen und werden die Wörter „mindestens 10 Euro“ durch die 
Wörter „mindestens 25 Euro“ ersetzt. 

40. § 33 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 wird nach dem Wort „Drittländern“ das Wort „und“ durch das Wort „oder“ ersetzt und werden 
die Wörter „des § 18 Absatz 3 des Gesetzes“ durch die Wörter „der Einfuhr“ ersetzt. 

b) In Satz 2 werden die Wörter „oder nach amtlich vorgeschriebenem Vordruck“ gestrichen. 

41. § 34 wird wie folgt geändert: 

a) Der bisherige Wortlaut wird Absatz 1 und es werden die Wörter „befördert wird (§ 20 des Gesetzes)“ 
durch die Wörter „geliefert wird (§§ 20 bis 20c des Gesetzes)“ ersetzt. 

b) Folgender Absatz 2 wird angefügt: 

„(2) Die Weitergabe von Bier, auch wenn sie unentgeltlich erfolgt, gilt unabhängig von der ver-
brachten Menge nicht als Eigenbedarf nach § 19 des Gesetzes.“ 

42. Die Angabe zu Abschnitt 13 wird wie folgt gefasst: 

„Abschnitt 13 

Zu den §§ 20 bis 20c des Gesetzes“. 

43. § 35 wird wie folgt gefasst: 

„§ 35 

Zertifizierter Empfänger 

(1) Wer als zertifizierter Empfänger nach § 20a Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 des Gesetzes Bier des steu-
errechtlich freien Verkehrs nicht nur gelegentlich empfangen will, hat die Erlaubnis im Voraus beim Haupt-
zollamt nach amtlich vorgeschriebenem Vordruck zu beantragen. Dem Antrag sind in doppelter Ausferti-
gung beizufügen: 

1. Lagepläne mit den jeweils beantragten Empfangsorten und Angabe der Anschriften, 

2. eine Darstellung der Buchführung über den Empfang und den Verbleib des Bieres. 

Die Sätze 1 und 2 gelten entsprechend für das Verbringen oder Verbringenlassen von Bier in das Steuerge-
biet, wenn dieses nach § 20 Absatz 1 Satz 3 des Gesetzes außerhalb des Steuergebiets in Empfang genom-
men wurde. 

(2) Auf Verlangen des Hauptzollamts hat der Antragsteller weitere Angaben zu machen oder zusätzli-
che Unterlagen vorzulegen, wenn diese Angaben oder diese Unterlagen zur Sicherung des Steueraufkom-
mens oder für die Steueraufsicht erforderlich erscheinen. Das Hauptzollamt kann auf Anforderungen nach 
Absatz 1 Satz 2 verzichten, wenn Steuerbelange dadurch nicht beeinträchtigt werden. 

(3) Das Hauptzollamt erteilt schriftlich oder elektronisch unter Widerrufsvorbehalt die Erlaubnis als 
zertifizierter Empfänger für die beantragten Empfangsorte. Mit der Erlaubnis wird für den zertifizierten Emp-
fänger eine Verbrauchsteuernummer vergeben. Vor der Erteilung der Erlaubnis ist eine Sicherheit nach § 20a 
Absatz 3 des Gesetzes für die entstehende Steuer zu leisten. § 6 Absatz 1 Satz 2 und § 19 gelten entspre-
chend. Die Erlaubnis kann mit Nebenbestimmungen nach § 120 der Abgabenordnung versehen werden. 
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(4) Beabsichtigt der zertifizierte Empfänger, zusätzlich zu den bewilligten Empfangsorten einen weite-
ren Empfangsort zu betreiben, hat er dies dem Hauptzollamt spätestens vier Wochen vor Beginn der Beför-
derung anzuzeigen. Der Empfangsort gilt als genehmigt, wenn ihm nicht bis eine Woche vor Beginn der 
Beförderung eine anderslautende Entscheidung des Hauptzollamts zugegangen ist. 

(5) Für den Inhaber einer Erlaubnis als Steuerlagerinhaber nach § 5 Absatz 1 Satz 1 des Gesetzes oder 
als registrierter Empfänger nach § 6 des Gesetzes gilt für die ihm bewilligten Steuerlager oder Empfangsorte 
die Erlaubnis als zertifizierter Empfänger als unter Widerrufsvorbehalt erteilt, sofern der Inhaber 

1. beim Hauptzollamt vor Beginn einer Beförderung eine Anzeige nach amtlich vorgeschriebenem Vordruck 
abgegeben hat, 

2. die anfallende Sicherheit nach § 20a Absatz 3 des Gesetzes geleistet hat und 

3. an dem Verfahren nach § 35b, auch in Verbindung mit § 16, teilnimmt.  

Absatz 3 Satz 2 und 4 gilt entsprechend. Beabsichtigt der Inhaber der Erlaubnis, zusätzlich zu den bewillig-
ten Empfangsorten einen weiteren Empfangsort als zertifizierter Empfänger zu betreiben, gilt Absatz 4 ent-
sprechend. 

(6) Der zertifizierte Empfänger hat ein Belegheft sowie Aufzeichnungen über das im Rahmen einer 
Lieferung zu gewerblichen Zwecken empfangene Bier zu führen. Das Hauptzollamt kann dazu Anordnungen 
treffen. Der Empfang des Bieres ist vom zertifizierten Empfänger unverzüglich aufzuzeichnen. 

(7) Für die Überprüfung der Erlaubnis, die Änderung von Verhältnissen und das Erlöschen der Erlaub-
nis gelten die §§ 6a, 7 und 8 entsprechend. 

(8) Wer als zertifizierter Empfänger im Einzelfall nach § 20a Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 des Gesetzes 
Bier des steuerrechtlich freien Verkehrs empfangen will, hat die Erlaubnis im Voraus beim Hauptzollamt 
unter Angabe von Menge und Art sowie des zertifizierten Versenders des Bieres nach amtlich vorgeschrie-
benem Vordruck zu beantragen. Satz 1 gilt auch für das Verbringen oder Verbringenlassen von Bier in das 
Steuergebiet, wenn dieses nach § 20 Absatz 1 Satz 3 des Gesetzes außerhalb des Steuergebiets in Empfang 
genommen wurde. Das Hauptzollamt kann weitere Angaben sowie Aufzeichnungen über das im Rahmen 
der Lieferung zu gewerblichen Zwecken empfangene Bier verlangen, wenn diese Angaben oder diese Auf-
zeichnungen zur Sicherung des Steueraufkommens oder für die Steueraufsicht erforderlich erscheinen. Für 
die Erlaubnis gilt Absatz 3 Satz 1 und 2 entsprechend mit der Maßgabe, dass die Erlaubnis auf die beantragte 
Menge, den angegebenen Versender sowie auf eine Beförderung und auf einen bestimmten Zeitraum zu 
beschränken ist. Vor der Erteilung der Erlaubnis ist Sicherheit nach § 20a Absatz 4 des Gesetzes für die 
entstehende Steuer zu leisten. Eine Erlaubnis als zertifizierter Empfänger im Einzelfall kann auch Privatper-
sonen erteilt werden, die Bier empfangen wollen, dessen Beförderung nicht unter § 34 oder unter § 37 fällt.“ 

44. Nach § 35 werden folgende §§ 35a bis 35g eingefügt: 

„§ 35a 

Zertifizierter Versender 

(1) Wer als zertifizierter Versender nach § 20b Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 des Gesetzes Bier des steu-
errechtlich freien Verkehrs nicht nur gelegentlich versenden will, hat die Erlaubnis im Voraus beim Haupt-
zollamt nach amtlich vorgeschriebenem Vordruck zu beantragen. Dem Antrag sind in doppelter Ausferti-
gung beizufügen: 

1. eine Aufstellung mit den beantragten Versandorten und Angabe der Anschriften, 

2. eine Darstellung der Buchführung über den Versand und den Verbleib des Bieres. 

(2) Auf Verlangen des Hauptzollamts hat der Antragsteller weitere Angaben zu machen oder zusätzli-
che Unterlagen vorzulegen, wenn diese Angaben oder diese Unterlagen zur Sicherung des Steueraufkom-
mens oder für die Steueraufsicht erforderlich erscheinen. Das Hauptzollamt kann auf Anforderungen nach 
Absatz 1 verzichten, wenn Steuerbelange dadurch nicht beeinträchtigt werden. 
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(3) Das Hauptzollamt erteilt schriftlich oder elektronisch unter Widerrufsvorbehalt die Erlaubnis als 
zertifizierter Versender für die beantragten Versandorte. Mit der Erlaubnis wird für den zertifizierten Ver-
sender eine Verbrauchsteuernummer vergeben. Die Erlaubnis kann mit Nebenbestimmungen nach § 120 der 
Abgabenordnung versehen werden. 

(4) Beabsichtigt der zertifizierte Versender, zusätzlich zu den bewilligten Versandorten einen weiteren 
Versandort zu betreiben, hat er dies dem Hauptzollamt spätestens vier Wochen vor Beginn der Beförderung 
anzuzeigen. Der Versandort gilt als genehmigt, wenn ihm nicht bis spätestens eine Woche vor Beginn der 
Beförderung eine anderslautende Entscheidung des Hauptzollamts zugegangen ist. 

(5) Für den Inhaber einer Erlaubnis als Steuerlagerinhaber nach § 5 des Gesetzes oder als registrierter 
Versender nach § 7 des Gesetzes gilt für die ihm bewilligten Steuerlager oder Versandorte die Erlaubnis als 
zertifizierter Versender als unter Widerrufsvorbehalt erteilt, sofern der Inhaber 

1. beim Hauptzollamt vor Beginn einer Beförderung eine Anzeige nach amtlich vorgeschriebenem Vordruck 
abgegeben hat und 

2. an dem Verfahren nach § 35b, auch in Verbindung mit § 16, teilnimmt. 

Absatz 3 Satz 2 gilt entsprechend. Beabsichtigt der Inhaber der Erlaubnis, zusätzlich zu den bewilligten Ver-
sandorten einen weiteren Versandort als zertifizierter Versender zu betreiben, gilt Absatz 4 entsprechend. 

(6) Der zertifizierte Versender hat ein Belegheft sowie Aufzeichnungen über das im Rahmen der Lie-
ferung zu gewerblichen Zwecken in andere Mitgliedstaaten versandte Bier zu führen. Das Hauptzollamt kann 
dazu Anordnungen treffen. Der Versand des Bieres ist vom zertifizierten Versender unverzüglich aufzu-
zeichnen. 

(7) Für die Überprüfung der Erlaubnis, die Änderung von Verhältnissen und das Erlöschen der Erlaub-
nis gelten die §§ 6a, 7 und 8 entsprechend. 

(8) Wer als zertifizierter Versender im Einzelfall nach § 20b Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 des Gesetzes 
Bier des steuerrechtlich freien Verkehrs versenden will, hat die Erlaubnis im Voraus beim Hauptzollamt 
unter Angabe von Menge und Art sowie des zertifizierten Empfängers des Bieres nach amtlich vorgeschrie-
benem Vordruck zu beantragen. Das Hauptzollamt kann weitere Angaben sowie Aufzeichnungen über das 
im Rahmen der Lieferung zu gewerblichen Zwecken in andere Mitgliedstaaten versandte Bier verlangen, 
wenn diese Angaben oder diese Aufzeichnungen zur Sicherung des Steueraufkommens oder für die Steuer-
aufsicht erforderlich erscheinen. Für die Erlaubnis gilt Absatz 3 Satz 1 und 2 entsprechend mit der Maßgabe, 
dass die Erlaubnis auf die beantragte Menge, den angegebenen Empfänger sowie auf eine Beförderung und 
auf einen bestimmten Zeitraum zu beschränken ist. Eine Erlaubnis als zertifizierter Versender im Einzelfall 
kann auch Privatpersonen erteilt werden, die Bier versenden wollen, dessen Beförderung nicht unter § 34 
oder unter § 37 fällt. 

§ 35b 

§ 35b Teilnahme am EDV-gestützten Beförderungs- und Kontrollsystem, Ausfallverfahren und verein-
fachte Verfahren 

(1) Die Generalzolldirektion legt durch eine Verfahrensanweisung fest, unter welchen Voraussetzungen 
und nach welchen Rahmenbedingungen Personen, die für Beförderungen von Bier des steuerrechtlich freien 
Verkehrs das vereinfachte elektronische Verwaltungsdokument verwenden, mit den Zollbehörden elektro-
nisch Nachrichten über das EDV-gestützte Beförderungs-und Kontrollsystem nach § 20c Absatz 1 des Ge-
setzes austauschen. Weiter legt sie in der Verfahrensanweisung für den Fall, dass das EDV-gestützte Beför-
derungs- und Kontrollsystem nicht zur Verfügung steht, die Voraussetzungen und Rahmenbedingungen für 
die Inanspruchnahme des Ausfallverfahrens fest. Im Übrigen gilt § 16. 

(2) Für häufig und regelmäßig stattfindende Beförderungen von Bier des steuerrechtlich freien Verkehrs 
kann das Bundesministerium der Finanzen mit weiteren von den Beförderungen betroffenen Mitgliedstaaten 
Vereinbarungen schließen, um vereinfachte Verfahren festzulegen. Dabei können auch Ausnahmen für die 
verpflichtende Verwendung eines vereinfachten elektronischen Verwaltungsdokuments vorgesehen werden. 
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(3) Für die Beförderung von Bier des steuerrechtlich freien Verkehrs kann das Hauptzollamt auf Antrag 
und im Benehmen mit den zuständigen Steuerbehörden der betroffenen Mitgliedstaaten ein vereinfachtes 
Verfahren, auch unter Verzicht auf die verpflichtende Verwendung eines vereinfachten elektronischen Ver-
waltungsdokuments zulassen. Die Zulassung erfolgt im Rahmen der jeweiligen Erlaubnis. 

§ 35c 

Erstellen des vereinfachten elektronischen Verwaltungsdokuments 

(1) Soll Bier des steuerrechtlich freien Verkehrs nach diesem Abschnitt aus dem Steuergebiet befördert 
werden 

1. in einen anderen Mitgliedstaat oder 

2. in das Steuergebiet, wenn die Beförderung durch das Gebiet eines anderen Mitgliedstaats erfolgt, 

so hat der zertifizierte Versender dem Hauptzollamt vor Beginn der Beförderung unter Verwendung des 
EDV-gestützten Beförderungs- und Kontrollsystems den Entwurf des vereinfachten elektronischen Verwal-
tungsdokuments nach amtlich vorgeschriebenem Datensatz zu übermitteln. 

(2) Für die Überprüfung der Angaben im Entwurf des vereinfachten elektronischen Verwaltungsdoku-
ments gilt § 17 Absatz 2 entsprechend. 

(3) Während der Beförderung ist der eindeutige Referenzcode vom Beförderer mitzuführen und auf 
Anfrage mitzuteilen. Dies gilt auch bei der Beförderung von Bier aus anderen Mitgliedstaaten. In den Fällen 
des Absatzes 1 Nummer 2 ist ein Ausdruck des vereinfachten elektronischen Verwaltungsdokuments vom 
Beförderer mitzuführen. 

(4) Der zertifizierte Versender hat auf Verlangen des Hauptzollamts das Bier unverändert vorzuführen. 

(5) Das Hauptzollamt leitet im Fall des Absatzes 1 Nummer 2 das vereinfachte elektronische Verwal-
tungsdokument an den zertifizierten Empfänger weiter. Wird dem Hauptzollamt von den zuständigen Be-
hörden eines anderen Mitgliedstaats ein vereinfachtes elektronisches Verwaltungsdokument übermittelt, so 
wird es vom Hauptzollamt an den zertifizierten Empfänger im Steuergebiet weitergeleitet. 

§ 35d 

Änderung des Bestimmungsorts bei Verwendung des vereinfachten elektronischen Verwaltungsdokuments 

(1) Während der Beförderung des Bieres kann der zertifizierte Versender den Bestimmungsort ändern, 
und zwar 

1. in einen Lieferort, der von demselben zertifizierten Empfänger in demselben Mitgliedstaat betrieben wird, 
oder 

2. in den Abgangsort. 

Die Änderung in den Abgangsort ist auch möglich, wenn der zertifizierte Empfänger die Übernahme des 
Bieres ablehnt.  

(2) Für die Änderung des Bestimmungsorts oder des Empfängers von Bier gilt § 21 Absatz 2, 3 und 6 
entsprechend. 

§ 35e 

Eingangsmeldung bei Verwendung des vereinfachten elektronischen Verwaltungsdokuments 

(1) Nach der Aufnahme des Bieres, auch von Teilmengen, an einem vom Erlaubnisumfang umfassten 
Bestimmungsort hat der zertifizierte Empfänger dem Hauptzollamt unter Verwendung des EDV-gestützten 

V
orabfassung – w

ird durch die lektorierte Fassung ersetzt. 



Deutscher Bundestag – 20. Wahlperiode – 47 – Drucksache 20/2247 
 
 

Beförderungs- und Kontrollsystems unverzüglich, spätestens jedoch fünf Werktage nach Beendigung der 
Beförderung, eine Eingangsmeldung nach amtlich vorgeschriebenem Datensatz zu übermitteln. Das Ver-
bringen oder Verbringenlassen von Bier in das Steuergebiet steht der Aufnahme nach Satz 1 gleich, sofern 
das Bier nach § 20 Absatz 1 Satz 3 des Gesetzes außerhalb des Steuergebiets in Empfang genommen wurde. 
Das Hauptzollamt kann zur Vermeidung unbilliger Härten auf Antrag des Empfängers die Frist nach Satz 1 
verlängern. 

(2) Für die Überprüfung der Angaben in der Eingangsmeldung gilt § 22 Absatz 2 Satz 1 bis 3 entspre-
chend. Abweichend davon erfolgt die Mitteilung an den zertifizierten Empfänger, dass es keine Beanstan-
dungen gibt, erst nach der Vorlage des Nachweises, dass 

1. das Bier in ein Steuerlager aufgenommen wurde, 

2. die Biersteuer angemeldet wurde oder 

3. sich an die Lieferung eine Steuerbefreiung anschließt. 

(3) Der zertifizierte Empfänger hat auf Verlangen des Hauptzollamts das Bier unverändert vorzuführen. 

(4) Unbeschadet des § 38 gilt die Eingangsmeldung nach Absatz 1 als Nachweis, dass die Beförderung 
des Bieres beendet wurde. 

§ 35f 

Beförderung im Ausfallverfahren 

Steht das EDV-gestützte Beförderungs- und Kontrollsystem nicht zur Verfügung und kann das verein-
fachte elektronische Verwaltungsdokument somit nicht angewendet werden, gelten für das Ausfallverfahren 
die §§ 25, 27 und 28 entsprechend. In diesem Fall sind Ausfalldokumente nach amtlich vorgeschriebenem 
Vordruck zu verwenden. 

§ 35g 

Ersatznachweise für die Beendigung der Beförderung 

(1) Liegt bei einer Lieferung zu gewerblichen Zwecken in das Steuergebiet kein Nachweis nach § 35e 
Absatz 4 oder § 35f in Verbindung mit § 28 Absatz 1 vor, bestätigt das für den zertifizierten Empfänger 
zuständige Hauptzollamt durch einen Sichtvermerk die Beendigung der Beförderung, wenn hinreichend be-
legt ist, dass das Bier den angegebenen Bestimmungsort erreicht hat. 

(2) Ein Sichtvermerk der zuständigen Behörde des Bestimmungsmitgliedstaats bei einer Beförderung 
aus dem Steuergebiet in einen anderen Mitgliedstaat gilt, sofern er vom Hauptzollamt akzeptiert wird, als 
hinreichender Nachweis dafür, dass 

1. der zertifizierte Empfänger die dort angefallene Verbrauchsteuer entrichtet hat, 

2. der zertifizierte Empfänger das Bier in ein Steuerlager aufgenommen hat oder 

3. das Bier von der Verbrauchsteuer befreit ist.“ 

45. § 36 wird aufgehoben. 

46. Die §§ 37 und 38 werden wie folgt gefasst: 
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„§ 37 

Versandhandel 

(1) Wer als Versandhändler nach § 21 Absatz 1 des Gesetzes Bier an Privatpersonen im Steuergebiet 
liefern will, hat die Erlaubnis im Voraus beim zuständigen Hauptzollamt nach amtlich vorgeschriebenem 
Vordruck zu beantragen. 

(2) Die Erlaubnis nach Absatz 1 gilt als unter Widerrufsvorbehalt erteilt, sobald 

1. das Hauptzollamt schriftlich oder elektronisch die Unternehmensnummer mitgeteilt hat und 

2. der Versandhändler die erforderliche Sicherheit nach § 21 Absatz 2 des Gesetzes geleistet hat. 

Für die Sicherheitsleistung gelten § 6 Absatz 1 Satz 2 und § 19 entsprechend. Das Hauptzollamt kann auf 
die Sicherheitsleistung verzichten, wenn Steuerbelange dadurch nicht gefährdet werden. 

(3) Beauftragt der Versandhändler nach § 21 Absatz 2 des Gesetzes einen Steuervertreter, hat er diesen 
vor der ersten Lieferung mittels einer Anzeige nach amtlich vorgeschriebenem Vordruck bei dem für den 
Steuervertreter zuständigen Hauptzollamt zu benennen. Ein Antrag nach Absatz 1 ist in diesem Fall nicht 
erforderlich. Ist der Versandhändler bei Benennung des Steuervertreters bereits steuerlich in Erscheinung 
getreten, geht die Zuständigkeit auf das für den Steuervertreter zuständige Hauptzollamt über. 

(4) Der Steuervertreter bedarf für seine Tätigkeit für den Versandhändler einer Erlaubnis. Die Erlaubnis 
ist beim zuständigen Hauptzollamt nach amtlich vorgeschriebenem Vordruck zu beantragen. Auf Verlangen 
des Hauptzollamts hat er weitere Angaben zu machen oder zusätzliche Unterlagen vorzulegen, wenn diese 
Angaben oder diese Unterlagen zur Sicherung des Steueraufkommens oder für die Steueraufsicht erforder-
lich erscheinen. 

(5) Das Hauptzollamt erteilt schriftlich oder elektronisch unter Widerrufsvorbehalt die Erlaubnis als 
Steuervertreter. Vor der Erteilung der Erlaubnis ist eine Sicherheit nach § 21 Absatz 2 des Gesetzes zu leis-
ten. Für die Sicherheiten gelten § 6 Absatz 1 Satz 2 und § 19 entsprechend. Das Hauptzollamt kann auf die 
Sicherheitsleistung verzichten, wenn Steuerbelange dadurch nicht gefährdet werden. Die Erlaubnis kann mit 
Nebenbestimmungen nach § 120 der Abgabenordnung versehen werden. Die Erlaubnis des Steuervertreters 
wird bei Erteilung auch dem Versandhändler schriftlich oder elektronisch bekanntgegeben. Die Erlaubnis 
gilt damit auch für den Versandhändler als unter Widerrufsvorbehalt erteilt. 

(6) Das Hauptzollamt kann zu den Aufzeichnungen nach § 21 Absatz 2 Satz 4 des Gesetzes Anordnun-
gen treffen. Die Anzeige der Lieferung gilt mit dem Antrag auf Erlaubnis nach Absatz 1 als abgegeben. Bei 
nicht nur gelegentlichen Lieferungen nach § 21 Absatz 2 Satz 5 des Gesetzes steht die fristgerechte Abgabe 
der Steueranmeldung der Anzeige gleich. Die Sätze 1 bis 3 gelten für den Steuervertreter entsprechend. 

(7) Für die Überprüfung der Erlaubnis, die Änderung von Verhältnissen und das Erlöschen der Erlaub-
nis gelten die §§ 6a, 7 und 8 entsprechend. Die Erlaubnis des Steuervertreters erlischt, wenn die Erlaubnis 
des Versandhändlers erlischt. Die nach Absatz 5 Satz 7 als erteilt geltende Erlaubnis des Versandhändlers 
erlischt, wenn die Erlaubnis des Steuervertreters erlischt. 

§ 38 

Unregelmäßigkeiten während der Beförderung von Bier des steuerrechtlich freien Verkehrs 

Für Fälle vollständiger Zerstörung oder unwiederbringlichen Gesamt- oder Teilverlusts von Bier gelten 
§ 10 Absatz 2 und § 30 entsprechend.“ 

47. Nach § 38 wird folgende Angabe eingefügt: 
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„Abschnitt 15a 

Zu § 22b des Gesetzes“. 

48. Nach der Angabe zu Abschnitt 15a wird folgender § 38a eingefügt: 

„§ 38a 

Steueranmeldung; Kleinbetragsregelung 

(1) Die Steueranmeldung nach § 22b Absatz 1 bis 4 des Gesetzes ist nach amtlich vorgeschriebenem 
Vordruck abzugeben. 

(2) Für die Überprüfung der Steueranmeldung und die Kleinbetragsregelung gelten § 31 Absatz 4 und 
§ 32 entsprechend.“ 

49. § 39 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 werden die Wörter „beim zuständigen Hauptzollamt (§ 4 Absatz 2)“ durch die Wörter 
„beim Hauptzollamt“ ersetzt. 

bb) Satz 2 Nummer 1 wird aufgehoben und die bisherigen Nummern 2 und 3 werden die Nummern 1 
und 2. 

cc) Nach Satz 3 werden folgende Sätze angefügt: 

„Auf Antrag des Verwenders kann in den Fällen des § 23 Absatz 1 Nummer 3 des Gesetzes von 
einer Vergällung abgesehen werden. Die Erlaubnis zur steuerfreien Verwendung kann im Rahmen 
einer Erlaubnis als Steuerlagerinhaber erteilt werden, wenn mit dem Antrag die Unterlagen nach 
Satz 2 Nummer 1 und 2 vorgelegt werden.“ 

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 wird das Wort „zuständigen“ gestrichen und werden nach dem Wort „machen“ die Wör-
ter „oder zusätzliche Unterlagen vorzulegen“ eingefügt und wird das Wort „sie“ durch die Wörter 
„diese Angaben oder diese Unterlagen“ ersetzt. 

bb) In Satz 2 wird das Wort „zuständige“ gestrichen. 

50. § 39a wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 wird das Wort „zuständige“ gestrichen und nach dem Wort „schriftlich“ die Wörter „oder 
elektronisch“ eingefügt. 

bb) In Satz 2 wird das Wort „befristet“ durch die Wörter „mit Nebenbestimmungen nach § 120 der 
Abgabenordnung versehen“ ersetzt. 

cc) Nach Satz 3 wird folgender Satz angefügt: 

„In den Fällen des § 23 Absatz 1 Nummer 8 des Gesetzes wird eine Erlaubnis zur steuerfreien 
Verwendung unabhängig vom voraussichtlichen Jahresbedarf und ausschließlich zur erstmaligen 
Schaffung eines Steuergegenstandes nach § 1 Absatz 2 Nummer 1 des Alkoholsteuergesetzes er-
teilt.“ 

b) In Absatz 2 Satz 2 wird das Wort „zuständigen“ gestrichen. 

c) Absatz 4 wird wie folgt gefasst: 
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„(4) Für die Überprüfung der Erlaubnis, die Änderung von Verhältnissen und das Erlöschen der 
Erlaubnis gelten die §§ 6a, 7 und 8 entsprechend.“ 

51. In § 39b Absatz 1 Satz 2, Absatz 2 Satz 2, 4 und 6 wird jeweils das Wort „zuständige“ gestrichen. 

52. § 39c wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 werden die Wörter „angemeldeten Orten lagern“ durch die Wörter „angemeldeten Orten 
empfangen und lagern“ ersetzt. 

bb) In Satz 2 wird das Wort „zuständige“ gestrichen. 

cc) In Satz 4 wird das Wort „Verlust“ durch die Wörter „Gesamt- oder Teilverlust“ ersetzt. 

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 werden die Wörter „und unversteuertes“ gestrichen und werden nach dem Wort „Bier“ 
die Wörter „und Bier, das sich in der steuerfreien Verwendung befindet,“ eingefügt. 

bb) In Satz 2 werden nach den Wörtern „Der Verwender, der“ die Wörter „im Rahmen seiner Erlaub-
nis“ eingefügt, wird das Wort „verwenden“ durch das Wort „verarbeiten“ ersetzt und wird das 
Wort „zuständigen“ gestrichen. 

cc) In Satz 3 werden die Wörter „die Verwendung“ durch die Wörter „den Verbleib“ ersetzt. 

dd) In Satz 4 wird das Wort „zuständige“ gestrichen. 

53. In § 39d Absatz 1 Satz 1 wird das Wort „zuständige“ gestrichen. 

54. § 40 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird das Wort „zugelassenen“ gestrichen. 

b) In Absatz 2 Satz 2 wird das Wort „zuständige“ gestrichen. 

55. § 41 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 wird das Wort „zuständigen“ gestrichen. 

bb) In Satz 4 wird das Wort „zuständige“ gestrichen. 

b) Dem Absatz 3 wird folgender Satz angefügt: 

„§ 15 Absatz 2 in Verbindung mit § 14 Absatz 5 Satz 1 Nummer 2 des Gesetzes gilt entsprechend.“ 

56. § 42 wird wie folgt geändert: 

a) Die Angabe zu § 42 wird wie folgt gefasst: 

„§ 42 

Steuerentlastung im Steuergebiet“. 

b) In Absatz 2 Satz 1 wird das Wort „Biersteuerbuch“ durch die Wörter „Lagerbuch für Bier“ ersetzt. 

c) In Absatz 3 Satz 1 wird das Wort „zuständige“ gestrichen. 

d) Nach Absatz 4 wird folgender Absatz 5 eingefügt: 

„(5) In den Fällen des § 24 Absatz 2 des Gesetzes gelten hinsichtlich der Nachweisführung die 
§§ 22 und 29 entsprechend. Die Frist nach § 24 Absatz 2 Satz 3 des Gesetzes beginnt mit der Bekannt-
gabe der Feststellung einer Unwirksamkeit gegenüber dem Steuerschuldner.“ 
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e) Der bisherige Absatz 5 wird Absatz 6 und die Angabe „§ 24 Absatz 2“ wird durch die Angabe „§ 24 
Absatz 3“ ersetzt. 

f) Folgender Absatz 7 wird angefügt: 

„(7) Für die Überprüfung der Steueranmeldung gilt § 31 Absatz 4 entsprechend.“ 

57. § 43 wird wie folgt gefasst: 

„§ 43 

Steuerentlastung bei der Beförderung von Bier des steuerrechtlich freien Verkehrs 

(1) In den Fällen des § 25 Absatz 1 des Gesetzes ist die Steuerentlastung mit einer Entlastungsanmel-
dung nach amtlich vorgeschriebenem Vordruck zu beantragen. Die Entlastungsanmeldung kann einmal im 
Monat zusammengefasst für das Bier, für das die Voraussetzungen für eine Entlastung vorliegen, beim 
Hauptzollamt abgegeben werden. In der Entlastungsanmeldung sind alle für die Bemessung der Steuerent-
lastung erforderlichen Angaben zu machen und der Entlastungsbetrag selbst zu berechnen. Der Nachweis 
der Versteuerung im Steuergebiet ist der Entlastungsanmeldung beizufügen. 

(2) Mit der Entlastungsanmeldung ist ein Ausdruck der Eingangsmeldung des vereinfachten elektroni-
schen Verwaltungsdokuments als Nachweis nach § 25 Absatz 2 Nummer 1 des Gesetzes vorzulegen. Sofern 
die Eingangsmeldung mehrere Positionen enthält, ist die Position, für die die Entlastung beantragt wird, zu 
benennen. Ein Nachweis nach § 35g Absatz 2 kann als hinreichender Nachweis in den Fällen anerkannt 
werden, in denen keine Eingangsmeldung abgegeben wurde. In den Fällen des § 25 Absatz 2 Nummer 2 und 
3 des Gesetzes ist der Versteuerungsnachweis des anderen Mitgliedstaats vorzulegen.  

(3) Der Entlastungsberechtigte hat, sofern er das Bier nicht selbst versteuert hat, als Nachweis der Ver-
steuerung im Steuergebiet nach § 25 Absatz 1 Satz 1 des Gesetzes dem Hauptzollamt eine Versteuerungsbe-
stätigung des Herstellers oder Steuerschuldners oder anderen Verkäufers nach amtlich vorgeschriebenem 
Vordruck vorzulegen. 

(4) Der Antrag auf Erlass oder Erstattung der Steuer nach § 25 Absatz 3 des Gesetzes ist mit einer 
Entlastungsanmeldung nach Absatz 1 Satz 1 bei dem Hauptzollamt zu stellen, das die Steuer nach § 22a 
Absatz 1 Nummer 4 des Gesetzes erhoben hat. Dem Antrag ist der Versteuerungsnachweis des anderen Mit-
gliedstaats beizufügen. 

(5) Für die Überprüfung der Entlastungsanmeldung gilt § 31 Absatz 4 entsprechend.“ 

58. In § 44 Satz 3 wird das Wort „zuständigen“ gestrichen. 

59. Die Abschnitte 20 und 21 werden aufgehoben. 

60. § 52 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Nummer 1 wird wie folgt geändert: 

aaa) In Buchstabe a werden die Wörter „oder Satz 3 oder Absatz 2 Satz 1 oder Satz 2, jeweils 
auch in Verbindung mit § 13 Absatz 6, § 14 Absatz 6, § 35 Absatz 2 Satz 2“ durch ein 
Komma und die Wörter „Absatz 3 Satz 1 oder 2 oder Absatz 4, jeweils auch in Verbindung 
mit § 13 Absatz 6, § 14 Absatz 6, § 35 Absatz 7, § 35a Absatz 7, § 37 Absatz 7 Satz 1“ 
ersetzt. 

bbb) Buchstabe b wird aufgehoben. 

ccc) Der bisherige Buchstabe c wird Buchstabe b und wird wie folgt gefasst: 

„b) § 10 Absatz 1 Satz 1, auch in Verbindung mit § 39c Absatz 1 Satz 4, entgegen § 11 
Absatz 1 Satz 4, auch in Verbindung mit § 39c Absatz 3 Satz 2, entgegen § 30 Ab-
satz 2 oder 3, jeweils auch in Verbindung mit § 38, entgegen § 31a Absatz 3, § 35 
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Absatz 4 Satz 1, auch in Verbindung mit Absatz 5 Satz 3, entgegen § 35a Absatz 4 
Satz 1, auch in Verbindung mit Absatz 5 Satz 3, entgegen § 39a Absatz 2 Satz 2 
oder § 41 Absatz 2 Satz 1 oder“. 

ddd) Der bisherige Buchstabe d wird Buchstabe c und nach der Angabe „§ 27 Absatz 4“ werden 
ein Komma und die Wörter „jeweils auch in Verbindung mit § 35f Satz 1,“ eingefügt. 

bb) In Nummer 2 werden die Wörter „§ 8 Absatz 5 Satz 2, auch in Verbindung mit § 39a Absatz 4 
oder § 11 Absatz 1 Satz 1 oder Absatz 3 Satz 2 oder § 39d Absatz 2 eine Anmeldung oder Erklä-
rung“ durch die Wörter „§ 8 Absatz 6 Satz 2, auch in Verbindung mit § 39a Absatz 4, entgegen § 
11 Absatz 1 Satz 1 oder Absatz 3 Satz 2 oder § 31a Absatz 1 Satz 1 eine Anmeldung“ ersetzt. 

cc) Nummer 3 wird wie folgt gefasst: 

3. „ entgegen § 9 Absatz 1 Satz 1 oder Absatz 2 Satz 1, § 13 Absatz 5 Satz 1 oder 3, § 14 Absatz 
5 Satz 1 oder 3, § 31a Absatz 2 Satz 1, § 35 Absatz 6 Satz 1, § 35a Absatz 6 Satz 1, § 39b 
Absatz 1 Satz 1 oder Absatz 2 Satz 1 oder § 39c Absatz 2 Satz 3 ein Belegheft, ein Lager-
buch, eine Aufzeichnung oder ein Verwendungsbuch nicht, nicht richtig oder nicht in der 
vorgeschriebenen Weise führt,“. 

dd) Nach Nummer 3 wird folgende Nummer 4 eingefügt: 

4. „ entgegen § 9 Absatz 3 Satz 1, auch in Verbindung mit § 39b Absatz 2 Satz 5, entgegen § 35 
Absatz 6 Satz 3 oder § 35a Absatz 6 Satz 3 eine Aufzeichnung nicht, nicht richtig, nicht 
vollständig oder nicht rechtzeitig fertigt,“. 

ee) Die bisherige Nummer 4 wird Nummer 5 und wie folgt gefasst: 

5. „ entgegen § 17 Absatz 1 Satz 1, § 20 Absatz 2, § 21 Absatz 2, auch in Verbindung mit § 35d 
Absatz 2, entgegen § 22 Absatz 1 Satz 1 oder Absatz 3 Satz 1, § 25 Absatz 5 Satz 1, auch in 
Verbindung mit § 35f Satz 1, entgegen § 26 Absatz 3 Satz 1 oder entgegen § 27 Absatz 3 
Satz 1 oder § 28 Absatz 3 Satz 1, jeweils auch in Verbindung mit § 35f Satz 1, eine Über-
mittlung nicht, nicht richtig, nicht vollständig, nicht in der vorgeschriebenen Weise oder 
nicht rechtzeitig vornimmt,“. 

ff) Nach Nummer 5 wird folgende Nummer 6 eingefügt: 

„6. entgegen § 17 Absatz 3 Satz 1, auch in Verbindung mit Satz 3, entgegen § 25 Absatz 7 Satz 2 
oder § 35c Absatz 3 Satz 1, auch in Verbindung mit Satz 2, eine Mittelung nicht, nicht rich-
tig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig macht,“. 

gg) Die bisherige Nummer 5 wird Nummer 7 und wie folgt gefasst: 

7. „ entgegen § 17 Absatz 3 Satz 1, auch in Verbindung mit Absatz 3 Satz 3, entgegen § 18 Satz 
1, § 24 Absatz 2 Satz 3, § 25 Absatz 3 Satz 4 oder § 35c Absatz 3 Satz 1, auch in Verbindung 
mit Satz 2, einen Referenzcode oder eine Ausfertigung nicht mitführt,“. 

hh) Die bisherige Nummer 6 wird Nummer 8 und die Wörter „§ 22 Absatz 4, § 24 Absatz 6 Satz 1 
oder § 35 Absatz 1 Satz 3 das Bier nicht“ werden durch die Wörter „entgegen § 22 Absatz 4, § 24 
Absatz 6 Satz 1, § 35c Absatz 4 oder § 35e Satz 3 das Bier nicht, nicht richtig,“ ersetzt. 

ii) Die bisherige Nummer 7 wird Nummer 9 und wie folgt gefasst: 

9. „ entgegen § 24 Absatz 2 Satz 1, § 25 Absatz 3 Satz 1, auch in Verbindung mit § 35f Satz 1, 
entgegen § 26 Absatz 2 Satz 1, entgegen § 27 Absatz 2 Satz 1 oder § 28 Absatz 2 Satz 1, 
jeweils auch in Verbindung mit § 35f, ein Dokument nicht, nicht richtig, nicht vollständig 
oder nicht rechtzeitig ausfertigt,“. 

jj) Die bisherige Nummer 8 wird Nummer 10 und wie folgt gefasst: 

10. „ entgegen § 24 Absatz 3 Satz 1 oder Absatz 4 Satz 2, § 25 Absatz 3 Satz 3 oder Absatz 4 Satz 
2, auch in Verbindung mit § 27 Absatz 4, entgegen § 27 Absatz 2 Satz 3 oder § 28 Absatz 1 
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Satz 1, jeweils auch in Verbindung mit § 35f Satz 1 eine Ausfertigung oder ein Dokument 
nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig vorlegt,“. 

kk) Die bisherige Nummer 9 wird Nummer 11 und werden die Wörter „als Rückschein“ gestrichen. 

ll) Die bisherige Nummer 10 wird Nummer 12 und wie folgt gefasst: 

12. „ entgegen § 25 Absatz 2 Satz 1, auch in Verbindung mit § 27 Absatz 4 oder § 35f Satz 1, 
entgegen § 26 Absatz 2 Satz 3 oder § 27 Absatz 2 Satz 4, auch in Verbindung mit § 35f Satz 
1, eine Unterrichtung nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig vornimmt,“. 

mm) Die bisherige Nummer 11 wird Nummer 13 und wie folgt gefasst: 

13. „ entgegen § 25 Absatz 7 Satz 1 oder 2, jeweils auch in Verbindung mit § 35f Satz 1, eine 
Eintragung nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig vornimmt,“. 

nn) Folgende Nummer 14 wird eingefügt: 

14. „ entgegen § 27 Absatz 2 Satz 5, auch in Verbindung mit § 35f Satz 1, eine Angabe nicht, 
nicht richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig vermerkt,“. 

oo) Die bisherige Nummer 12 wird Nummer 15. 

b) Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 

„(2) Ordnungswidrig im Sinn des § 381 Absatz 1 Nummer 2 der Abgabenordnung handelt, wer 
vorsätzlich oder leichtfertig entgegen § 39d Absatz 1 Satz 2 ein Handelspapier nicht, nicht richtig, nicht 
vollständig, nicht in der vorgeschriebenen Weise oder nicht rechtzeitig beigibt.“ 

61. § 53 wird wie folgt gefasst: 

„§ 53 

Übergangsregelungen 

Für Beförderungen von Bier des steuerrechtlich freien Verkehrs aus anderen, in andere oder über andere 
Mitgliedstaaten, die vor dem 13. Februar 2023 begonnen worden sind, gilt diese Verordnung in der am 12. 
Februar 2023 geltenden Fassung bis zum 31. Dezember 2023 fort.“ 

Artikel 8 

Änderung der Schaumwein- und Zwischenerzeugnissteuerverordnung 

Die Schaumwein- und Zwischenerzeugnissteuerverordnung vom 5. Oktober 2009 (BGBl I 3262, 3302), die 
zuletzt durch Artikel 2 der Verordnung vom 11. August 2021 (BGBl. I S. 3602) geändert worden ist, wird wie 
folgt geändert: 

1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert: 

a)  Nach der Angabe zu § 11 wird folgende Angabe eingefügt: 

„§ 11a Amtliche Bescheinigung für unabhängige Hersteller“. 

b) Nach der Angabe zu § 43 wird folgende Angabe eingefügt: 

„§ 43a Amtliche Bescheinigung für unabhängige Hersteller“. 

c) Nach der Angabe zu § 47 wird folgende Angabe eingefügt: 

„§ 47a Amtliche Bescheinigung für unabhängige Hersteller“. 

2. Nach § 11 wird folgender § 11a eingefügt: 
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„§ 11a 

Amtliche Bescheinigung für unabhängige Hersteller 

(1) Die Ausstellung einer amtlichen Bescheinigung für unabhängige Hersteller zur Gewährung ermä-
ßigter Steuersätze in anderen Mitgliedstaaten gemäß § 2 Absatz 3 des Gesetzes ist beim Hauptzollamt nach 
amtlich vorgeschriebenem Vordruck zu beantragen. 

(2) Für Schaumwein nach § 1 Absatz 2 Nummer 1 des Gesetzes stellt das Hauptzollamt die Bescheini-
gung nach Absatz 1 nur unter der Voraussetzung aus, dass der unabhängige Hersteller durchschnittlich im 
Weinwirtschaftsjahr (1. August eines Jahres bis 31. Juli des folgenden Jahres) insgesamt 

1. nicht mehr als 1 000 Hektoliter oder 

2. im Falle von Beförderungen in die Republik Malta, nicht mehr als 20 000 Hektoliter  

dieses Schaumweins erzeugt hat.  

Zur Berechnung der durchschnittlichen Erzeugung sind die dem Antrag vorausgegangenen drei Weinwirt-
schaftsjahre heranzuziehen. Sofern zwei oder mehrere unabhängige Hersteller zusammenarbeiten und ihre 
gemeinsame durchschnittliche Jahreserzeugung 1 000 Hektoliter oder 20 000 Hektoliter nicht übersteigt, 
können diese als ein einziger unabhängiger Hersteller behandelt werden. Der Nachweis der durchschnittli-
chen Jahreserzeugung erfolgt durch eine Bescheinigung der nach Weinrecht für den Antragsteller zuständi-
gen Behörde. Hergestellte Mengen von Wein nach § 32 Absatz 1 Nummer 1 des Gesetzes sind bei der Be-
messung der Mengen nach Satz 1 zu berücksichtigen. 

(3) Für anderen als in Absatz 2 genannten Schaumwein stellt das Hauptzollamt die Bescheinigung nach 
Absatz 1 unter der Voraussetzung aus, dass der unabhängige Hersteller im vorangegangenen Kalenderjahr 
insgesamt nicht mehr als 15 000 Hektoliter dieses Schaumweins oder Wein nach § 32 Absatz 1 Nummer 2 
und 3 des Gesetzes hergestellt hat. Der Antragsteller hat dies anhand geeigneter Unterlagen nachzuweisen. 
Das Hauptzollamt kann hierzu Anweisungen treffen. Sofern zwei oder mehrere unabhängige Hersteller zu-
sammenarbeiten und deren gemeinsame Herstellung 15 000 Hektoliter nicht übersteigt, können diese als ein 
einziger unabhängiger Hersteller behandelt werden. Hergestellte Mengen von Wein nach § 32 Absatz 1 
Nummer 2 und 3 des Gesetzes sind bei der Bemessung der Mengen nach Satz 1 zu berücksichtigen.“ 

3. In § 23 Absatz 4 Satz 1 wird vor dem Wort „Hauptzollamt“ das Wort „zuständige“ eingefügt. 

4. Dem § 29 wird folgender Absatz 4 angefügt: 

„(4) In den Fällen des § 14 Absatz 4 des Gesetzes gelten hinsichtlich der Nachweisführung die §§ 21 
und 28 entsprechend. Die Frist nach § 14 Absatz 4 Satz 4 des Gesetzes beginnt mit der schriftlichen Be-
kanntgabe der Feststellung der Unregelmäßigkeit gegenüber dem Steuerschuldner.“ 

5. Dem § 30 Absatz 1 werden folgende Sätze angefügt: 

„Das Hauptzollamt kann Steuerschuldnern nach § 14 Absatz 5 Nummer 2 des Gesetzes auf Antrag die Ab-
gabe einer für einen Kalendermonat zusammengefassten Steueranmeldung widerruflich zulassen, soweit die 
in einem Kalendermonat durchschnittlich hergestellte Menge 75 Liter nicht übersteigt und Steuerbelange 
nicht beeinträchtigt sind. Für die Frist zur Abgabe der zusammengefassten Steueranmeldung gilt in diesen 
Fällen § 15 Absatz 1 Satz 1 und für die Fälligkeit der Steuer § 15 Absatz 1 Satz 2 des Gesetzes entspre-
chend.“ 

6. § 39 wird wie folgt geändert: 

a) Nach Absatz 4 wird folgender Absatz 5 eingefügt: 

„(5) In den Fällen des § 24 Absatz 2 des Gesetzes gelten hinsichtlich der Nachweisführung die 
§§ 21 und 28 entsprechend. Die Frist nach § 24 Absatz 2 Satz 3 des Gesetzes beginnt mit der schriftli-
chen Bekanntgabe der Feststellung der Unwirksamkeit gegenüber dem Steuerschuldner.“ 

b) Der bisherige Absatz 5 wird Absatz 6. 
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7. Nach § 43 wird folgender § 43a eingefügt: 

„§ 43a 

Amtliche Bescheinigung für unabhängige Hersteller 

Für unabhängige Hersteller von Zwischenerzeugnissen, deren Herstellung im vorangegangenen Kalen-
derjahr 250 Hektoliter nicht übersteigt, ist die Ausstellung einer amtlichen Bescheinigung zur Gewährung 
ermäßigter Steuersätze in anderen Mitgliedstaaten gemäß § 30 Absatz 4 in Verbindung mit § 2 Absatz 3 des 
Gesetzes beim Hauptzollamt nach amtlich vorgeschriebenem Vordruck zu beantragen.“ 

8. Nach § 47 wird folgender § 47a eingefügt: 

„§ 47a 

Amtliche Bescheinigung für unabhängige Hersteller 

(1) Die Ausstellung einer amtlichen Bescheinigung für unabhängige Hersteller zur Gewährung ermä-
ßigter Steuersätze in anderen Mitgliedstaaten gemäß § 32 Absatz 2 Nummer 2 in Verbindung mit § 2 Ab-
satz 3 des Gesetzes ist beim Hauptzollamt nach amtlich vorgeschriebenem Vordruck zu beantragen. 

(2) Für Wein nach § 32 Absatz 1 Nummer 1 des Gesetzes gilt § 11a Absatz 2 entsprechend. Für Wein 
nach § 32 Absatz 1 Nummer 2 und 3 des Gesetzes gilt § 11a Absatz 3 entsprechend.“ 

Artikel 9 

Änderung der Kaffeesteuerverordnung 

Die Kaffeesteuerverordnung vom 5. Oktober 2009 (BGBl I S. 3262, 3334), die zuletzt durch Artikel 3 der 
Verordnung vom 11. August 2021 (BGBl. I S. 3602) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. Dem § 19 wird nach Absatz 2 folgender Absatz 3 angefügt: 

„(3) In den Fällen des § 11 Absatz 4 des Gesetzes gelten hinsichtlich der Nachweisführung die §§ 14, 
16, 17, 33 und 34 entsprechend. Die Frist nach § 11 Absatz 4 Satz 4 des Gesetzes beginnt mit der schriftli-
chen Bekanntgabe der Feststellung der Unregelmäßigkeit gegenüber dem Steuerschuldner.“ 

2. Dem § 20 Absatz 1 werden folgende Sätze angefügt: 

„Das Hauptzollamt kann Steuerschuldnern nach § 11 Absatz 5 Nummer 2 des Gesetzes auf Antrag die Ab-
gabe einer für einen Kalendermonat zusammengefassten Steueranmeldung widerruflich zulassen, soweit die 
in einem Kalendermonat hergestellte Menge 50 Kilogramm nicht übersteigt und Steuerbelange nicht beein-
trächtigt sind. Für die Frist zur Abgabe der zusammengefassten Steueranmeldung gilt in diesen Fällen § 12 
Absatz 1 Satz 1 und für die Fälligkeit der Steuer § 12 Absatz 1 Satz 2 des Gesetzes entsprechend.“ 

3. In § 27 Absatz 6 Satz 1 werden die Wörter „nach § 18 Absatz 2 Satz 4“ durch die Wörter „nach § 18 Absatz 
4 Satz 4“ ersetzt. 

4. Dem § 31 wird folgender Absatz 4 angefügt: 

„(4) In den Fällen des § 21 Absatz 4 des Gesetzes gelten hinsichtlich der Nachweisführung die §§ 14, 
16, 17, 33 und 34 entsprechend. Die Frist nach § 21 Absatz 4 Satz 3 des Gesetzes beginnt mit der schriftli-
chen Bekanntgabe der Feststellung der Unwirksamkeit gegenüber dem Steuerschuldner.“ 

5. In § 36 Absatz 2 Satz 2 werden die Wörter „für den Betrieb“ gestrichen. 
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Artikel 10 

Änderung der Alkoholsteuerverordnung 

Die Alkoholsteuerverordnung vom 6. März 2017 (BGBl. I S. 431), die zuletzt durch Artikel 5 der Verord-
nung vom 11. August 2021 (BGBl. I S. 3602) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. In der Inhaltsübersicht wird nach der Angabe zu § 15 folgende Angabe eingefügt: 

„§ 15a Amtliche Bescheinigung für unabhängige Hersteller“. 

2. § 8 Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt gefasst: 

„Der Steuerlagerinhaber hat dem Hauptzollamt die Änderung der nach § 5 Absatz 1, 2 Satz 1 und 3 Satz 1 
angegebenen Verhältnisse vor der Änderung schriftlich anzuzeigen“. 

3. Nach § 15 wird folgender § 15a eingefügt: 

„§ 15a 

Amtliche Bescheinigung für unabhängige Hersteller 

(1) Die Ausstellung einer amtlichen Bescheinigung für unabhängige Hersteller zur Gewährung ermä-
ßigter Steuersätze in anderen Mitgliedstaaten gemäß § 2 Absatz 4 des Gesetzes ist beim Hauptzollamt nach 
amtlich vorgeschriebenem Vordruck zu beantragen. Antragsberechtigt sind Steuerlagerinhaber nach § 5 des 
Gesetzes. 

(2) Für Alkohol nach § 1 Absatz 2 Nummer 1 des Gesetzes stellt das Hauptzollamt die Bescheinigung 
nach Absatz 1 nur unter der Voraussetzung aus, dass die unabhängige Verschlussbrennerei im vorangegan-
genen Kalenderjahr nicht mehr als 20 hl A hergestellt hat. Der Antragsteller hat dies anhand geeigneter 
Unterlagen nachzuweisen. Das Hauptzollamt kann hierzu Anweisungen treffen. 

(3) Als amtliche Bescheinigung im Sinn von § 2 Absatz 3 Satz 2 des Gesetzes gilt auch eine von einem 
Versender mit Sitz in einem anderen Mitgliedstaat selbst ausgestellte Bescheinigung, wenn 

1. der Mitgliedstaat, in dem die kleine unabhängige Brennerei ansässig ist, die Ausstellung von Selbstbe-
scheinigungen gestattet und 

2. die Gesamtjahreserzeugung der kleinen unabhängigen Brennerei nicht mehr als 5 hl A beträgt.“ 

4. Dem § 42 wird folgender Absatz 4 angefügt: 

„(4) In den Fällen des § 18 Absatz 4 des Gesetzes gelten hinsichtlich der Nachweisführung die §§ 33 
und 40 entsprechend. Die Frist nach § 18 Absatz 4 Satz 4 des Gesetzes beginnt mit der schriftlichen Be-
kanntgabe der Feststellung der Unregelmäßigkeit gegenüber dem Steuerschuldner.“ 

5. § 63 wird wie folgt geändert: 

a) Nach Absatz 5 wird folgender Absatz 6 eingefügt: 

„(6) In den Fällen des § 29 Absatz 2 des Gesetzes gelten hinsichtlich der Nachweisführung die 
§§ 33 und 40 entsprechend. Die Frist nach § 29 Absatz 2 Satz 3 des Gesetzes beginnt mit der schriftli-
chen Bekanntgabe der Feststellung der Unwirksamkeit gegenüber dem Steuerschuldner.“ 

b) Der bisherige Absatz 6 wird Absatz 7. 
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Artikel 11 

Änderung der Verordnung zur elektronischen Übermittlung von Daten für die Verbrauchsteuern 
und die Luftverkehrsteuer 

§ 1 Absatz 1 der Verbrauch-und-Luftverkehrsteuerdaten-Übermittlungs-Verordnung vom 14. August 2020 
(BGBl I S. 1960, 1961), wird wie folgt geändert: 

1. Nach Nummer 4 wird folgende Nummer 5 eingefügt: 

„5. Biersteuergesetz und Biersteuerverordnung“. 

2. Die bisherigen Nummern 5 bis 8 werden die Nummern 6 bis 9. 

Artikel 12 

Änderung des Umsatzsteuergesetzes 

§ 13b Absatz 2 Nummer 6 des Umsatzsteuergesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. Februar 
2005 (BGBl. I S. 386), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 21. Dezember 2021 (BGBl. I S. 5250) geän-
dert worden ist, wird wie folgt gefasst: 

„6. Übertragung von Berechtigungen nach § 3 Nummer 3 des Treibhausgas-Emissionshandelsgesetzes, Emissi-
onsreduktionseinheiten nach § 2 Nummer 20 des Projekt-Mechanismen-Gesetzes, zertifizierten Emissions-
reduktionen nach § 2 Nummer 21 des Projekt-Mechanismen-Gesetzes, Emissionszertifikaten nach § 3 
Nummer 2 des Brennstoffemissionshandelsgesetzes sowie von Gas- und Elektrizitätszertifikaten;“. 

Artikel 13 

Weitere Änderungen des Biersteuergesetzes 

Das Biersteuergesetz vom 15. Juli 2009, das zuletzt durch Artikel 2 dieses Gesetzes geändert worden ist, 
wird wie folgt geändert: 

1. In § 2 Absatz 6 Satz 2 werden die Wörter „nach Absatz 1a“ durch die Wörter „nach Absatz 2“ ersetzt. 

2. In § 29 Absatz 3 Nummer 2 werden die Wörter „nach § 2 Absatz 1a bis 7“ durch die Wörter „nach § 2 Ab-
satz 2 bis 7“ ersetzt. 

Artikel 14 

Weitere Änderungen der Biersteuerverordnung 

§ 31 der Biersteuerverordnung vom 5. Oktober 2009, die zuletzt durch Artikel 7 dieses Gesetzes geändert 
worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. Absatz 3 wird aufgehoben. 

2. Der bisherigen Absätze 4 und 5 werden die Absätze 3 und 4. 
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Artikel 15 

Änderung des Siebten Gesetzes zur Änderung von Verbrauchsteuergesetzen 

Das Siebte Gesetz zur Änderung von Verbrauchsteuergesetzen vom 30. März 2021 (BGBl. I S. 607) wird 
wie folgt geändert: 

1. Artikel 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 20 wird § 23b Absatz 2 Satz 4 wie folgt gefasst: 

„Die Sätze 2 und 3 gelten nicht für die Erlaubnis, die einer Einrichtung des öffentlichen Rechts erteilt 
wird.“ 

b) Nummer 24 Buchstabe c wird wie folgt gefasst: 

c) ‚ Die bisherigen Nummern 4 bis 8 werden die Nummern 5 bis 9 und in der Nummer 8 wird das 
Wort „Zollkodex“ durch das Wort „Unionszollkodex“ ersetzt.‘ 

2. Artikel 2 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 19 Buchstabe f Doppelbuchstabe bb werden die Wörter „abweichendes Verfahren“ durch 
die Wörter „abweichendes vereinfachtes Verfahren“ ersetzt. 

b) Nummer 27 Buchstabe d wird wie folgt gefasst: 

d) „ Die bisherigen Nummern 7 und 8 werden die Nummern 8 und 9.“ 

c) Nummer 29 wird wie folgt geändert: 

aa) Buchstabe c wird wie folgt gefasst: 

„c) Die bisherige Nummer 2 wird Nummer 3.“ 

bb) Nach Buchstabe c wird folgender Buchstabe d angefügt: 

‚d) In der neuen Nummer 3 werden die Wörter „die §§ 3 bis 9, 11 bis 13, 16 und 17 und 21 Ab-
satz 7“ durch die Wörter „die §§ 3 bis 9, 11 bis 13, 20 bis 20c und 21 Absatz 4“ ersetzt.‘ 

3. Artikel 5 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 17 wird § 24b Absatz 2 Satz 4 wie folgt gefasst: 

„Die Sätze 2 und 3 gelten nicht für die Erlaubnis, die einer Einrichtung des öffentlichen Rechts erteilt 
wird.“ 

b) Nummer 28 Buchstabe d wird wie folgt gefasst: 

d) „ Die bisherigen Nummern 7 und 8 werden die Nummern 8 und 9.“ 

4. In Artikel 12 Absatz 4 werden die Wörter „und 29 Buchstabe a“ durch die Wörter „und 29 Buchstabe a, b 
und c“ ersetzt. 

Artikel 16 

Änderung der Siebten Verordnung zur Änderung von Verbrauchsteuerverordnungen 

Die Siebte Verordnung zur Änderung von Verbrauchsteuerverordnungen vom 11. August 2021 (BGBl. I 
S. 3602) wird wie folgt geändert: 

1. Artikel 2 wird wie folgt geändert: 
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a) In Nummer 54 werden die Wörter „Die §§ 1 bis 11 bis 32“ durch die Wörter „Die §§ 1 bis 11, 12 bis 
32“ ersetzt. 

b) In Nummer 62 werden in § 50 Absatz 1 Satz 2 die Wörter „nach § 46 Absatz 2 des Gesetzes“ durch die 
Wörter „nach § 46 Absatz 3 des Gesetzes“ ersetzt. 

c) In Nummer 67 werden in § 53 Absatz 1 Nummer 7 in dem Halbsatz nach Buchstabe c die Wörter „oder 
Wein“ gestrichen. 

2. In Artikel 5 Nummer 35 Buchstabe e werden in dem neuen Absatz 4a Satz 1 die Wörter „des § 12 Absatz 1 
des Gesetzes“ durch die Wörter „des § 16 Absatz 1 des Gesetzes“ ersetzt. 

Artikel 17 

Änderung des Gesetzes zur Modernisierung des Tabaksteuerrechts 

Das Gesetz zur Modernisierung des Tabaksteuerrechts vom 10. August 2021 (BGBl. I S. 3411) wird wie 
folgt geändert: 

1. Artikel 2 Nummer 3 wird wie folgt gefasst: 

‚3. Nach § 1a wird folgender § 1b eingefügt: 

„§ 1b 

Substitute für Tabakwaren 

Soweit nicht anders bestimmt, gelten die Vorschriften dieses Gesetzes für Tabakwaren sowie die dazu er-
gangenen Durchführungsbestimmungen auch für Substitute für Tabakwaren. Für die Beförderung von 
Substituten für Tabakwaren unter Steueraussetzung im und aus dem Steuergebiet, sowie für die Beför-
derung von Substituten für Tabakwaren des zollrechtlich freien Verkehrs aus anderen, in andere oder 
über andere Mitgliedstaaten mit Ausnahme des Versandhandels gelten die diesbezüglichen Vorschrif-
ten für die Kaffeesteuer nach dem Kaffeesteuergesetz sowie den dazu ergangenen Durchführungsbe-
stimmungen sinngemäß.“‘ 

2. Artikel 4 wird wie folgt gefasst: 

‚Artikel 4 

Weitere Änderung der Tabaksteuerverordnung 

§ 33 Absatz 1 der Tabaksteuerverordnung, die zuletzt durch Artikel 3 dieses Gesetzes geändert worden 
ist, wird wie folgt gefasst: 

„(1) Der Steuerwert des einzelnen Steuerzeichens wird aus der Steuer für eine Zigarette, eine Zigarre, 
ein Zigarillo oder 1 Kilogramm Rauchtabak und aus der Mengenangabe auf dem Steuerzeichen berechnet. 
Für erhitzten Tabak wird der Steuerwert des einzelnen Steuerzeichens aus der Steuer nach § 2 Absatz 1 
Nummer 4 und 5 des Gesetzes und aus den Mengenangaben auf dem Steuerzeichen berechnet. Bei Substitu-
ten für Tabakwaren wird der Steuerwert des einzelnen Steuerzeichens aus der Steuer für einen Milliliter und 
der auf dem Steuerzeichen angegebenen Mengenangabe berechnet. Dabei wird die Steuer in Cent eingesetzt, 
und zwar für die Zigarette bis auf fünf, für die Zigarre und den Zigarillo bis auf vier Dezimalstellen und für 
das Kilogramm Rauchtabak bis auf eine Dezimalstelle. Bei Substituten für Tabakwaren wird die Steuer in 
Cent eingesetzt. Der Steuerwert wird in Cent bei Zigaretten und erhitztem Tabak bis auf vier, bei Zigarren, 
Zigarillos, Rauchtabak und Substituten für Tabakwaren bis auf drei Dezimalstellen berechnet.“‘ 
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Artikel 18 

Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

(1) Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich der Absätze 2 bis 6 am 13. Februar 2023 in Kraft. 

(2) Artikel 1 Nummer 2, Artikel 2 Nummer 3 Buchstabe e Doppelbuchstabe aa und Buchstabe f, Nummer 
27 Buchstabe c Doppelbuchstabe aa, die Buchstaben d und e, Nummer 28 Buchstabe a, Artikel 3 Nummer 2 
Buchstabe b, Artikel 4 Nummer 4 Buchstabe b, Artikel 5 Nummer 2 und 3 Buchstabe b, Artikel 6 Nummer 1, 
Artikel 7 Nummer 1 Buchstabe f und Nummer 16, Artikel 8 Nummer 1 bis 3, 7 und 8, Artikel 9 Nummer 1 und 
3 bis 5, Artikel 10 Nummer 1 bis 3, die Artikel 11, 15 bis 17 treten am Tag nach der Verkündung in Kraft. 

(3) Artikel 2 Nummer 5 Buchstabe a und Buchstabe b Doppelbuchstabe aa, Artikel 6 Nummer 3 bis 5 und 
Artikel 7 Nummer 20 Buchstabe c treten am 1. Juli 2022 in Kraft. 

(4) Artikel 1 Nummer 1, Artikel 2 Nummer 2, Nummer 3 Buchstabe a, c und d, die Nummern 5, 8, 9 
Buchstabe b, Nummer 23 Buchstabe a, Nummer 28 Buchstabe e, Artikel 3 Nummer 1, Nummer 2 Buchstabe a 
und Nummer 3, Artikel 4 die Nummern 1 bis 3 und 4 Buchstabe a, Artikel 5 Nummer 1 und Nummer 3 Buchstabe 
a, Artikel 7 Nummer 1 die Buchstaben a, b, d und i, die Nummern 3, 4, 6 bis 13, 14 Buchstabe b Doppelbuchstabe 
bb und Buchstabe c, die Nummern 15, 17, 18, 19 Buchstabe a, b, c, Buchstabe d Doppelbuchstabe bb, die Buch-
staben e und f, Nummer 20 Buchstabe b, Nummer 22 die Buchstaben c, e und f, die Nummern 23, 24, 25 Buch-
stabe b, Nummer 26 Buchstabe d, Nummer 27 Buchstabe a Doppelbuchstabe bb, die Buchstaben b, c, und f, 
Nummer 28 Buchstabe a, Buchstabe b Doppelbuchstabe cc und Buchstabe c, Nummer 29, Nummer 30 die Buch-
staben b, c, d, f, g und h, Nummer 31, Nummer 33 die Buchstaben b, c und d Doppelbuchstabe bb, die Nummern 
37 bis 40, 41 Buchstabe b, Nummer 49, Nummer 50 Buchstabe a Doppelbuchstabe aa und bb, Buchstabe b und 
c, Nummer 51, Nummer 52 Buchstabe a Doppelbuchstabe bb und Buchstabe b, die Nummern 53, 54 und 55 
Buchstabe a, Nummer 56 die Buchstaben a, b, c und Nummer 58, Artikel 8 Nummer 5 und Artikel 9 Nummer 2 
und Artikel 12 treten am 1. Tag des auf die Verkündung dieses Gesetzes folgenden Monats in Kraft. 

(5) Artikel 2 Nummer 3 Buchstabe b und Buchstabe e Doppelbuchstabe aa und Artikel 13 treten am 1. 
Januar 2023 in Kraft. 

(6) Artikel 14 tritt am 1. Mai 2023 in Kraft. 
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Begründung 

A. Allgemeiner Teil 

I. Zielsetzung und Notwendigkeit der Regelungen 

Mit dem Gesetz werden im Wesentlichen die Systemrichtlinie und die Alkoholstrukturrichtlinie im Biersteuer-
recht umgesetzt. 

Darüber hinaus werden im Biersteuerrecht weitere Änderungen vorgenommen, für die ein rechtlicher oder prak-
tischer Handlungsbedarf besteht. Diese dienen im Wesentlichen dem Bürokratieabbau und bewirken Erleichte-
rung für Wirtschaft und Verwaltung. 

Im Übrigen werden zur Vereinheitlichung des Verbrauchsteuerrechts vereinzelt auch verfahrensrechtliche Rege-
lungen bezüglich der Besteuerung der sonstigen Genussmittel geändert. 

Zudem werden zur Korrektur einzelner redaktioneller Fehler das Siebte Gesetz zur Änderung von Verbrauchsteu-
ergesetzen, die Siebte Verordnung zur Änderung von Verbrauchsteuerverordnungen und das Gesetz zur Moder-
nisierung des Tabaksteuerrechts geändert. 

Durch die Änderung des Umsatzsteuergesetzes sollen Umsatzsteuerausfälle beim Handel mit Zertifikaten für 
Brennstoffemissionen nach dem BEHG vermieden werden. 

II. Wesentlicher Inhalt des Entwurfs 

Das Biersteuergesetz, das Tabaksteuergesetz, das Schaumwein- und Zwischenerzeugnissteuergesetz, das Kaffee-
steuergesetz, das Alkoholsteuergesetz, das Siebte Gesetz zur Änderung von Verbrauchsteuergesetzen, das Gesetz 
zur Modernisierung des Tabaksteuerrechts, das Umsatzsteuergesetz, die Biersteuerverordnung, die Tabaksteuer-
verordnung, die Schaumwein- und Zwischenerzeugnissteuerverordnung, die Kaffeesteuerverordnung, die Alko-
holsteuerverordnung, die Siebte Verordnung zur Änderung von Verbrauchsteuerverordnungen sowie die Verord-
nung zur elektronischen Übermittlung von Daten für die Verbrauchsteuern und die Luftverkehrsteuer werden 
geändert.  

Im Wesentlichen werden mit dem Gesetz die Systemrichtlinie und die Alkoholstrukturrichtlinie in nationales 
Recht umgesetzt. 

Die Systemrichtlinie regelt das Verfahren zur Besteuerung, Beförderung und Lagerung von Tabakwaren, Alkohol 
und alkoholischen Getränken sowie Energieerzeugnissen und elektrischem Strom. Wesentliche Neuerung der 
Systemrichtlinie sind Regelungen zur Abwicklung von grenzüberschreitende Beförderungen verbrauchsteuer-
pflichtiger Waren im steuerrechtlich freien Verkehr über EMCS. Bislang fanden diese Beförderungen auf Grund-
lage von Begleitdokumenten in Papierform statt. Daneben sieht die Systemrichtlinie eine Steuerbegünstigung für 
die Streitkräfte anderer Mitgliedstaaten im Zusammenhang mit der GSVP vor. 

Im Übrigen umfasst die Systemrichtlinie unter anderem die nachstehenden Inhalte: 

• Anpassungen der verbrauchsteuerrechtlichen Regelungen an zollrechtliche Vorschriften 

• Angleichung des Steueraussetzungsverfahrens an Zollverfahren 

• Eröffnung einer Steuerbefreiungsmöglichkeit bei (Teil-)Verlust der Ware 

• Möglichkeit zur Regelung von Mehrmengen bei der Beförderung unter Steueraussetzung 

Auf Grund der Neufassung der Systemrichtlinie wird das Biersteuergesetz umfassend geändert und die betreffen-
den Regelungen durch Anpassungen der Biersteuerverordnung konkretisiert. 
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Die Alkoholstrukturrichtlinie regelt die Harmonisierung der Struktur der Verbrauchsteuern auf Alkohol und al-
koholische Getränke. Die Überarbeitung der Alkoholstrukturrichtlinie macht geringfügige Anpassungen im Bier-
steuergesetz erforderlich. Einerseits wird ein Zertifizierungssystem für rechtlich und wirtschaftlich unabhängige 
(Klein-)Produzenten geschaffen. Ziel ist, kleinen Herstellern von Bier den Zugang zu Steuermäßigungen in ande-
ren Mitgliedstaaten zu erleichtern. Andererseits wird durch die Alkoholstrukturrichtlinie bestimmt, alle Zutaten 
von Bier, einschließlich die nach Abschluss der Gärung hinzugefügten Zutaten, bei der Messung der Grad Plato 
zu berücksichtigen sind. Da die Grad Plato Anknüpfungspunkt für die Bemessung der Biersteuer sind, führt diese 
Regelung zu höheren Biersteuereinnahmen auf Seiten der Länder und spiegelbildlich zu einer höheren Belastung 
der Brauereien. Die Alkoholstrukturrichtlinie eröffnet den Mitgliedstaaten die Möglichkeit, die Regelung zur Be-
steuerung von Biermischgetränken erst ab 1. Januar 2031 zur Anwendung zu bringen. Von diesem Übergangs-
zeitraum wird Gebrauch gemacht. 

Im Biersteuergesetz und in der Biersteuerverordnung werden verschiedene Änderungen zusätzlich vorgenommen, 
für die ein rechtlicher oder praktischer Handlungsbedarf besteht und die im Wesentlichen dem Bürokratieabbau 
und der Entlastung von Wirtschaft und Verwaltung dienen. 

Für Versandhändler mit Sitz in einem anderen Mitgliedstaat wird die Vorgabe, einen Beauftragten im Steuergebiet 
zu benennen, durch die fakultative Einsetzung eines Steuervertreters abgelöst. Entsprechende Änderungen sind 
in den übrigen Verbrauchsteuergesetzen bereits mit dem Siebten Gesetz zur Änderung von Verbrauchsteuerge-
setzen umgesetzt. 

Bei der Beantragung von biersteuerrechtlichen Erlaubnissen werden regelmäßige Vorlagepflichten, wie beispiels-
weise die Pflicht zur Einreichung von Handelsregisterauszügen, gestrichen. Diese Vorlagepflichten wurden in 
den anderen Bereichen des Verbrauchsteuerrechts bereits mit der Siebten Verordnung zur Änderung von Ver-
brauchsteuerverordnungen aufgehoben. 

Erleichterungen werden im Biersteuerrecht auch durch die Streichung der Entlastungsabschnitte geschaffen. Bis-
lang ist im Grundsatz vorgesehen, dass Unternehmen Entlastungsanmeldungen zur Beantragung von Steuerent-
lastungen nach der Beförderung von Bier in einen anderen Mitgliedstaat nur kalendervierteljährlich abgeben dür-
fen. Künftig dürfen Entlastungsanmeldungen ohne bürokratische Hemmnisse auch monatlich abgegeben werden. 
Die Änderung dient der Angleichung des Verbrauchsteuerrechts, da die Entlastungsabschnitte in den übrigen 
Verbrauchsteuerverordnungen bereits abgeschafft wurden. 

Heilungstatbestände, die eine Steuerentstehung verhindern, sofern diese lediglich auf Grund von formalen Ver-
stößen entstanden wäre, werden aus dem Energiesteuergesetz auch in das Biersteuergesetz übertragen. Auf diese 
Weise wird bei geringfügigen Verfahrensabweichungen im Rahmen des Steueraussetzungsverfahrens auch im 
Biersteuerrecht die Möglichkeit geschaffen, eine entstandene Steuer zu erstatten bzw. zu erlassen. Diese Hei-
lungstatbestände werden darüber hinaus in allen Verbrauchsteuerverordnungen des Genussmittelbereichs verfah-
rensrechtlich konkretisiert. 

Ferner wird klarstellend aufgenommen, dass Bierwürze, welche zur Herstellung alkoholsteuerpflichtiger Waren 
verwendet wird, von der Biersteuer befreit wird. 

Für Unternehmen, die Bier, Kaffee, Schaumwein oder Zwischenerzeugnisse ohne Steuerlagererlaubnis herstellen, 
wird die Möglichkeit zur monatsweisen Abgabe von Steueranmeldungen geschaffen. Bislang besteht für solche 
Hersteller die Rechtspflicht, die Steueranmeldung unverzüglich – mithin nach jedem Herstellungsakt – abzuge-
ben. Die beabsichtigte Herstellung von Bier außerhalb des Steuerlagers wird im Zuge dessen zur Vereinheitli-
chung des Verbrauchsteuerrechts unter einen Anmeldevorbehalt gestellt. 

Weiterhin fördert das Gesetz Wissenschaft und Forschung durch die Implementierung eines Steuerbefreiungstat-
bestandes in das Biersteuergesetz, sofern Bier zu wissenschaftlichen Zwecken verwendet wird. Eine entspre-
chende Regelung ist in den übrigen Verbrauchsteuergesetzen des Genussmittelbereichs bereits geschaffen wor-
den. 

Es entfällt zur Vereinheitlichung des Verbrauchsteuerrechts und zur Entlastung der Wirtschaft im Biersteuerrecht 
die zwingende Rechtsfolge, dass verbrauchsteuerrechtliche Erlaubnisse erlöschen, sofern die Verlegung des Be-
triebssitzes nicht fristgemäß angezeigt wird. 
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Zur Unterstützung von kleinen Brauereinen wird im Biersteuergesetz geregelt, dass der Einsatz von Färbebier 
nach Abschluss des Brauvorgangs der Inanspruchnahme der ermäßigten Biersteuersätze nicht entgegensteht. 
Durch die Verwendung von Färbebier können Brauereien ihre Produktpalette mit moderatem Aufwand erweitern. 
Nach aktueller Rechtslage schließt der Einsatz von Färbebier indessen die Anwendung der ermäßigten Biersteu-
ersätze aus, was zu einer ungerechtfertigten Schlechterstellung von kleinen Brauereien führt. 

Es wird durch eine Ergänzung des Biersteuergesetzes klargestellt, dass ermäßigte Bier-steuersätze lediglich von 
Brauereien beansprucht werden können, die auch im Besitz eines Biersteuerlagers sind. Mit dieser Klarstellung 
wird auf die Rechtsprechung des Bundesfinanzhofes reagiert und die Fortführung der bisherigen Besteuerungs-
praxis ermöglicht (BFH, Urteil vom 23. März 2021, VII R 43/19). Insofern wird auch gewährleistet, dass Haus- 
und Hobbybrauer, die mehr als ihre steuerfreie Biermenge herstellen, die Mehrmenge nach dem Regelsteuersatz 
zu versteuern haben. 

Die Regelung zur zeitweisen Reduzierung der Biersteuerstaffelsätze innerhalb der Biersteuermengenstaffel läuft 
zum 1. Januar 2023 aus und wird dementsprechend aus redaktionellen Gründen gestrichen. 

Im Kaffeesteuergesetz wird - wie bereits in allen anderen Verbrauchsteuergesetzen - zusätzlich ein Steuerentste-
hungstatbestand geschaffen, der als Auffangtatbestand fungiert und an den Besitz von unversteuertem Kaffee im 
steuerrechtlich freien Verkehr im Steuergebiet anknüpft. 

Durch die Änderung im Tabaksteuergesetz erfolgt in Bezug auf Substitute für Tabakwaren eine Klarstellung des 
Verweises auf geltende Vorschriften des Kaffeesteuerrechts. Durch die Änderungen der Tabaksteuerverordnung 
erfolgt für Beförderungen von erhitztem Tabak aus dem steuerrechtlich freien Verkehr anderer Mitgliedstaaten 
zu privaten Zwecken die Festsetzung einer Richtmenge. Darüber hinaus ermöglichen die Änderungen das Wei-
terbestehen derzeitiger Angebotsformen von Substituten für Tabakwaren. 

Schließlich wird die Verordnung zur elektronischen Übermittlung von Daten für die Verbrauchsteuern und die 
Luftverkehrsteuer redaktionell geändert. Diese Anpassung ist erforderlich, um die Bestimmungen des Onlinezu-
gangsgesetzes auch im Biersteuerrecht wirksam werden zu lassen. 

Daneben wird § 13b des Umsatzsteuergesetzes dahingehend geändert, dass die Steuerschuldnerschaft des Leis-
tungsempfängers (Umkehr der Steuerschuldnerschaft oder Reverse-Charge-Verfahren) auf die Übertragung von 
Emissionszertifikaten, die im nationalen System nach dem Gesetz über einen nationalen Zertifikatehandel für 
Brennstoffemissionen (Brennstoffemissionshandelsgesetz - BEHG - BGBl. I S. 2728) vom 12. Dezember 2019 
gehandelt werden, an einen Unternehmer erweitert wird. 

III. Alternativen 

Die Umsetzung von Richtlinien der Europäischen Union ist grundsätzlich zwingend.  Die Richtlinien sehen bei 
einzelnen Regelungen Handlungsoptionen vor, wie die Richtlinien national umgesetzt werden. Beispielsweise 
stellt die Systemrichtlinie in Artikel 44 den Mitgliedstaaten frei, Versandhändlern in anderen Mitgliedstaaten die 
Benennung eines Beauftragten im Steuergebiet anzubieten. In dem Gesetzentwurf ist vorgesehen, diese Hand-
lungsoption im Biersteuergesetz umzusetzen und in der Biersteuerverordnung zu konkretisieren, um Versand-
händlern von Bier in anderen Mitgliedstaaten die Möglichkeit zu eröffnen, das Besteuerungsverfahren durch einen 
Vertreter im Steuergebiet vereinfacht abzuwickeln. 

IV. Gesetzgebungskompetenz 

Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes folgt aus Artikel 105 Absatz 2 Satz 2 zweite Alternative Grundgesetz 
in Verbindung mit Artikel 72 Absatz 2 Grundgesetz in Verbindung mit Artikel 74 Absatz 1 Nummer 20 und ist 
aus Gründen der Wahrung der Rechts- und Wirtschaftseinheit erforderlich. 

Die Änderungen in den Rechtsverordnungen sind durch das jeweilige Gesetzgebungsvorhaben veranlasst (Folge-
änderungen) und können dem Sachbereich der Gesetzesänderungen zugerechnet werden. 
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V. Vereinbarkeit mit dem Recht der Europäischen Union und völkerrechtlichen Verträgen 

Die Systemrichtlinie und die Alkoholstrukturrichtlinie sind nach den unionsrechtlichen Vorgaben zulässig. Auf 
der Grundlage des Artikels 113 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union (AEUV) wurde die 
Systemrichtlinie erlassen, um das reibungslose Funktionieren des Binnenmarkts in Bezug auf verbrauchsteuer-
pflichtige Waren zu gewährleisten. 

Die Systemrichtlinie und die Alkoholstrukturrichtlinie werfen keine Probleme hinsichtlich der Subsidiarität auf. 

Durch das Gesetz werden die Regelungen des europäischen Rechts der Systemrichtlinie und der Alkoholstruktur-
richtlinie umgesetzt. 

VI. Gesetzesfolgen 

1. Rechts- und Verwaltungsvereinfachung 

Das Gesetz sieht Regelungen zur Verwaltungsvereinfachung insbesondere durch die elektronische Abwicklung 
der Beförderung von verbrauchsteuerpflichtigen Waren im steuerrechtlich freien Verkehr vor. 

Darüber hinaus sieht das Gesetz weitere Maßnahmen zur Rechts- und Verwaltungsvereinfachung vor. Insbeson-
dere werden Vorlagepflichten im Verfahren auf Erteilung von biersteuerrechtlichen Erlaubnissen gestrichen. Zu-
dem wird den Hauptzollämtern die Möglichkeit gegeben, durch Einzelfallentscheidungen die gesetzlich vorgese-
henen Mitwirkungspflichten von Versandhändlern von Bier aus anderen Mitgliedstaaten zu reduzieren. Herstel-
lern von Kaffee, Schaumwein, Zwischenerzeugnissen und Bier ohne Steuerlagererlaubnis kann nach Zulassung 
durch das zuständige Hauptzollamt gestatten werden, abweichend von dem bisherigen Regelungsrahmen die Steu-
eranmeldung monatsweise einzureichen. 

2. Nachhaltigkeitsaspekte 

Die Bundesregierung misst den Erfolg ihrer Bemühungen um eine nachhaltige Entwicklung anhand von bestimm-
ten Indikatoren und Zielen, die sich in ihrer Systematik an den globalen Zielen für nachhaltige Entwicklung 
(Sustainable Development Goals, SDGs) der Vereinten Nationen orientieren. Das Gesetz dient der nachhaltigen 
Entwicklung, da es die europäischen Regelungen zur Herstellung, Besteuerung und Überwachung verbrauchsteu-
erpflichtiger Waren umsetzt und sicherstellt. 

Das Gesetz steht in Einklang mit der Deutschen Nachhaltigkeitsstrategie der Bundesregierung (Aktualisie-
rung 2021) und fördert die Verwirklichung der darin enthaltenen Ziele. 

Im Einzelnen trägt das Gesetz wie folgt zur Verwirklichung der Schlüsselindikatoren der globalen Ziele für nach-
haltige Entwicklung, sowie der Prinzipien einer nachhaltigen Entwicklung als Bestandteile der Deutschen Nach-
haltigkeitsstrategie der Bundesregierung bei: 

- zu SDG 3 Gesundheit und Wohlergehen (ein gesundes Leben für alle Menschen jeden Alters gewährleisten und 
ihr Wohlergehen fördern): Mit dem Gesetzesvorhaben werden verfahrensrechtliche Vorgaben bei der Herstellung 
und Beförderung von Bier weiter konkretisiert. Dadurch wird unterstützt, dass Bier außerhalb der steuerlichen 
Überwachung keinen Marktzugang findet. Damit wird die Bevölkerung vor besonders gesundheitsgefährdendem 
Genussmittelkonsum geschützt. 

- zu SDG 4 Hochwertige Bildung (inklusive, gerechte und hochwertige Bildung gewährleiten und Möglichkeiten 
des lebenslangen Lernens für alle fördern): Durch die Schaffung eines Steuerbefreiungstatbestandes für die Ver-
wendung von verbrauchsteuerpflichtigen Waren zu Untersuchungs- und Forschungszwecken werden Wissen-
schaft und Forschung gefördert. 

- zu SDG 7 Bezahlbare und saubere Energie (Zugang zu bezahlbarer, verlässlicher, nachhaltiger und zeitgemäßer 
Energie für alle sichern), Indikatorenbereich 7.1a Ressourcenschonung: Das Regelungsvorhaben hat Auswirkun-
gen auf den Bereich Ressourcenschonung der Nachhaltigkeitsstrategie, indem die Beförderung von verbrauchs-
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steuerpflichtigen Waren im steuerrechtlich freien Verkehr künftig innerhalb der Europäischen Union ausschließ-
lich elektronisch abgewickelt wird. Damit entfallen die bisher vorgeschriebenen Begleitdokumente für alle Trans-
porte. 

- zu SDG 8 Menschenwürdige Arbeit und Wirtschaftswachstum (dauerhaftes, inklusives und nachhaltiges Wirt-
schaftswachstum, produktive Vollbeschäftigung und menschenwürdige Arbeit für alle fördern), Indikatorenbe-
reich 8.2a Staatsverschuldung: Das Regelungsvorhaben bewirkt eine verbesserte Überwachung von verbrauch-
steuerpflichtigen Waren und trägt insofern zur Sicherung der Staatseinnahmen bei. Darüber hinaus dient das Vor-
haben durch die Änderung des Umsatzsteuergesetzes der Bekämpfung des Umsatzsteuerbetrugs. 

- zu SDG 10 Weniger Ungleichheiten (Ungleichheit innerhalb von und zwischen Staaten verringern): Mit dem 
Regelungsvorhaben wird der innergemeinschaftliche Warenverkehr von verbrauchsteuerpflichtigen Gütern inner-
halb der Europäischen Union weitergehend harmonisiert. Die Regelungen sind daher geeignet, wirtschaftliche 
Ungleichheiten in der Europäischen Union zu reduzieren. 

- zu SDG 16 Frieden, Gerechtigkeit und starke Institutionen (friedliche und inklusive Gesellschaften im Sinn einer 
nachhaltigen Entwicklung fördern, allen Menschen Zugang zur Justiz ermöglichen und effektive, rechenschafts-
pflichtige und inklusive Institutionen auf allen Ebenen aufbauen), Indikatorenbereich 16.1 Kriminalität: Mit dem 
Regelungsvorhaben wird die Überwachung des Warenverkehrs verbessert. Dies führt zu einer effektiven Kon-
trolle der Warenbewegungen durch die Zollverwaltung und sichert ein hohes Maß an Steuergerechtigkeit. 

3. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand 

Bei der Zollverwaltung entstehen durch die Verordnung folgende Haushaltsmittelbedarfe im Einzelplan 08: 
            

Kapitel 
HH-Jahr 2022 2023 2024 2025 

Titel in 1.000 Euro 
            

0813 

Tit. 422 01   190 411 441 
Tit. 511 01   54 117 126 
Tit. 812 01   27 58 62 
Tit. 427 09   403     
Tit. 511 01   3 1 1 
Tit. 532 01 26   2 2 

Summe   26 677 589 632 
0811 (Zoll) Tit. 634 03   53 113 122 

Summe   0 53 113 122 
Summe Epl. 08 / HH-Jahr   26 730 702 754 

anteiliger Umstellungsaufwand   26 406   

anteiliger laufender Aufwand     324 702 754 
Gesamtsumme Epl. 08 2.212 

Dem Bund (Zollverwaltung) entstehen durch das Gesetz im Jahr 2022 einmalige Ausgaben in Höhe von rund 
26.000 Euro, im Jahr 2023 einmalige Ausgaben in Höhe von rund 406.000 Euro sowie jährliche Ausgaben in 
Höhe von rund 324.000 Euro und ab dem Jahr 2024 jährliche Ausgaben in Höhe von rund 652.000 Euro. 

Im Jahr 2022 fallen für die Inanspruchnahme externer Dienstleistungen einmalige IT-Ausgaben für die Anpassung 
des IT-Verfahrens MoeVe in Höhe von rund 26.000 Euro an. 

Durch die im Jahr 2023 in Kraft tretenden Änderungen sind einmalige Überprüfungen und Änderungen/Umstel-
lungen/Widerrufe zu den bestehenden Erlaubnissen bzw. Neuerteilung von Erlaubnissen sowie weitere einmalige 
Anpassungsarbeiten in verschiedenen Bereichen erforderlich. Da diese Aufgaben nicht vom vorhandenen Perso-
nal durchgeführt werden können, soll im Jahr 2023 hierfür externes Personal (insgesamt rund 5 AK (Tarifgruppe 
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E 9b bis E 12)) befristet für ein Jahr eingestellt werden. Die Ausgaben hierfür betragen einmalig rund 
403.000 Euro. 

Zusätzlich entstehen im Jahr 2023 einmalige Sachkosten in Höhe von 3.000 Euro. 

Durch den Wegfall der sogenannten Entlastungsabschnitte im Biersteuerrecht ist mit einer Zunahme der Entlas-
tungsanmeldungen zu rechnen. Im Übrigen folgt aus der steuerlichen Überwachung neuer Erlaubnisse für zertifi-
zierte Personen und Verwender von Bierwürze sowie aus der Bearbeitung von neuen Anmeldungen zur Herstel-
lung von Bier außerhalb eines Steuerlagers ein dauerhafter Personalmehrbedarf. Für diese neuen Aufgaben sind 
ab dem Jahr 2023 insgesamt rund 1 AK mD und 4 AK gD erforderlich. Hieraus ergeben sich im Jahr 2023 Per-
sonalausgaben (Jahresbrutto, Personalnebenkosten und Rücklagen für den Versorgungsfonds inklusive Gemein-
kostenzuschlag 28,1 %) in Höhe von rund 243.000 Euro und ab dem Jahr 2024 in Höhe von jährlich rund 486.000 
Euro. 

Zusätzlich fallen personalbezogene Sachausgaben (aus der Sachkostenpauschale inklusive Gemeinkostenzu-
schlag 28,1 %) im Jahr 2023 in Höhe von rund 81.000 Euro und ab dem Jahr 2024 in Höhe von jährlich rund 
163.000 Euro an. 

Ab dem Jahr 2024 ergeben sich laufende Sachausgaben für Aufträge und Dienstleistungen im Bereich der Infor-
mationstechnik sowie für Porto und Kopien in Höhe von rund 3.000 Euro. 

Weitere zusätzliche, jährliche Personalausgaben ergeben sich nicht, da die sich aus diesem Gesetz ergebenden 
neuen Aufgaben vom vorhandenen Personal durchgeführt werden können. Diese nicht ausgaberelevanten Perso-
nal- und Sachaufwendungen durch den Einsatz von bereits vorhandenem Personal belaufen sich im Jahr 2024 auf 
rund 50.000 Euro und ab dem Jahr 2025 auf rund 102.000 Euro. 

Der Mehrbedarf an Sach- und Personalmitteln soll finanziell und stellenmäßig im Epl. 08 ausgeglichen werden. 

Aufgrund der mit diesem Gesetz auf Grundlage der Richtlinie (EU) 2020/1151 des Rates vom 29. Juli 2020 ge-
regelten Umstellung des Systems der Steuerberechnung bei der Besteuerung von Biermischgetränken ergeben 
sich auf Länderebene ab dem Jahr 2031 jährliche Mehreinnahmen im Bereich der Biersteuer in Höhe von rund 15 
Mio. Euro.  

Aufgrund der neu geschaffenen Steuerbefreiung für Bierwürze, welche zur Herstellung von alkoholsteuerpflich-
tigen Waren verwendet wird, sind Steuermindereinnahmen von jährlich höchstens 6 Mio. Euro zu erwarten. 

Darüber hinaus sind durch das Gesetz zusätzliche Steuerbegünstigungen vorgesehen. Zum einen wird ein Steuer-
befreiungstatbestand für Hochschulen aus dem Tabaksteuergesetz in das Biersteuergesetz übertragen, sofern die 
Hochschulen Bier für wissenschaftliche Zwecke beziehen. Diese geplanten Steuerbegünstigungen werden zu jähr-
lichen Steuermindereinnahmen von voraussichtlich höchstens 5.000 Euro führen. Zum anderen ist auf Grund der 
Systemrichtlinie eine Steuerbefreiung für Streitkräfte anderer Mitgliedstaaten im Zusammenhang mit der GSVP 
vorgegeben. Der Umfang der Steuermindereinnahmen auf Grund dieses Steuerbefreiungstatbestands ist indes 
nicht bezifferbar. Es ist weder bekannt, wie viele Maßnahmen im Steuergebiet im Zusammenhang mit der GSVP 
stattfinden werden noch in welchem Umfang im Zuge dessen Bier bezogen wird. 

Zudem können sich Steuermindereinnahmen daraus ergeben, dass künftig geringfügige Verfahrensabweichungen 
sowie der (Teil-) Verlust verbrauchsteuerpflichtiger Waren bei der Durchführung von Steueraussetzungsverfah-
ren unter bestimmten Voraussetzungen nicht mehr zu einer Besteuerung führen sollen. Bei diesen Sachverhalten 
kam in der Vergangenheit allenfalls eine abweichende Steuerfestsetzung aus Billigkeitsgründen in Betracht. Sie 
stellen Ausnahmetatbestände für spezielle, nicht vorhersehbare Einzelfälle dar, so dass etwaige Mindereinnahmen 
auf Grund dieser neu geschaffenen Regelungen nicht quantifizierbar sind. 

Im Übrigen hat das Vorhaben keine Auswirkungen auf die Einnahmen und Ausgaben der öffentlichen Haushalte. 

4. Erfüllungsaufwand 

Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger: 

Das Gesetz wirkt sich nicht auf den Erfüllungsaufwand für die Bürgerinnen und Bürger aus. 

Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft: 
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Bei der Ermittlung des Erfüllungsaufwandes der Wirtschaft wurde insbesondere auf die Zeit- und Lohnkostens-
ätze aus dem Leitfaden zur Ermittlung und Darstellung des Erfüllungsaufwands in Regelungsvorhaben der Bun-
desregierung, Januar 2022 zurückgegriffen. 

Der Wirtschaft entsteht durch das Gesetz ein geschätzter einmaliger Erfüllungsaufwand in Höhe von insgesamt 
rund 167.900 Euro sowie laufender Erfüllungsaufwand von insgesamt rund 127.300 Euro. 

Einmaliger Erfüllungsaufwand: 

In Folge der Änderungen auf Grund der Systemrichtlinie (Einführung des zertifizierten Empfängers und Versen-
ders, Anpassung der Regelung für den Versandhändler) sowie der neu geschaffenen Steuerbefreiungstatbestände 
werden insgesamt 1.021 Anträge der Wirtschaftsbeteiligten auf Erteilung einer entsprechenden Erlaubnis erwar-
tet. Durchschnittlich wird ein Zeitaufwand von 120 Minuten pro Fall für die Einarbeitung in die Informations-
pflicht, die Beschaffung von Daten, das Ausfüllen von Formularen, das Überprüfen der Daten und Eingaben, eine 
mögliche Fehlerkorrektur, die Aufbereitung der Daten, die Datenübermittlung, interne Sitzungen sowie für das 
Kopieren und Archivieren entsprechend den Zeitwertvorgaben aus dem Leitfaden zum Erfüllungsaufwand, An-
hang V Tabelle 3 mit mittleren Schwierigkeitsgrad angenommen. Für die Änderung bzw. Beantragung der Er-
laubnisse des Versandhändlers sowie für die Änderung der Erlaubnisse der Steuervertreter im Zusammenhang 
mit § 21 BierStG in insgesamt 183 Fällen wird ein Lohnsatz von 31,40 Euro je Stunde (Durchschnitt der Lohn-
kosten der Wirtschaft aus dem Wirtschaftsabschnitt Handel gem. dem Leitfaden zum Erfüllungsaufwand, Anhang 
VI) zugrunde gelegt. Für die übrigen 838 Verfahren zur Beantragung der Erlaubnisse des zertifizierten Empfän-
gers oder Versenders sowie für die Beantragung der Erlaubnisse für die steuerfreie Verwendung für wissenschaft-
liche Versuche oder Untersuchungen im Zusammenhang mit §§ 20a und 20b BierStG wird ein Lohnsatz von 
37,50 Euro je Stunde (Durchschnitt der Lohnkosten der Wirtschaft aus dem Wirtschaftsabschnitt Verarbeitendes 
Gewerbe und Handel gem. dem Leitfaden zum Erfüllungsaufwand, Anhang VI) zugrunde gelegt. Der insoweit 
entstehende einmalige Erfüllungsaufwand wird auf rund 73.600 Euro geschätzt. 

Die Herstellung von Bier außerhalb eines Steuerlagers unterliegt künftig gleichfalls einer Anmeldepflicht. Es wird 
mit 1.335 Anmeldungen gerechnet, für die jeweils 60 Minuten Zeitaufwand und 42,70 Euro je Stunde an Lohn-
kosten angesetzt werden. Es wird insofern von einem einmaligen Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft in Höhe 
von rund 57.000 Euro ausgegangen. 

Für die Teilnahme am EDV-gestützten Beförderungs- und Kontrollsystem ist eine einmalige Anmeldung erfor-
derlich. Es wird geschätzt, dass 515 Beteiligte eine solche Anmeldung anstreben werden. Bei einem Zeitaufwand 
von 75 Minuten pro Anmeldung und einem Lohnkostenansatz von 31,40 Euro pro Stunde ergibt sich ein einma-
liger Erfüllungsaufwand von rund 20.200 Euro im Jahr 2023. 

Die Inanspruchnahme des neu geschaffenen Steuerbefreiungstatbestandes für Bierwürze, die zur Herstellung al-
koholsteuerpflichtiger Waren genutzt wird, steht unter dem Vorbehalt einer Verwendererlaubnis. In geschätzt 200 
Fällen wird von Wirtschaftsbeteiligten eine dauerhafte Verwendererlaubnis beantragt werden. Bei einem Zeitan-
satz von 120 Minuten und einem Lohnkostenansatz von 42,70 Euro pro Stunde ergibt sich ein einmaliger Erfül-
lungsaufwand in Höhe von rund 17.100 Euro. 

Aus der Änderung des Umsatzsteuergesetzes ergibt sich einmaliger, geringfügiger Umstellungsaufwand, zum 
Beispiel aufgrund von Anpassungen in Buchführungssystemen und bei der Rechnungsstellung in nicht beziffer-
barer Höhe. 

Laufender Erfüllungsaufwand: 

Es wird angenommen, dass durch die Wirtschaft aufgrund der neu geschaffenen Heilungstatbestände jährlich 400 
Anträge auf Erlass bzw. Erstattung der Biersteuer gestellt werden. Bei einem Zeitansatz von 13 Minuten je Antrag 
und einem Lohnkostenansatz von 37,05 Euro je Stunde ergibt sich ein jährlicher Erfüllungsaufwand für die Wirt-
schaft in Höhe von rund 3.200 Euro. 

Die Herstellung von Bier außerhalb eines Steuerlagers unterliegt künftig einer Anmeldepflicht. Aus Gründen der 
Steueraufsicht hat der Erlaubnisinhaber Aufzeichnungspflichten zu erfüllen. Ausgehend von einer geschätzten 
Fallzahl von 1.335 Anmeldepflichtigen und einem Zeitaufwand von 40 Minuten sowie einem Lohnkostenansatz 
von 42,70 Euro je Stunde folgt hieraus ein jährlicher Erfüllungsaufwand in Höhe von rund 38.000 Euro. 
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Es ist zu erwarten, dass künftig 210 Hersteller ohne Erlaubnis als Steuerlagerinhaber jährlich eine entsprechende 
Anmeldung abgeben werden. Bei einem geschätzten Zeitansatz von 60 Minuten pro Anmeldung und einem Lohn-
kostenansatz von 42,70 Euro je Stunde ergibt sich ein jährlicher Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft in Höhe 
von rund 9.000 Euro. 

Durch den Wegfall der Entlastungsabschnitte können die Unternehmen künftig die Steuerentlastungen monatlich 
beantragen. Sofern die Unternehmen von dieser Option Gebrauch machen, würde die Anzahl der Entlastungsan-
meldungen ansteigen. Bei geschätzt zusätzlich 410 abzugebenden Entlastungsanmeldungen und einem Zeitauf-
wand von 121 Minuten je Anmeldung ergibt sich bei einem Lohnkostenansatz von 31,40 Euro die Stunde ein 
jährlicher Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft in Höhe von rund 26.000 Euro. 

Durch die risikoorientierte Überprüfung von Erlaubnissen durch die Hauptzollämter entsteht ein zusätzlicher jähr-
licher Erfüllungsaufwand in Höhe von insgesamt rund 43.800 Euro für die Wirtschaft, der je nach Art und Umfang 
der einzelnen Prüfmaßnahmen unterschiedlich ausfällt. Für den Bereich der Besteuerung von Bier lässt sich der 
insofern entstehende Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft wie folgt darstellen: 

In geschätzt 155 Fällen wird lediglich das wirtschaftliche Bedürfnis von zertifizierten Personen für die erteilte 
Erlaubnis erneut durch den Beteiligten nachzuweisen sein. Hierfür wird von einem Zeitansatz von 12 Minuten je 
Nachweis ausgegangen, so dass sich bei einem Lohnkostensatz von 31,40 Euro je Stunde ein jährlicher Erfül-
lungsaufwand für die Wirtschaft in Höhe von rund 1.000 Euro ergibt. 

In wiederum angenommenen 258 Fällen werden zertifizierte Personen zusätzliche Unterlagen für die Überprüfung 
ihrer Erlaubnis vorlegen müssen. Für solche Überprüfungsverfahren wird auf Seiten der Wirtschaft ein Zeitansatz 
von 42 Minuten angesetzt. Unter Zugrundelegung eines Lohnkostensatzes von 31,40 Euro je Stunde ergibt sich 
somit ein jährlicher Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft von rund 5.700 Euro. 

Bei geschätzt 52 Überprüfungen von Erlaubnissen für zertifizierte Personen wird davon ausgegangen, dass eine 
Prüfung vor Ort durch die Hauptzollämter erforderlich wird. Ausgehend von einem Zeitansatz von 140 Minuten 
je Maßnahme und einem Lohnkostensatz von 31,40 Euro je Stunde ergibt sich für diese Art der Überprüfung ein 
jährlicher Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft von circa 3.800 Euro. 

Turnusmäßig werden die Anmeldungen der Herstellung von Bier außerhalb eines Steuerlagers zu überprüfen sein. 
In geschätzt 668 Fällen werden solche Überprüfungen mit geringer Belastung für die Wirtschaftsbeteiligten voll-
zogen und insofern ein Zeitansatz von 42 Minuten je Prüfmaßnahme zugrunde gelegt. Bei einem Lohnkostensatz 
von 42,70Euro je Stunde ergibt sich daraus ein jährlicher Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft von Höhe von 
rund 20.000 Euro. Bei den genannten Überprüfungen wird sich in angenommen 134 Fällen auf Grund der Prüftiefe 
eine höhere Belastung für die Wirtschaftsbeteiligten ergeben. Diesbezüglich wird ein Zeitansatz von 140 Minuten 
angesetzt, so dass sich bei einem Lohnkostensatz von 42,70Euro je Stunde ein jährlicher Erfüllungsaufwand von 
circa 13.300 Euro für die Wirtschaft ergibt. 

Unternehmen, die im Einzelfall als zertifizierter Empfänger oder zertifizierter Versender auftreten wollen, müssen 
sich in EMCS anmelden. Bei geschätzt 41 Anmeldevorgängen, einem Zeitansatz von 75 Minuten je Anmeldung 
und einem Lohnkostenansatz von 31,40 Euro ist ein jährlicher Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft in Höhe von 
rund 1.600 Euro ab dem Jahr 2023. 

Durch die Prüfung der Aufzeichnungspflichten für Verwender von Bierwürze zur Herstellung alkoholsteuer-
pflichtiger Waren ergibt sich in rund 200 Fällen bei einem Zeitansatz von 40 Minuten und einem Lohnkostenan-
satz von 42,70 Euro pro Stunde ein jährlicher Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft in Höhe von rund 5.700 Euro. 

Die Wirtschaftsbeteiligten haben ihre IT-Verfahren auf Grund des Gesetzes nicht anzupassen. Das IT-Fachver-
fahren EMCS, welches nunmehr zur elektronischen Abwicklung von Beförderungen verbrauchsteuerpflichtiger 
Waren im steuerrechtlich freien Verkehr benötigt wird, stellt die Bundeszollverwaltung über eine Internetanwen-
dung kostenfrei zur Verfügung. 

Dem gegenüber ergibt sich für die Wirtschaftsbeteiligten ein jährlicher Minderaufwand in Höhe von insgesamt 
rund 3.500 Euro ab dem Jahr 2023. Diese Minderaufwände ergeben sich zum einen überwiegend aus der künfti-
gen, aus der Systemrichtlinie vorgegebenen, elektronischen Abwicklung des bisherigen papiergestützten Beför-
derungsverfahrens im freien Verkehr. Aus dieser Änderung ergibt sich in 720 Fällen bei einem Zeitansatz von 5 
Minuten, in 36 Fällen bei einem Zeitansatz von 8 Minuten und in 1.081 Fällen bei einem Zeitansatz von 2 Minuten 
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und einem Lohnkostensatz von jeweils 31,40 Euro pro Stunde ein jährlicher Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft 
in Höhe von rund 3.162 Euro.  
Zum anderen ergibt sich aus dem Verzicht auf die Vorlage von Handelsregisterauszügen bei der Beantragung von 
Erlaubnissen in 13 Fällen und einem Zeitansatz von 12 Minuten sowie einem Lohnkostensatz von 31,40 Euro pro 
Stunde und in 20 Fällen mit einem Zeitansatz von 20 Minuten sowie einem Lohnkostensatz von 42,70 Euro pro 
Stunde ein jährlicher Erfüllungsaufwand von rund 366 Euro.  

Der laufende Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft aus diesem Regelungsvorhaben unterliegt in einem Umfang 
in Höhe von 115.200 Euro der „One in, one out“-Regelung (Kabinettbeschluss vom 25. März 2015). Das entste-
hende „IN“ soll durch künftige Regelungsvorhaben im Laufe des Jahres kompensiert werden. Im Übrigen fällt 
der laufende Erfüllungsaufwand in Höhe von 12.100 Euro für die Wirtschaft nicht unter die „One in, one out-
Regelung“, da mit den betreffenden Regelungen des vorliegenden Gesetzes ansonsten Unionsrecht umgesetzt 
wird. 

Der laufende Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft aufgrund der Änderungen des Umsatzsteuergesetzes ist nicht 
bezifferbar, da sich dieser aus der Anzahl der am Handel mit Emissionszertifikaten nach dem Brennstoffemissi-
onshandelsgesetz teilnehmenden Unternehmen richtet und hierzu keine Fallzahlen vorliegen. 

Erfüllungsaufwand für die Verwaltung: 

Erfüllungsaufwand für den Bund: 

Bei der Ermittlung des Erfüllungsaufwandes der Verwaltung wurde die Lohnkostentabelle Verwaltung (Anhang 
IX des Leitfadens zur Ermittlung und Darstellung des Erfüllungsaufwands, 2022) zugrunde gelegt. Für Mitarbei-
ter des gehobenen Dienstes wird ein Lohnkostensatz von 46,50 Euro pro Stunde und für Mitarbeiter des mittleren 
Dienstes wird ein Lohnkistensatz von 33,80 Euro pro Stunde zugrunde gelegt. 

Für den Bund entsteht einmaliger Erfüllungsaufwand in Höhe von rund 586.000 Euro sowie jährlich wiederkeh-
render Erfüllungsaufwand in Höhe von rund 388.000 Euro im Bereich der Zollverwaltung. Daneben entsteht ein 
jährlicher Minderaufwand. 

Einmaliger Erfüllungsaufwand: 

Für die Erledigung der geschätzten rund 1.115 Widerrufe, Umstellungen und Neuerteilungen von Erlaubnissen 
(Steuerlagerinhaber, zertifizierte Personen und Versandhändler) für die Wirtschaftsbeteiligten bedarf es insgesamt 
eines Zeitaufwandes von 7.857 Stunden für Mitarbeiter des gehobenen Dienstes im Jahr 2023, so dass sich daraus 
ein einmaliger Erfüllungsaufwand von rund 365.300 Euro ergibt. Auf Grund der Umsetzung der Systemrichtlinie 
wurden in den harmonisierten Verbrauchsteuergesetzen die neuen Rechtsfiguren der zertifizierten Empfänger und 
Versender mit entsprechenden Erlaubnisverfahren geschaffen. Darüber hinaus entfällt für Versandhändler in an-
deren Mitgliedstaaten die Verpflichtung zur Benennung eines Beauftragten. Nunmehr besteht für diese Versand-
händler die Pflicht zur Beantragung einer Erlaubnis. Insbesondere auf Grund dieser Neuregelungen ist es erfor-
derlich, zertifizierten Empfängern und Versendern im Steuergebiet sowie Versandhändlern in anderen Mitglied-
staaten einmalig neue Erlaubnisse auszustellen und im Zuge dessen Zulassungen für ehemalige Beauftragte der 
Versandhändler zu widerrufen. 

Für die Anpassungen von IT-Verfahren, der Homepage zoll.de, Arbeitsschrittblättern und Vordrucken bedarf es 
insgesamt eines Zeitaufwandes von 351 Stunden für Mitarbeiter des gehobenen Dienstes, so dass sich daraus ein 
einmaliger Erfüllungsaufwand im Jahr 2023 von rund 16.300 Euro. 

Die Herstellung von Bier außerhalb eines Steuerlagers wird künftig zur Vereinheitlichung der verbrauchsteuer-
rechtlichen Regelungen im Genussmittelbereich anmeldepflichtig. Dies betrifft circa 1.335 Fälle und bedarf eines 
Zeitaufwandes von insgesamt circa 1.335 Stunden für Mitarbeiter des gehobenen Dienstes, was einen einmaligen 
Aufwand im Jahr 2023 in Höhe von rund 62.100 Euro auslöst. 

Durch erforderliche Anpassungsarbeiten an den Vordrucken und Formularen und durch die notwendige Erfassung 
von Kommunikationsstammdaten in EMCS entsteht ein einmaliger Personalaufwand im Jahr 2023 in Höhe von 
rund 9.100 Euro. Dieser ergibt sich aus einem Zeitaufwand von 258 Stunden für Mitarbeiter des mittleren Dienstes 
und 8 Stunden für Mitarbeiter des gehobenen Dienstes. 
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Für die Erteilung von Erlaubnissen zur steuerfreien Verwendung von Bierwürze zur Herstellung alkoholsteuer-
pflichtiger Waren entsteht ein einmaliger Personalaufwand von rund 103.700 Euro. Es werden im Jahr 2023 ein-
malig 200 Anträge erwartet, die einen Gesamtpersonalaufwand von 2.230 Stunden für Mitarbeiter des gehobenen 
Dienstes verursachen. 

Wegen notwendiger Anpassungen des IT-Verfahrens MoeVe durch Aufnahme von Überwachungsgegenständen 
für zertifizierte Empfänger und Versender entstehen einmalige Sachkosten beim ITZ-Bund in Höhe von rund 
26.500 Euro im Jahr 2022. Daneben entstehen zusätzliche Portokosten bei der Versendung der Mitteilungsreports 
und BIN-Briefe im Rahmen der Registrierung in Höhe von 1.000 Euro im Jahr 2023. 

Einmalige Sachkosten entstehen in Höhe von 2.000 Euro für Porto- und Kopierkosten im Jahr 2023.  

Laufender Erfüllungsaufwand: 

Ab dem Jahr 2023 fällt ein jährlicher Personalaufwand in Höhe von insgesamt rund 59.500 Euro für einen Mitar-
beiter des gehobenen Dienstes an. Dieser Erfüllungsaufwand ergibt sich insbesondere durch die erforderliche 
Prüfung der rund 400 Anträge auf Erlass bzw. Erstattung der Biersteuer aufgrund der neu geschaffenen Heilungs-
tatbestände, welche einen Gesamtstundenaufwand von 1.279 Stunden verursacht. 

Durch die vorgesehene Prüfpflicht von erteilten Dauererlaubnissen unter Gesichtspunkten der Risikoorientierung 
sowie auf Grund der Wahrnehmung der Steueraufsicht über die neu geschaffenen Rechtsfiguren des zertifizierten 
Empfängers und des zertifizierten Versenders entsteht ab dem Jahr 2023 ein jährlicher Erfüllungsaufwand in Höhe 
von rund 158.300 Euro für 368 Stunden für Mitarbeiter des mittleren Dienstes und für 3.073 Stunden für Mitar-
beiter des gehobenen Dienstes. Es ist davon auszugehen, dass jährlich rund 574 Prüfmaßnahmen vorgenommen 
werden. 

Auf Grund der Streichung der sogenannten Entlastungsabschnitte werden ab dem Jahr 2023 geschätzt 410 zusätz-
liche Entlastungsanmeldungen zur Bearbeitung eingehen. Daraus ergibt sich ein jährlicher Erfüllungsaufwand 
von rund 50.200 Euro für 1.025 Stunden für Mitarbeiter des mittleren Dienstes und 335 Stunden für Mitarbeiter 
des gehobenen Dienstes. 

Für die laufende Anpassung von Kommunikationsstammdaten in EMCS entsteht darüber hinaus ab dem Jahr 
2023 ein jährlicher Erfüllungsaufwand in Höhe von rund 700 Euro für 21 Stunden für Mitarbeiter des mittleren 
Dienstes. 

Die Herstellung von Bier außerhalb eines Steuerlagers unterliegt künftig dem Vorbehalt einer Anmeldung vor 
dem geplanten Betriebsbeginn. Es ist zu erwarten, dass ab dem Jahr 2023 210 Hersteller ohne Erlaubnis als Steu-
erlagerinhaber jährlich eine entsprechende Anmeldung abgeben werden. Daraus ergibt sich ein jährlicher Erfül-
lungsaufwand in Höhe von rund 9.700 Euro für 210 Stunden für Mitarbeiter des gehobenen Dienstes. Zudem 
entsteht ein jährlicher Erfüllungsaufwand von rund 64.200 Euro für 1.380 Stunden für Mitarbeiter des gehobenen 
Dienstes für die risikoorientierte Prüfpflicht dieser Erlaubnisse in 1.335 Fällen. 

Durch die vorgesehene Prüfpflicht unter Gesichtspunkten der Risikoorientierung für Erlaubnisse zur steuerfreien 
Verwendung von Bierwürze zur Herstellung alkoholsteuerpflichtiger Waren entsteht ein jährlicher Erfüllungsauf-
wand ab dem Jahr 2023 von rund 42.400 Euro für 301 Stunden für Mitarbeiter des mittleren Dienstes und 693 
Stunden für Mitarbeiter des gehobenen Dienstes in insgesamt 249 Fällen  

Jährliche Sachkosten fallen ab dem Jahr 2023 in Höhe von 3.000 Euro an. 

Diese verteilen sich auf Wartung und Pflege im IT-Verfahren MoeVe aufgrund der neuen Überwachungsgegen-
stände in Höhe von 2.000 Euro, auf Portokosten für die Versendung von Mitteilungsreports und BIN-Briefen bei 
der Stammdatenpflege in EMCS sowie in Höhe von 1.000 Euro auf sonstige Porto- und Versandkosten. 

Durch die Änderung des Umsatzsteuergesetzes ergibt sich kein Erfüllungsaufwand für die Verwaltung. 

Erfüllungsaufwand für die Länder und Kommunen: 

Es entsteht kein Erfüllungsaufwand für Länder und Kommunen. 

5. Weitere Kosten 

Der Wirtschaft, einschließlich mittelständischer Unternehmen, entstehen keine weiteren sonstigen Kosten. 
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Auswirkungen auf Einzelpreise und das Preisniveau, insbesondere das Verbraucherpreisniveau, sind nicht zu er-
warten. 

6. Weitere Gesetzesfolgen 

Keine. 

VII. Befristung; Evaluierung 

Das Gesetz ist nicht befristet, da die Regelungen dauerhaft wirken sollen und die mit diesem Gesetz ebenfalls 
umzusetzende System- und Alkoholstrukturrichtlinie ebenfalls nicht befristet ist. 

Das Vorhaben wird innerhalb von maximal fünf Jahren nach Inkrafttreten evaluiert. Insbesondere sollen die elekt-
ronische Abwicklung der Beförderung von verbrauchsteuerpflichtigen Waren im steuerrechtlich freien Verkehr 
auf mögliche Schwachstellen und sich eventuell ergebende Verbesserungspotentiale evaluiert werden. Die Anzahl 
und Art der technischen Probleme bei der Einrichtung und dem Betrieb des elektronischen Verfahrens und die 
Anzahl der elektronisch abgewickelten Fälle sollen beispielsweise als Kriterien dienen. Für die Evaluation wird 
auf die Erfahrungen und Daten des Bundesministeriums der Finanzen und der Generalzolldirektion, der Haupt-
zollämter und der Zollämter zurückgegriffen. 

Die Ergebnisse werden nach der Konzeption der Bundesregierung zur Evaluierung neuer Regelungsvorgaben an 
den Nationalen Normenkontrollrat übermittelt. 

Die mit der Änderung des Umsatzsteuergesetzes eingeführte Maßnahme soll voraussichtlich Ende 2023 im Hin-
blick auf seine Auswirkungen bewertet werden. Dabei soll die Umkehr der Steuerschuldnerschaft insbesondere 
auf ihre Wirksamkeit bei der Bekämpfung des Umsatzsteuerbetrugs geprüft werden. Dies ist Voraussetzung für 
eine ggf. bis zum 31. März 2024 bei der Europäischen Kommission zu beantragende Verlängerung der Sonder-
maßnahme. 

B. Besonderer Teil 

Zu Artikel 1 (Änderung des Tabaksteuergesetzes) 
Zu Nummer 1 
§ 35 Absatz 1 Nummer 4 und 5 

Es wird eine Ermächtigungsgrundlage zur elektronischen Datenübermittlung an den Wortlaut des § 87b der Ab-
gabenordnung angepasst. 

Zu Nummer 2 
§ 35 Absatz 1 Nummer 7 

Es handelt sich um eine Folgeänderung aufgrund der Einführung des § 35 Absatz 1 Nummer 8. 

§ 35 Absatz 1 Nummer 8 

Zur Verfahrensvereinfachung, Vermeidung unangemessener Belastungen für die Wirtschaft sowie zur Sicherung 
der Gleichmäßigkeit der Besteuerung und des Steueraufkommens wird eine Verordnungsermächtigung für die 
§§ 15 und 32 aufgenommen.  

Zu Artikel 2 (Änderung des Biersteuergesetzes) 
Zu Nummer 1 
Inhaltsübersicht 

Aufgrund der folgenden Änderungen in diesem Gesetz wird die Inhaltsübersicht soweit erforderlich angepasst. 

V
orabfassung – w

ird durch die lektorierte Fassung ersetzt. 



Drucksache 20/2247 – 72 – Deutscher Bundestag – 20. Wahlperiode 
 
 
Zu Nummer 2 
§ 1 Absatz 3 

Der Verweis auf die Kombinierte Nomenklatur wird entsprechend des Erwägungsgrundes 1 der Alkoholstruktur-
richtlinie umgesetzt. 

Zu Nummer 3 
§ 2 

Zu Buchstabe a 
§ 2 Absatz 1 Satz 3 

Der Artikel 3 Absatz 1 der Alkoholstrukturrichtlinie wird umgesetzt. Bei der Berechnung der Grad Plato werden 
alle Zutaten des Biers, einschließlich der nach Abschluss der Gärung hinzugefügten Zutaten, berücksichtigt. 

Zu Buchstabe b 
§ 2 Absatz 1a 

Redaktionelle Änderung nach Auslaufen der befristeten Wiedereinführung der Biersteuermengenstaffel in der 
Fassung von 2003. Die Reduzierung der Staffelung entfällt zum 1. Januar 2023 

Zu Buchstabe c 
§ 2 Absatz 2 

Zu Doppelbuchstabe aa 
§ 2 Absatz 2 Satz 6 

Mit der Änderung wird für kleine Brauereien die Möglichkeit eröffnet, trotz des Einsatzes von Färbebier nach 
Abschluss des Brauvorganges ermäßigte Steuersätze in Anspruch zu nehmen. 

Zu Doppelbuchstabe bb 
§ 2 Absatz 2 Satz 8 

Folgeänderung zur Einführung von § 2 Absatz 2 Satz 6. 

Zu Buchstabe d 
§ 2 Absatz 3 Satz 1 

Anpassung aufgrund des BFH Urteils vom 23. März 2021 (VII R 43/19) mit dem Zweck, die bisherige Besteue-
rungspraxis auch weiterhin zu ermöglichen und die Inanspruchnahme der ermäßigten Steuersätze von dem Besitz 
einer Steuerlagererlaubnis abhängig zu machen.  

Zu Buchstabe e 
§ 2 Absatz 5 

Zu Doppelbuchstabe aa 
§ 2 Absatz 5 Satz 1 

Der Verweis wird angepasst zum 1.1.2023. 

Zu Doppelbuchstabe bb 
§ 2 Absatz 5 Satz 2 

Die Regelung wird aus dem bisherigen § 2 Absatz 5 Satz 2 in den § 2 Absatz 6 Satz 1 verschoben. 

Zu Buchstabe f 
§ 2 Absatz 6 und 7 
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Der Artikel 4 der Alkoholstrukturrichtlinie wird umgesetzt. Die Hauptzollämter stellen kleinen Herstellern von 
Bier, die im Steuergebiet ansässig sind, entsprechende Bescheinigungen über deren rechtliche und wirtschaftliche 
Unabhängigkeit sowie deren Gesamtjahreserzeugung aus. Auf Grundlage dieser Bescheinigung können kleine 
Hersteller von Bier mögliche Steuerermäßigung für Kleinproduzenten in anderen Mitgliedstaaten in Anspruch 
nehmen. 

Zu Nummer 4 
§ 3 

Zu Buchstabe a 
§ 3 Nummer 1 

Der Verweis auf die Systemrichtlinie wird aktualisiert. 

§ 3 Nummer 2 

Der Artikel 3 Nummer 6 der Systemrichtlinie wird umgesetzt und § 3 Nummer 2 an den Wortlaut der System-
richtlinie angepasst. 

§ 3 Nummer 3 

Mit § 3 Nummer 3 wird der Begriff des steuerrechtlich freien Verkehrs an die geänderten Begrifflichkeiten des 
Unionszollkodex angepasst. 

Zu Buchstabe b 
§ 3 Nummer 4 und 5 

Sprachliche Anpassung an den Wortlaut der Systemrichtlinie. 

Zu Buchstabe c 
§ 3 Nummer 6 

Der Artikel 3 Nummer 4 der Systemrichtlinie wird umgesetzt. 

§ 3 Nummer 7 

Der Artikel 3 Nummer 5 der Systemrichtlinie wird umgesetzt. 

§ 3 Nummer 8 

Sprachliche Anpassung an den Wortlaut der Systemrichtlinie und Anpassung des Verweises auf den Unionszoll-
kodex. 

Zu Buchstabe d  
§ 3 Nummer 9 

Die Artikel 3 Nummer 7 und Artikel 2 Absatz 1 der Systemrichtlinie werden umgesetzt. 

§ 3 Nummer 10 

Der Artikel 3 Nummer 8 und Artikel 2 Absatz 1 der Systemrichtlinie wird umgesetzt. 

Zu Buchstabe e 
§ 3 Nummer 11 

Sprachliche Anpassung an den Wortlaut der Systemrichtlinie und Anpassung des Verweises auf den Unionszoll-
kodex. 

§ 3 Nummer 12 

Sprachliche Anpassung an den Wortlaut der Systemrichtlinie und Anpassung des Verweises auf den Unionszoll-
kodex. 
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Zu Buchstabe f 
§ 3 Nummer 13 

Es handelt sich um eine Folgeänderung zu § 3 Nummer 12. 

§ 3 Nummer 14 

Sprachliche Angleichung an die übrigen Verbrauchsteuergesetze. 

Zu Nummer 5 
§ 5 Absatz 1 Satz 4 

Der Satz wird aufgrund einer Dopplung in der BierStV gestrichen. 

Zu Nummer 6 
§ 8 

Zu Buchstabe a 
§ 8 Absatz 1 Nummer 5 und 6 

§ 8 Absatz 1 Nummer 5 

Es handelt sich um eine Folgeänderung zu § Absatz 1 Nummer 6. 

§ 8 Absatz 1 Nummer 6 

Der Artikel 11 Absatz 1 Buchstabe c der Systemrichtlinie wird umgesetzt. 

Zu Buchstabe b 
§ 8 Absatz 2 

Zu Doppelbuchstabe aa 
§ 8 Absatz 2 Nummer 5 

Es handelt sich um eine Folgeänderung zu § Absatz 2 Nummer 6. 

§ 8 Absatz 2 Nummer 6 

Der Artikel 11 Absatz 1 Buchstabe c der Systemrichtlinie wird umgesetzt. 

Zu Doppelbuchstabe bb 
§ 8 Absatz 2 

Der Verweis auf die Systemrichtlinie wird aktualisiert. 

Zu Nummer 7 
§ 9 

Zu Buchstabe a 
§ 9 Absatz 1 

Der Verweis auf die Systemrichtlinie wird aktualisiert. 

Zu Buchstabe b 
§ 9 Absatz 2 

Der Verweis auf die Systemrichtlinie wird aktualisiert. 

Zu Buchstabe c 
§ 9 Absatz 3 
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Der Artikel 16 Absatz 2 der Systemrichtlinie wird umgesetzt. 

Zu Buchstabe d 
§ 9 Absatz 4 

Der Verweis auf die Systemrichtlinie wird aktualisiert. 

Zu Nummer 8 
§ 10 Absatz 4 

Sprachliche Anpassung. 

Zu Nummer 9 
§ 11 

Zu Buchstabe a 
§ 11 Absatz 1 Nummer 1 

Der Verweis auf die Systemrichtlinie wird aktualisiert. 

Zu Buchstabe b 
§ 11 Absatz 5 Satz 1 

Es handelt sich um eine sprachliche Anpassung. 

Zu Nummer 10 
§ 12 

Zu Buchstabe a 
§ 12 Absatz 1 

Der Artikel 16 Absatz 1 Buchstabe a Ziffer v der Systemrichtlinie wird umgesetzt. Es erfolgt eine sprachliche 
Anpassung an den Wortlaut der Systemrichtlinie und die Ausfuhrregelungen werden um die Überführung in das 
externe Versandverfahren erweitert. 

Zu Buchstabe b 
§ 12 Absatz 3 

Es handelt sich um eine Folgeänderung zu § 12 Absatz 1. Der Artikel 19 Absatz 1 und Absatz 2 wird umgesetzt. 

Zu Buchstabe c 
§ 12 Absatz 4 

Sprachliche Anpassung an die übrigen Verbrauchsteuergesetze. 

Zu Buchstabe d 
§ 12 Absatz 5 

Der Artikel 2 Absatz 2 der Systemrichtlinie wird umgesetzt. 

Zu Nummer 11 
§ 13 

Zu Buchstabe a und Buchstabe b 
§ 13 Absatz 2 und 3 
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Die in Artikel 9 der Systemrichtlinie geregelten Fiktionen sind an die Voraussetzung geknüpft, dass die Unregel-
mäßigkeit die Überführung der betreffenden Waren in den steuerrechtlich freien Verkehr zur Folge hatte. Diese 
Bedingung wird nunmehr ausdrücklich in § 13 aufgenommen. 

Zu Buchstabe c 
§ 13 Absatz 4 Satz 1 

Die in Artikel 9 der Systemrichtlinie geregelten Fiktionen sind an die Voraussetzung geknüpft, dass die Unregel-
mäßigkeit die Überführung der betreffenden Waren in den steuerrechtlich freien Verkehr zur Folge hatte. 

Zu Nummer 12 
§ 14 

Zu Buchstabe a 
§ 14 Absatz 3 

Der Artikel 6 Absatz 5 der Systemrichtlinie wird umgesetzt. Mit Satz 5 wird zusätzlich Artikel 6 Absatz 7 der 
Systemrichtlinie umgesetzt. 

Zu Buchstabe b 
§ 14 Absatz 4 

Die Neufassung des § 14 Absatz 4 dient dazu, die gesetzlichen Regelungen zum Verbringen von Bier aus dem 
Steuergebiet so auszugestalten, dass geringfügige Verfahrensabweichungen bei der Durchführung von Steueraus-
setzungsverfahren nicht zu einer Besteuerung führen sollen. Zu diesem Zweck wird Absatz 4 erweitert, um Fälle 
des Bestimmungsortwechsels, des kurzfristigen Verlassens des Steuergebiets während der Beförderung durch ei-
nen anderen Mitgliedstaat auf Grund nicht vorhersehbarer Umstände, sowie der ordnungsgemäßen Ausfuhr ab-
zudecken. Die Neufassung entlastet sowohl die Wirtschaft als auch die Verwaltung. 

Die in § 14 getroffene Regelung dient der Umsetzung des Artikels 9 der Systemrichtlinie. 

Zu Buchstabe c 
§ 14 Absatz 5 und 6 

Es handelt sich um eine Folgeänderung zu § 14 Absatz 4. 

Zu Nummer 13 
§ 15 

Zu Buchstabe a und b 
§ 15 Absatz 1 und 2 

Die Verweise werden aktualisiert. 

Zu Nummer 14 
Abschnitt 3 

Sprachliche Anpassung des Titels des Abschnitts 3. 

Zu Nummer 15 
§§ 16 und 17 

Streichung auf Grund sprachlicher Anpassung an den Wortlaut der Systemrichtlinie, insbesondere hinsichtlich 
des Wegfalls des Nichterhebungsverfahrens. § 17 wird in § 18 Absatz 6 übernommen. 

Zu Nummer 16 
§ 18 
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Zu Buchstabe a 
§ 18 Absatz 1 

Der Artikel 6 Absatz 3 Buchstabe d der Systemrichtlinie wird umgesetzt. 

Zu Buchstabe b 
§ 18 Absatz 2 Nummer 1 

Der Artikel 7 Absatz 1 Buchstabe d der Systemrichtlinie wird umgesetzt. Der Anmelder ist von Artikel 77 Ab-
satz 3 des Unionszollkodex erfasst. 

§ 18 Absatz 2 Nummer 2 

Der Artikel 7 Absatz 1 Buchstabe d der Systemrichtlinie wird umgesetzt. 

§ 18 Absatz 2 Satz 2 

Es handelt sich um eine Folgeänderung zu § 14. 

Zu Buchstabe c 
§ 18 Absatz 3 Satz 1 

Der Verweis auf den Unionszollkodex wird aktualisiert. Die Regelung wird an den Wortlaut des Artikel 6 Ab-
satz 3 Buchstabe d der Systemrichtlinie angepasst. 

Zu Buchstabe d 
§ 18 Absatz 4 

Es handelt sich um eine Folgeänderung zu § 16. 

Zu Buchstabe e 
§ 18 Absatz 5 

Der Artikel 2 Absatz 1 der Systemrichtlinie wird umgesetzt. 

§ 18 Absatz 6 

Es handelt sich um eine Folgeänderung zu § 17, der bisherige § 17 wird in § 18 Absatz 6 übernommen. 

Zu Buchstabe f 
§ 18 Absatz 7 

Es handelt sich um eine Folgeänderung zu § 18 Absatz 6. 

Zu Nummer 17 
Abschnitt 4 

Der Titel des Abschnitts 4 wird sprachlich an Kapitel V, Abschnitt 2 der Systemrichtlinie angepasst. 

Zu Nummer 18 
Der Titel des § 20 wird sprachlich angepasst. 

§ 20 Absatz 1 

Der Artikel 33 Absatz 2 der Systemrichtlinie wird sprachlich angelehnt an den Erwägungsgrund 42 der System-
richtlinie umgesetzt. Des Weiteren wird klargestellt, dass zertifizierte Empfänger - wie bisher auch - außerhalb 
des Steuergebiets in Empfang genommenes Bier in das Steuergebiet verbringen oder verbringen lassen können. 

§ 20 Absatz 2 bis 5 

Die bisherigen Absätze 2 bis 5 werden angepasst in den §§ 22a, 20a und 22b übernommen. 

§ 20 Absatz 6 

V
orabfassung – w

ird durch die lektorierte Fassung ersetzt. 



Drucksache 20/2247 – 78 – Deutscher Bundestag – 20. Wahlperiode 
 
 
Es handelt sich um eine Folgeänderung zu § 20 Absatz 2 bis 5. 

Zu Nummer 19 
§ 20a 

§ 20a Absatz 1 definiert die neue Rechtsperson des zertifizierten Empfängers und setzt Artikel 3 Nummer 13 der 
Systemrichtlinie um. Das Erlaubnisverfahren in § 20a Absatz 2 bis 5 dient der Umsetzung der Artikel 3 Num-
mer 13; 33 und 35 der Systemrichtlinie. Mit Absatz 5 Satz 4 werden Privatpersonen ermächtigt, unter den Vo-
raussetzungen des Absatzes 2 Satz 4 als zertifizierte Empfänger zu handeln. Damit wird Artikel 35 Absatz 8 
Satz 3 der Systemrichtlinie umgesetzt. Die Erlaubnis ist in § 20a Absatz 6, angelehnt an die Regelungen zum 
registrierten Empfänger in § 6 Absatz 3, mit einem Widerrufsvorbehalt ausgestaltet. § 20a Absatz 5 setzt Arti-
kel 35 Absatz 7 der Systemrichtlinie um. Mit Absatz 8 wird von der Ermächtigung in Artikel 35 Absatz 5 der 
Systemrichtlinie Gebrauch gemacht. Das Bundesministerium der Finanzen wird ermächtigt, die weiteren Einzel-
heiten insbesondere des Erlaubnisverfahrens und der Sicherheitsleistung durch Rechtsverordnung ohne Zustim-
mung des Bundesrates festzulegen. 

§ 20b 

§ 20b Absatz 1 definiert die neue Rechtsperson des zertifizierten Versenders und setzt Artikel 3 Nummer 12 der 
Systemrichtlinie um. Das Erlaubnisverfahren in § 20b Absatz 2 dient der Umsetzung des Artikels 3 Nummer 12 
der Systemrichtlinie. Mit Absatz 2 Satz 5 werden Privatpersonen ermächtigt, unter den Voraussetzungen des Ab-
satzes 2 Satz 3 als zertifizierte Versender zu handeln. Damit wird Artikel 35 Absatz 8 Satz 3 der Systemrichtlinie 
umgesetzt. Die Erlaubnis ist in § 20b Absatz 2, angelehnt an die Regelungen zum registrierten Versender in § 7 
Absatz 3, mit einem Widerrufsvorbehalt ausgestaltet. § 20b Absatz 4 setzt Artikel 35 Absatz 6 der Systemrichtli-
nie um. Mit Absatz 5 wird von der Ermächtigung in Artikel 35 Absatz 5 der Systemrichtlinie Gebrauch gemacht. 
Das Bundesministerium der Finanzen wird ermächtigt, die weiteren Einzelheiten insbesondere des Erlaubnisver-
fahrens durch Rechtsverordnung ohne Zustimmung des Bundesrates festzulegen. 

§ 20c 

Mit § 20c wird Artikel 33 der Systemrichtlinie umgesetzt. In Absatz 1 wird die Regelung aus Artikel 35 Absatz 1 
der Systemrichtlinie übernommen. Absatz 2 setzt Artikel 33 Absatz 2 der Systemrichtlinie um. Artikel 42 der 
Systemrichtlinie wird mit Absatz 3 umgesetzt. Mit Absatz 4 wird eine gleichlautende Regelung zur Steuerausset-
zung (§ 11 Absatz 4) geschaffen, um das Missbrauchsrisiko eines vereinfachten elektronischen Verwaltungsdo-
kuments zu verringern. Absatz 5 setzt Artikel 33 Absatz 3 und 4 der Systemrichtlinie um. Mit Absatz 6 wird das 
Bundesministerium der Finanzen ermächtigt, die weiteren Einzelheiten insbesondere entsprechend den Artikeln 
35 bis 42 der Systemrichtlinie durch Rechtsverordnung ohne Zustimmung des Bundesrates festzulegen. In Ab-
satz 6 Nummer 1 wird Artikel 38 der Systemrichtlinie umgesetzt. Mit Absatz 6 Nummer 3 werden Artikel 42 Ab-
satz 2 und Artikel 41 der Systemrichtlinie umgesetzt. 

Zu Nummer 20 
§ 21 

Zu Buchstabe a 
§ 21 Absatz 1 Satz 1 

Der Artikel 44 der Systemrichtlinie wird umgesetzt. 

Zu Buchstabe b 
§ 21 Absatz 2 

Der Artikel 44 Absatz 3 und 4 der Systemrichtlinie wird umgesetzt und die bisherigen Absätze 4 und 6 des § 21 
angepasst übernommen. 

Zu Buchstabe c 
§ 21 Absatz 3 bis 5 (bisher) 

Die bisherigen Absätze 2, 3 und 5 werden angepasst in den §§ 22a und 22b übernommen. 
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Zu Buchstabe d 
§ 21 Absatz 3 (neu) 

Der bisherige § 21 Absatz 6 wird angepasst übernommen. 

Zu Buchstabe e 
§ 21 Absatz 4 (neu) 

Der bisherige § 21 Absatz 7 wird übernommen. 

Zu Buchstabe f 
§ 21 Absatz 5 (neu) 

Der bisherige § 21 Absatz 8 wird angepasst übernommen. 

Zu Doppelbuchstabe aa 
§ 21 Absatz 5 Satz 1 

Der Verweis wird angepasst. 

Zu Doppelbuchstabe bb 
§ 21 Absatz 5 Satz 2 

Der Artikel 44 Absatz 4 Satz 2 der Systemrichtlinie wird umgesetzt. 

Zu Nummer 21 
Der Titel des § 22 wird sprachlich angepasst. 

§ 22 Absatz 1 

Die Artikel 44 und 46 der Systemrichtlinie werden umgesetzt. Nummer 1 setzt Artikel 46 Absatz 4 der System-
richtlinie um. Mit den Nummern 2 bis 4 wird Artikel 46 Absatz 5 der Systemrichtlinie umgesetzt. 

§ 22 Absatz 2 

Der Artikel 46 Absatz 2 der Systemrichtlinie wird umgesetzt. 

§ 22 Absatz 3 

Der bisherige Absatz 3 wird angepasst in den §§ 22a und 22b übernommen. 

Zu Nummer 22 
§ 22a 

Mit § 22a werden die Artikel 33, 34, 44 und 46 der Systemrichtlinie umgesetzt. In Absatz 1 werden die Steuer-
entstehungstatbestände für Lieferungen zu gewerblichen Zwecken, für den Versandhandel und bei Unregelmä-
ßigkeiten konzentriert. Absatz 1 Nummer 1 und 2 dient der Umsetzung des Artikels 33 Absatz 5 der Systemricht-
linie. Absatz 1 Nummer 3 setzt Artikel 44 Absatz 2 der Systemrichtlinie um. In Absatz 1 Nummer 4 werden die 
Bestimmungen des Artikels 46 Absatz 1 umgesetzt. In Absatz 1 Nummer 5 werden die Bestimmungen des Arti-
kels 6 Absatz 3 Buchstabe b umgesetzt. 

Absatz 2 regelt zusammengefasst für den Abschnitt die Fälle, in denen die Steuer nicht entsteht. Mit Absatz 2 
wird Artikel 34 Absatz 3 und Artikel 45 Absatz 1 der Systemrichtlinie umgesetzt und die bisherigen Regelungen 
aus den § 20 Absatz 2 angepasst übernommen. Mit Absatz 2 Nummer 1 wird neu geregelt, dass die Steuer nicht 
entsteht, wenn sich an die Lieferung eine Steuerbefreiung anschließt. 

In Absatz 3 werden die Regelungen zur Steuerschuldnerschaft für den Abschnitt konzentriert. Absatz 3 Nummer 1 
dient der Umsetzung von Artikel 34 Absatz 1 der Systemrichtlinie. In Absatz 3 Nummer 2 wird Artikel 44 Ab-
satz 3 der Systemrichtlinie umgesetzt. Mit Absatz 3 Nummer 3 werden die Bestimmungen aus den Artikeln 34 

V
orabfassung – w

ird durch die lektorierte Fassung ersetzt. 



Drucksache 20/2247 – 80 – Deutscher Bundestag – 20. Wahlperiode 
 
 
Absatz 2 und 46 Absatz 3 der Systemrichtlinie umgesetzt. Absatz 3 Nummer 4 dient der Umsetzung der Arti-
kel 46 Absatz 3 und 44 Absatz 3 der Systemrichtlinie. Mit Absatz 3 Nummer 5 werden die Regelungen des Arti-
kels 7 Absatz 1 Buchstabe b umgesetzt. 

Mit Absatz 3 Satz 2 wird die gesamtschuldnerische Haftung aus Artikel 7 Absatz 2 der Systemrichtlinie umge-
setzt. 

Mit Absatz 4 wird das Bundesministerium der Finanzen ermächtigt, die weiteren Einzelheiten zu den Artikeln 34, 
44 und 46 der Systemrichtlinie durch Rechtsverordnung ohne Zustimmung des Bundesrates festzulegen. 

§ 22b 

Der Artikel 33 Absatz 5 der Systemrichtlinie wird in Absatz 1 und Absatz 2 umgesetzt. In Absatz 1 wird der bis-
herige § 20 Absatz 5 angepasst übernommen. In Absatz 3 wird Artikel 44 Absatz 2 umgesetzt und der bisherige 
§ 21 Absatz 5 übernommen. Mit Absatz 4 wird der bisherige § 22 Absatz 3 Satz 2 und Satz 3 übernommen. Mit 
Absatz 5 wird von der Ermächtigung in Artikel 33 Absatz 5 der Systemrichtlinie Gebrauch gemacht. Das Bun-
desministerium der Finanzen wird ermächtigt, die weiteren Einzelheiten zu den Absätzen 1 bis 3 durch Rechts-
verordnung ohne Zustimmung des Bundesrates festzulegen. 

Zu Nummer 23 
§ 23 

Zu Buchstabe a 
§ 23 Absatz 1 Nummer 1 

Es handelt sich um eine Anpassung an Artikel 27 Absatz 1 Buchstabe d der Alkoholstrukturrichtlinie. 

Zu Buchstabe b 
§ 23 Absatz 1 Nummer 6 

Es handelt sich um eine Folgeänderung zu § 23 Absatz 1 Nummer 7. 

§ 23 Absatz 1 Nummer 7 

Ein Steuerbefreiungstatbestand für wissenschaftliche Versuche und Untersuchungen auch außerhalb des Steuer-
lagers wird geschaffen. Angelehnt an den Befreiungstatbestand in § 30 Tabaksteuergesetz wird zur Angleichung 
der Verbrauchsteuergesetze eine Steuerbefreiung für den Zweck der Förderung der Wissenschaft eingeführt. 

§ 23 Absatz 1 Nummer 8 

Ein Steuerbefreiungstatbestand für die Herstellung von Alkohol nach dem Alkoholsteuergesetz wird geschaffen, 
um eine Doppelbelastung von bestimmten Waren mit Bier- und Alkoholsteuer zu vermeiden. 

Zu Nummer 24 
§ 24 

Zu Buchstabe a 
§ 24 Absatz 2 

§ 24 Absatz 2 dient dazu, die gesetzlichen Regelungen von Bier aus dem Steuergebiet so auszugestalten, dass 
geringfügige Verfahrensabweichungen bei der Durchführung von Steueraussetzungsverfahren nicht zu einer Be-
steuerung führen sollen. Zu diesem Zweck wird die Möglichkeit geschaffen, eine entstandene Steuer in den Fällen 
zu erstatten bzw. zu erlassen, in denen das Bier bereits vor einer Beförderung in den steuerrechtlich freien Verkehr 
getreten ist und dieser dann lediglich in der Annahme befördert wurde, dass für ihn ein Steueraussetzungsverfah-
ren nach § 3 Nummer 2 wirksam eröffnet worden ist. Die Regelung entlastet sowohl die Wirtschaft als auch die 
Verwaltung. 

Umfasst sind insbesondere Fälle, in denen die tatsächliche Menge des beförderten Bieres von der Menge im Be-
förderungsdokument (eVD) abweicht (sogenannte Mehrmengen). Der Empfänger akzeptiert die Mehrmenge und 
vermerkt diese in EMCS. Für diese Mehrmenge ist jedoch kein wirksames Steueraussetzungsverfahren eröffnet 
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worden und die Ware tritt mit der Entnahme aus dem Steuerlager in den steuerrechtlich freien Verkehr. Nunmehr 
besteht eine Heilungsmöglichkeit über § 24 Absatz 2. 

Zu Buchstabe b und zu Buchstabe c 
§ 23 Absatz 3 und 4 

Es handelt sich um eine Folgeänderung zu § 23 Absatz 2. 

Zu Nummer 25 
§ 25 

Zu Buchstabe a 
Der Titel des § 25 wird auf Grund der vorhandenen Regelung in § 25 Absatz 3 sprachlich angepasst. 

Zu Buchstabe b 
§ 25 Absatz 1 

§ 25 Absatz 1 wird zur Umsetzung der Artikel 37 Absatz 4, Artikel 44 Absatz 5 und Artikel 46 Absatz 3 Satz 3 
der Systemrichtlinie angepasst. 

Zu Buchstabe c 
§ 25 Absatz 2 

In Absatz 2 Nummer 1 werden die Voraussetzungen der Erstattung aus Artikel 37 Absatz 2 Satz 4 und Absatz 4 
der Systemrichtlinie umgesetzt. Absatz 2 Nummer 2 dient der Umsetzung des Artikels 44 Absatz 5 der System-
richtlinie. Mit Absatz 2 Nummer 3 wird Artikel 46 Absatz 3 Satz 3 der Systemrichtlinie umgesetzt. 

Zu Buchstabe d 
§ 25 Absatz 3 

Zu Doppelbuchstabe aa 
§ 25 Absatz 3 Satz 1 

Es handelt sich um eine Folgeänderung zu den §§ 22 und 22a. Der Artikel 46 Absatz 2 Satz 2 der Systemrichtlinie 
wird umgesetzt. 

Zu Doppelbuchstabe bb 
§ 25 Absatz 3 Satz 2 

Insbesondere sollen von Absatz 3 Satz 2 Fälle erfasst sein, bei denen die Unregelmäßigkeit bei der Zertifizierung 
(d. h. im Erlaubnisverfahren) eines zertifizierten Empfängers eintritt, das Bier jedoch im Steuergebiet angekom-
men und verblieben ist. 

Zu Nummer 26 
§ 26 

Zu Buchstabe a 
§ 26 Absatz 1 Satz 1 

Es handelt sich um eine Folgeänderung zu § 21 zur Umsetzung des Artikels 44 Absätze 3 und 4 der Systemricht-
linie. 

Zu Buchstabe b 
§ 26 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 

Sprachliche Anpassung an den Wortlaut der Systemrichtlinie und Folgeänderung zu Nummer 2 Buchstabe c. 

§ 26 Absatz 2 Satz 1 Nummer 3 
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Der Artikel 34 Absatz 3 der Systemrichtlinie wird umgesetzt und eine Regelung für die Fälle nach § 20c Absatz 2 
Nummer 3 und nach § 22a Absatz 2 Nummer 3 geschaffen. 

Zu Nummer 27 
§ 28 

Zu Buchstabe a 
§ 28 Nummer 2 

Es wird eine Ermächtigungsgrundlage zu Artikel 11 Absatz 1 Buchstabe c der Systemrichtlinie und zu § 8 Ab-
satz 1 Nummer 6 und Absatz 2 Nummer 6 aufgenommen. 

Zu Buchstabe b 
§ 28 Nummer 3 

Es handelt sich um eine Folgeänderung zu § 28 Nummer 2. 

Zu Buchstabe c 
§ 28 Nummer 4 

Es handelt sich um eine Folgeänderung zu § 28 Nummer 2. 

Zu Doppelbuchstabe aa 
§ 28 Nummer 4 Buchstabe a 

Die Bestimmung wurde an die Regelungen für Lieferungen des steuerrechtlich freien Verkehrs, der damit einher-
gehenden neuen Rechtsfiguren und die Änderungen des Versandhandels auf Grund der Systemrichtlinie ange-
passt, um eine Ermächtigungsgrundlage für die Verordnung zu schaffen. 

Zu Doppelbuchstabe bb 
§ 28 Nummer 4 Buchstabe b 

Der Verweis auf die Systemrichtlinie wird aktualisiert. 

Zu Buchstabe d 
§ 28 Nummer 5 

Es wird eine Ermächtigungsgrundlage für die Verordnung aufgenommen, um Regelungen zur elektronischen Sig-
natur und der elektronischen Datenübermittlung zu treffen. Diese befand sich bisher im früheren Buchstaben g 
und wurde jetzt neu ausgestaltet. 

Zu Buchstabe e 
§ 28 Nummer 6 

Es handelt sich um Folgeänderungen zu § 28 Nummer 5. Es wird eine Ermächtigungsgrundlage zur elektroni-
schen Datenübermittlung an den Wortlaut des § 87b der Abgabenordnung angepasst. 

Zu Nummer 28 
§ 29 Absatz 3 

Zu Buchstabe a 
§ 29 Absatz 3 Nummer 2 

Es handelt sich um eine Folgeänderung zu § 2. 

Zu Buchstabe b 
§ 29 Absatz 3 Nummer 7 
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Die Verordnungsermächtigung wird auf § 10 Absatz 4 erweitert. 

Zu Buchstabe c 
§ 29 Absatz 3 Nummer 9 

Es handelt sich um eine Folgeänderung zu § 22. 

Zu Buchstabe d 
§ 29 Absatz 3 Nummer 10 

Es handelt sich um eine Folgeänderung zu § 14 Absatz 4. Zur Verfahrensvereinfachung, Vermeidung unange-
messener Belastungen für die Wirtschaft sowie zur Sicherung der Gleichmäßigkeit der Besteuerung und des Steu-
eraufkommens wird eine Verordnungsermächtigung für die § 14 aufgenommen. 

Zu Buchstabe e 
§ 29 Nummer 11 

Aufnahme einer Verordnungsermächtigung, um aus Gründen der Verfahrenserleichterung Herstellern ohne Er-
laubnis die Abgabe einer monatlichen Steueranmeldung zu ermöglichen. 

Zu Buchstabe f 
§ 29 Absatz 3 Nummer 14 

Die Ermächtigungsgrundlage, um weitere Regelungen zu dem neuen § 20a in der Verordnung treffen zu können, 
wurde aufgenommen. 

§ 29 Absatz 3 Nummer 15 

Die Ermächtigungsgrundlage, um weitere Regelungen zu dem neuen § 20b in der Verordnung treffen zu können, 
wurde aufgenommen. 

§ 29 Absatz 3 Nummer 16 

Die Ermächtigungsgrundlage, um weitere Regelungen zu dem neuen § 20c in der Verordnung treffen zu können, 
wurde aufgenommen. 

§ 29 Absatz 3 Nummer 17 

Die Ermächtigungsgrundlage, um weitere Regelungen zu dem neuen § 22a in der Verordnung treffen zu können, 
wurde aufgenommen. 

§ 29 Absatz 3 Nummer 18 

Die Ermächtigungsgrundlage, um weitere Regelungen zu dem neuen § 22a in der Verordnung treffen zu können, 
wurde aufgenommen. 

Zu Nummer 29 
§ 30 

Die Ordnungswidrigkeiten werden aufgrund der Änderungen dieses Gesetzes angepasst. 

Zu Nummer 30 
§ 31 

Der Artikel 54 Satz 1 der Systemrichtlinie wird in Absatz 1 umgesetzt. In Absatz 2 wird Artikel 54 Satz 2 in Ver-
bindung mit Artikel 21 Absatz 5 der Systemrichtlinie umgesetzt. 

Zu Artikel 3 (Änderung des Schaumwein- und Zwischenerzeugnissteuergesetzes) 
Zu Nummer 1 
§ 1 Absatz 3 
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Es handelt sich um eine Aktualisierung des Verweises. 

Zu Nummer 2 
§ 28 

Zu Buchstabe a 
§ 28 Nummer 4 und 5 

Es wird eine Ermächtigungsgrundlage zur elektronischen Datenübermittlung an den Wortlaut des § 87b der Ab-
gabenordnung angepasst. 

Zu Buchstabe b 
§ 28 Nummer 7 

Es handelt sich um eine Folgeänderung aufgrund der Einführung des § 28 Nummer 8. 

§ 28 Nummer 8 

Zur Verfahrensvereinfachung, Vermeidung unangemessener Belastungen für die Wirtschaft sowie zur Sicherung 
der Gleichmäßigkeit der Besteuerung und des Steueraufkommens wird eine Verordnungsermächtigung für die 
§§ 14 und 24 aufgenommen. 

Zu Nummer 3 
§ 30 

Der § 30 wird sprachlich angepasst. 

Zu Artikel 4 (Änderung des Kaffeesteuergesetzes) 
Zu Nummer 1 
§ 11 Absatz 4 

In § 11 Absatz 4 wird ein redaktioneller Fehler korrigiert. Empfänger in anderen Mitgliedstaaten sind nicht be-
rechtigt, unter Steueraussetzung zu empfangen, daher wurden jene in eine separate Nummer aufgenommen, um 
der Gesetzessystematik des Kaffeesteuerrechts gerecht zu werden. 

Zu Nummer 2 
§ 17 Absatz 2 Satz 2 

Zur Vereinheitlichung des Verbrauchsteuerrechts werden die Bestimmungen des Artikels 6 Absatz 3 Buchstabe 
b der Systemrichtlinie sinngemäß umgesetzt. 

Zu Nummer 3 
§ 21 Absatz 4 

In § 21 Absatz 4 wird ein redaktioneller Fehler korrigiert. Kaffeehaltige Waren können nicht unter Steuerausset-
zung versandt werden und müssen hier aus dem Anwendungsbereich gestrichen werden. 

Zu Nummer 4 
§ 23 Absatz 1 

Zu Buchstabe a 
§ 23 Absatz 1 Nummer 5 und 6 

Es wird eine Ermächtigungsgrundlage zur elektronischen Datenübermittlung an den Wortlaut des § 87b der Ab-
gabenordnung angepasst. 

Zu Buchstabe b 
§ 23 Absatz 1 Nummer 7 und 8 
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Zur Verfahrensvereinfachung, Vermeidung unangemessener Belastungen für die Wirtschaft sowie zur Sicherung 
der Gleichmäßigkeit der Besteuerung und des Steueraufkommens wird eine Verordnungsermächtigung für die 
§§ 11 und 21 aufgenommen.

Zu Artikel 5 (Änderung des Alkoholsteuergesetzes)
Zu Nummer 1
§ 1 Absatz 4

Es handelt sich um eine Aktualisierung des Verweises.

Zu Nummer 2
§ 2

Zu Buchstabe a
§ 2 Absatz 3 Satz 2

Durch die Änderung wird die Vorgabe aus der Alkoholstrukturlinie aufgegriffen und klargestellt, dass die Her-
stellung von Alkohol unter Lizenz einer rechtlichen und wirtschaftlichen Unabhängigkeit entgegensteht. 

Zu Buchstabe b 
§ 2 Absatz 4

Es handelt sich um eine Präzisierung und Angleichung der Regelung an den Wortlaut des § 2 Absatz 7 BierStG.

Zu Nummer 3
§ 37

Zu Buchstabe a
§ 37 Nummer 4 und 5

Es wird eine Ermächtigungsgrundlage zur elektronischen Datenübermittlung an den Wortlaut des § 87b der Ab-
gabenordnung angepasst. 

Zu Buchstabe b 
§ 37 Nummer 7

Es handelt sich um eine Folgeänderung aufgrund der Einführung des § 28 Nummer 8.

§ 37 Nummer 8

Zur Verfahrensvereinfachung, Vermeidung unangemessener Belastungen für die Wirtschaft sowie zur Sicherung 
der Gleichmäßigkeit der Besteuerung und des Steueraufkommens wird eine Verordnungsermächtigung für die 
§§ 18 und 29 aufgenommen.

Zu Artikel 6 (Änderung der Tabaksteuerverordnung)
Zu Nummer 1
§ 8 Absatz 1 Satz 1

Es handelt sich um eine Korrektur des Verweises auf § 5 der Tabaksteuerverordnung.

Zu Nummer 2
§ 30 Absatz 3

Die Regelung dient der Rechtssicherheit. Die Frist von vier Monaten für die Vorlage des Nachweises, dass die 
Tabakwaren an berechtigte Personen abgegeben oder ordnungsgemäß ausgeführt worden sind, soll erst mit der 
schriftlichen Bekanntgabe der Feststellung der Unregelmäßigkeit gegenüber dem Steuerschuldner beginnen. 
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Zu Nummer 3 
§ 31 Absatz 4 Satz 1 und Absatz 5 Nummer 4 und 5 

Durch die Änderungen wird das Weiterbestehen von Angebotsformen in Gestalt mehrerer einzeln verpackter 
Konsummengen in einer Kleinverkaufspackung ermöglicht. 

Zu Buchstabe b 
Zu Nummer 4 
§ 33 

Klarstellung und Vereinheitlichung der Rundungs- und Kürzungsvorschriften.  

Zu Buchstabe a 
Zu Nummer 5 
§ 39 Absatz 1 

Es handelt sich um die Aufnahme einer Richtmenge für erhitzten Tabak. Der Charakter des Rauchtabaks tritt bei 
erhitztem Tabak durch die gemäß Artikel 1 Absatz 2 der RL 2008/118 bzw. 2020/262 legitimierte nationale Zu-
satzsteuer in den Hintergrund. Vielmehr liegt der Schwerpunkt der Besteuerung auf der nationalen Zusatzsteuer 
und ihrer Zweckbindung (Schutz der menschlichen Gesundheit, Substitutionsprodukt für Zigaretten). Auf Grund 
der Gleichartigkeit der Darreichung- und Konsumform mit Zigaretten ist eine sich entsprechende Richtmenge 
festzusetzen. 

Zu Nummer 6 
§ 48 Absatz 6 

Die Regelung dient der Rechtssicherheit. Die Frist von vier Monaten für die Vorlage des Nachweises, dass die 
Tabakwaren an berechtigte Personen abgegeben oder ordnungsgemäß ausgeführt worden sind, soll erst mit der 
schriftlichen Bekanntgabe der Feststellung der Unwirksamkeit gegenüber dem Steuerschuldner beginnen. 

Zu Artikel 7 (Änderung der Biersteuerverordnung) 
Zu Nummer 1 
Inhaltsübersicht 

Aufgrund der folgenden Änderungen in dieser Verordnung wird die Inhaltsübersicht soweit erforderlich ange-
passt. 

Zu Nummer 2 
§ 1 

Zu Buchstabe a 
§ 1 Nummer 1 

Der Verweis auf die Systemrichtlinie wird gestrichen und durch eine zitierfähige Begriffsbestimmung der EMCS-
Durchführungsverordnung ersetzt. 

Zu Buchstabe b 
§ 1 Nummer 2 

Die Definition des EDV-gestützten Beförderungs- und Kontrollsystems wird konkretisiert und um den steuer-
rechtlich freien Verkehr in Umsetzung von Artikel 35 ff. der Systemrichtlinie erweitert. 

Zu Buchstabe c 
§ 1 Nummer 5 

Es handelt sich um eine inhaltliche Anpassung in Umsetzung von Artikel 35 ff. der Systemrichtlinie. 
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Zu Buchstabe d 
§ 1 Nummer 6 

Es handelt sich um eine inhaltliche Anpassung auf Grund von Änderungen des Unionszollrechts. 

Zu Buchstabe e  
§ 1 Nummer 7 

Es handelt sich um eine inhaltliche Anpassung auf Grund von Änderungen des Unionszollrechts. 

Zu Buchstabe f 
§ 1 Nummer 8 

Es handelt sich um eine inhaltliche Anpassung auf Grund von Änderungen des Unionszollrechts 

Zu Buchstabe g 
§ 1 Nummer 9 

Es handelt sich um eine Anpassung an das Unionszollrecht. Die bisherigen Regelungen der Nummer 9 wurden in 
das Biersteuergesetz übernommen. 

Zu Nummer 3 
§ 1a 

Aus Gründen der Verordnungsökonomie wird das zuständige Hauptzollamt in einen neuen § 1a aufgenommen. 

Zu Nummer 4 
§ 2 

Zu Buchstabe a 
§ 2 Überschrift 

Es handelt sich um eine fachliche Anpassung. 

Zu Buchstabe b 
§ 2 Satz 1 

Es handelt sich um eine fachliche Klarstellung. 

Zu Nummer 5 
Abschnitt 3 

Die Überschrift zu Abschnitt 3 wird an die Änderungen dieser Verordnung angepasst. 

Zu Nummer 6 
§ 3 

Zu Buchstabe a 
§ 3 Absatz 1 Satz 1 

Es handelt sich um eine sprachliche Anpassung. 

Zu Buchstabe b 
§ 3 Absatz 5 Satz 1 

Es handelt sich um eine Folgeänderung zu § 1a. 
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Zu Nummer 7 
§ 4 

Zu Buchstabe a 
§ 4 Absatz 1 

Zu Doppelbuchstabe aa 
§ 4 Absatz 1 Satz 1 

Es handelt sich um eine Folgeänderung zu § 1a. 

Zu Doppelbuchstabe bb 
§ 4 Absatz 1 Nummer 1 (bisher) 

Als Maßnahme des Bürokratieabbaus und zur Entlastung der Wirtschaft wird die regelmäßige Vorgabe gestrichen, 
bei der Beantragung von Erlaubnissen einen aktuellen Registerauszug vorzulegen. 

§ 4 Absatz 1 Nummer 1 und 2 (neu) 

Es handelt sich um eine Folgeänderung zu § 4 Absatz 1 Nummer 1. 

Zu Buchstabe b 
§ 4 Absatz 2 

Es handelt sich um eine Folgeänderung zu § 1a. 

Zu Buchstabe c 
§ 4 Absatz 3 

Die Gewährung ermäßigter Steuersätze gemäß § 2 Absatz 2 des Gesetzes ist von einer Gesamtjahreserzeugung in 
Höhe von 200.000 hl abhängig. Die Erweiterung dient der fachlichen Klarstellung. 

Zu Buchstabe d 
§ 4 Absatz 4 Satz 1 

Es wird für die Hauptzollämter die Möglichkeit eröffnet, im Einzelfall Unterlagen vom Antragsteller nachzufor-
dern, sofern dies im Antragsverfahren erforderlich sein sollte. 

Zu Buchstabe e 
§ 4 Absatz 5 

Es handelt sich um eine Folgeänderung zu Absatz 2. 

Zu Nummer 8 
§ 5 

Zu Buchstabe a 
§ 5 Absatz 1 

Zu Doppelbuchstabe aa 
§ 5 Absatz 1 Satz 1 

Es handelt sich um eine Folgeänderung zu § 1a und um eine Anpassung aufgrund der Umsetzung der Verordnung 
zur elektronischen Übermittlung von Daten für die Verbrauchsteuern und die Luftverkehrsteuer. 

Zu Doppelbuchstabe bb 
§ 5 Absatz 1 Satz 3 
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Es handelt sich um eine Streichung aus redaktionellen Gründen. 

Zu Doppelbuchstabe cc 
§ 5 Absatz 1 Satz 5 

Aus Gründen der Steueraufsicht wird für die Hauptzollämter eine Ermächtigung geschaffen, Erlaubnisse mit Ne-
benbestimmungen zu verbinden. 

Zu Buchstabe b 
§ 5 Absatz 2 Nummer 1 

Es handelt sich um eine klarstellende Ergänzung. 

Zu Buchstabe c 
§ 5 Absatz 3 

Es handelt sich um eine Folgeänderung zu § 1a. 

Zu Buchstabe d 
§ 5 Absatz 4 

Es handelt sich um eine Folgeanpassung zu § 4 Absatz 2. 

Zu Nummer 9 
§ 6 

Es handelt sich um eine redaktionelle Anpassung an die Formulierung in der Alkoholsteuerverordnung zur Ver-
einheitlichung des Verbrauchsteuerrechts im Genussmittelbereich.  

Zu Nummer 10 
§ 6a 

Aus Gründen der Steueraufsicht und zur Sicherung der Steuereinnahmen wird für die Hauptzollämter die Aufgabe 
kodifiziert, die erteilten Erlaubnisse regelmäßig zu überprüfen. Die Aktualität der Erlaubnisse ist im Zusammen-
hang mit der Einführung des IT-Verfahrens MoeVe von elementarer Bedeutung. 

Zu Nummer 11 
§ 7 

Aus Gründen der Klarstellung und zur Schaffung von Rechtssicherheit wird die Pflicht zur Anzeige von geänder-
ten Verhältnissen konkretisiert. § 7 Absatz 1 Satz 2 und Absatz 2 Satz 2 benennen exemplarisch und nicht ab-
schließend die bestehenden Anzeigepflichten. Die Anzeigepflichten aus § 7 Absatz 1 sowie Absatz 2 können in-
sofern kumulativ bestehen. 

Zu Nummer 12 
§ 8 

Als Maßnahme des Bürokratieabbaus und zur Entlastung der Wirtschaft wird das zwingende Erlöschen der Er-
laubnis durch die nicht angezeigte Verlegung des Betriebssitzes gestrichen. 

Im Übrigen wird § 8 neu strukturiert und im Zuge dessen auch der Fall des Insolvenzverfahrens in angeordneter 
Eigenverwaltung aufgenommen. Sofern ein Hauptzollamt die Erlaubnis nach Eröffnung des Insolvenzverfahrens 
befristet fortgelten lässt, kann auch während dieser Frist auf Antrag eine neue, unbefristete Erlaubnis erteilt wer-
den, falls die Erteilungsvoraussetzungen vorliegen. 

Zu Nummer 13 
§ 9 
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Zu Buchstabe a 
§ 9 Absatz 1 Satz 2 und Absatz 2 Satz 2 

Es handelt sich um Folgeänderungen zu § 1a. 

Zu Buchstabe b 
§ 9 Absatz 3 Satz 2 

Es handelt sich um eine Konkretisierung der bestehenden Regelung, sowie um eine Folgeänderung zu § 1a. 

Zu Nummer 14 
§ 10 

Zu Buchstabe a 
§ 10 Überschrift 

Es handelt sich um eine sprachliche Anpassung an die Systemrichtlinie. 

Zu Buchstabe b 
§ 10 Absatz 1 

Zu Doppelbuchstabe aa 
§ 10 Absatz 1 Satz 1 

Es handelt sich um eine sprachliche Anpassung an Artikel 6 Absatz 5 der Systemrichtlinie, sowie um eine Folge-
änderung zu § 1a. 

Zu Doppelbuchstabe bb 
§ 10 Absatz 1 Satz 2 

Es handelt sich um eine Folgeänderung zu § 1a. 

Zu Buchstabe c 
§ 10 Absatz 2 

Zu Doppelbuchstabe aa 
§ 10 Absatz 2 Satz 1 

Es handelt sich um eine Bezugnahme auf die entsprechende gesetzliche Regelung. 

Zu Doppelbuchstabe bb 
§ 10 Absatz 2 Satz 2 und Satz 3 

Es handelt sich um eine Folgeänderung zu § 1a. 

Zu Buchstabe d 
§ 10 Absatz 3 

Es handelt sich um die Umsetzung von Artikel 45 Absatz 3 der Systemrichtlinie sowie um eine Bezugnahme auf 
die entsprechende gesetzliche Regelung. 

Zu Nummer 15 
§ 11 

Es handelt sich um Folgeänderungen zu § 1a.  

Zu Nummer 16 
§ 11a 
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Die Regelung dient der Umsetzung des Artikel 23a der Alkoholstrukturrichtlinie und wird als Folgeänderung zu 
§ 2 Absatz 6 Biersteuergesetz aufgenommen. Auf Antrag des Beteiligten haben die zuständigen Hauptzollämter 
die Möglichkeit eine Bescheinigung für rechtlich und wirtschaftlich unabhängige (Klein-)Produzenten auszustel-
len, welche die Inanspruchnahme ermäßigter Steuersätze in einem anderen Mitgliedstaat ermöglicht. 

Zu Nummer 17 
§ 12 Satz 2 

Es handelt sich um eine Folgeänderung zu § 1a. 

Zu Nummer 18 
§ 13 

Zu Buchstabe a 
§ 13 Absatz 1 

Zu Doppelbuchstabe aa 
§ 13 Absatz 1 Satz 1 

Es handelt sich um eine Folgeänderung zu § 1a sowie um redaktionelle Anpassungen. 

Zu Doppelbuchstabe bb 
§ 13 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1, 2 und 3 

Als Maßnahme des Bürokratieabbaus und zur Entlastung der Wirtschaft wird die regelmäßige Vorgabe gestrichen, 
bei der Beantragung von Erlaubnissen einen aktuellen Registerauszug vorzulegen. 

Zu Buchstabe b 
§ 13 Absatz 2 

Zu Doppelbuchstabe aa 
§ 13 Absatz 2 Satz 1 

Es wird für die Hauptzollämter die Möglichkeit eröffnet, im Einzelfall Unterlagen vom Antragsteller nachzufor-
dern, sofern dies im Antragsverfahren erforderlich sein sollte. 

Zu Doppelbuchstabe bb 
§ 13 Absatz 2 Satz 2 

Es handelt sich um eine Folgeänderung zu § 1a. 

Zu Buchstabe c 
§ 13 Absatz 3 

Zu Doppelbuchstabe aa 
§ 13 Absatz 3 Satz 1 

Es handelt sich um eine Folgeänderung zu § 1a und um eine Anpassung aufgrund der Umsetzung der Verordnung 
zur elektronischen Übermittlung von Daten für die Verbrauchsteuern und die Luftverkehrsteuer. 

Zu Doppelbuchstabe bb 
§ 13 Absatz 3 Satz 2 

Es handelt sich um eine Streichung aus redaktionellen Gründen. 

Zu Doppelbuchstabe cc 
§ 13 Absatz 3 Satz 4 
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Die Verweise werden angepasst. 

Zu Doppelbuchstabe dd 
§ 13 Absatz 3 Satz 5 

Aus Gründen der Steueraufsicht wird für die Hauptzollämter eine Ermächtigung geschaffen, Steuerlagererlaub-
nisse mit Nebenbestimmungen zu verbinden. 

Zu Buchstabe d 
§ 13 Absatz 4 Satz 1 und Absatz 5 Satz 2 

Es handelt sich um eine Folgeänderung zu § 1a. 

Zu Buchstabe e 
§ 13 Absatz 6 

Die Verweise werden aktualisiert. 

Zu Buchstabe f 
§ 13 Absatz 7 

Zu Doppelbuchstabe aa 
§ 13 Absatz 7 Satz 1 

Es handelt sich um eine redaktionelle Anpassung und um eine Folgeänderung zu § 1a. 

Zu Doppelbuchstabe bb 
§ 13 Absatz 7 Satz 1 

Es handelt sich um eine Folgeänderung zu § 1a und um eine redaktionelle Anpassung. 

Zu Doppelbuchstabe cc 
§ 13 Absatz 7 Satz 4 

Die Verweise werden aktualisiert. 

Zu Doppelbuchstabe dd 
§ 13 Absatz 7 Satz 5 

Aus Gründen der Verordnungssystematik wird der Verweis gestrichen. 

Zu Nummer 19 
§ 14 

Zu Buchstabe a 
§ 14 Absatz 1 

Zu Doppelbuchstabe aa 
§ 14 Absatz 1 Satz 1 

Es handelt sich um eine redaktionelle Anpassung und eine Folgeänderung § 1a. 

Zu Doppelbuchstabe bb 
§ 14 Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 und Nummer 2 

Als Maßnahme des Bürokratieabbaus und zur Entlastung der Wirtschaft wird die regelmäßige Vorgabe gestrichen, 
bei der Beantragung von Erlaubnissen einen aktuellen Registerauszug vorzulegen. 

Es handelt sich um eine redaktionelle Anpassung und die Anpassung eines Verweises. 
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Zu Buchstabe b 
§ 14 Absatz 2 

Zu Doppelbuchstabe aa 
§ 14 Absatz 2 Satz 1 

Es wird für die Hauptzollämter die Möglichkeit eröffnet, im Einzelfall Unterlagen vom Antragsteller nachzufor-
dern, sofern dies im Antragsverfahren erforderlich sein sollte. 

Zu Doppelbuchstabe bb 
§ 14 Absatz 2 Satz 2 

Es handelt sich um eine Folgeänderung zu § 1a. 

Zu Buchstabe c 
§ 14 Absatz 3 

Zu Doppelbuchstabe aa 
§ 14 Absatz 3 Satz 1 

Es handelt sich um eine Folgeänderung zu § 1a und um eine Anpassung aufgrund der Umsetzung der Verordnung 
zur elektronischen Übermittlung von Daten für die Verbrauchsteuern und die Luftverkehrsteuer. 

Zu Doppelbuchstabe bb 
§ 14 Absatz 3 Satz 2 

Es handelt sich um eine redaktionelle Anpassung. 

Zu Doppelbuchstabe cc 
§ 14 Absatz 3 Satz 4 

Aus Gründen der Steueraufsicht wird für die Hauptzollämter eine Ermächtigung geschaffen, Steuerlagererlaub-
nisse mit Nebenbestimmungen zu verbinden. 

Zu Buchstabe d 
§ 14 Absatz 4 

Zu Doppelbuchstabe aa 
§ 14 Absatz 4 Satz 1 

Der Verweis auf Unionszollrecht wird aktualisiert. 

Zu Doppelbuchstabe bb 
§ 14 Absatz 4 Satz 2 

Es handelt sich um eine redaktionelle Anpassung. 

Zu Buchstabe e 
§ 14 Absatz 5 Satz 2 

Es handelt sich um eine Folgeänderung zu § 1a. 

Zu Buchstabe f 
§ 14 Absatz 6 

Die Verweise werden aktualisiert. 
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Zu Nummer 20 
§ 15 

Zu Buchstabe a 
§ 15 Absatz 1 Satz 1 

Der Verweis auf die Systemrichtlinie wird aktualisiert. 

Zu Buchstabe b 
§ 15 Absatz 2 Nummer 2 

Es handelt sich um eine Folgeänderung zu § 1a. 

Zu Buchstabe c 
§ 15 Absatz 6 

Um eine missbräuchliche Inanspruchnahme der Regelung zur Steuerbegünstigung zu verhindern, wird klarge-
stellt, dass die Steuer entsteht, sofern die Ware an einen unberechtigten Dritten abgegeben wird. 

Zu Nummer 21 
§ 16 

Zu Buchstabe a 
§ 16 Überschrift 

Die Überschrift wird aufgrund des neuen Satzes 3 in § 16 angepasst 

Zu Buchstabe b 
§ 16 Satz 1 

Es handelt sich um eine redaktionelle Anpassung. 

Zu Buchstabe c 
§ 16 Satz 3 

Es wird eine Regelung für eine Verfahrensanweisung für das Ausfallverfahren aufgenommen. 

Zu Buchstabe d 
§ 16 Satz 5 

Es handelt sich um eine redaktionelle Anpassung. 

Zu Nummer 22 
§ 17 

Zu Buchstabe a 
§ 17 Überschrift 

Die Überschrift wird angepasst. 

Zu Buchstabe b 
§ 17 Absatz 1 

Zu Doppelbuchstabe aa 
§ 17 Absatz 1 Nummer 3 

Der Wortlaut wird an den Unionszollkodex angepasst und die Regelung zum externen Versandverfahren aufge-
nommen. 
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Zu Doppelbuchstabe bb 
§ 17 Absatz 1 Satzteil nach Nummer 3 

Es handelt sich um eine redaktionelle Anpassung in Folge von § 1 Nummer 1, sowie um die Anpassung des Nor-
madressaten und eine Folgeänderung zu § 1a. 

Zu Buchstabe c 
§ 17 Absatz 2 Satz 1 

Es handelt sich um eine Folgeänderung zu § 1a. 

Zu Buchstabe d 
§ 17 Absatz 3 

Zu Doppelbuchstabe aa 
§ 17 Absatz 3 Satz 1 

Es handelt sich um eine Anpassung auf Grund Artikel 20 Absatz 5 der Systemrichtlinie. 

Zu Doppelbuchstabe bb 
§ 17 Absatz 3 Satz 2 

Es handelt sich um eine Anpassung auf Grund Artikel 20 Absatz 5 der Systemrichtlinie. 

Zu Buchstabe e 
§ 17 Absatz 4 Satz 1 

Es handelt sich um eine Folgeänderung zu § 1a. 

Zu Buchstabe f 
§ 17 Absatz 5 

Zu Doppelbuchstabe aa 
§ 17 Absatz 5 Satz 1 

Es handelt sich um eine Folgeänderung zu § 1a. 

Zu Doppelbuchstabe bb 
§ 17 Absatz 5 Satz 3 

Es handelt sich um eine Folgeänderung zu § 1a. 

Zu Nummer 23 
§ 18 Satz 1 

Es handelt sich um eine redaktionelle Anpassung. 

Zu Nummer 24 
§ 19 Absatz 3 Satz 1 

Es handelt sich um eine Folgeänderung zu § 1a. 

Zu Nummer 25 
§ 20 

Zu Buchstabe a 
§ 20 Absatz 2 
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Es handelt sich um eine redaktionelle Anpassung in Folge von § 1 Nummer 1, sowie um die Anpassung des Nor-
madressaten und eine Folgeänderung zu § 1a. 

Zu Buchstabe b 
§ 20 Absatz 3 Satz 1

Es handelt sich um eine Folgeänderung zu § 1a.

Zu Nummer 26
§ 21

Zu Buchstabe a
§ 21 Überschrift

Die Überschrift wird angepasst.

Zu Buchstabe b
§ 21 Absatz 1 Satz 1

Es handelt sich um eine Anpassung auf Grund von Artikel 20 Absatz 7 der Systemrichtlinie.

Zu Buchstabe c
§ 21 Absatz 2

Es handelt sich um eine Anpassung auf Grund von Artikel 20 Absatz 7 der Systemrichtlinie.

Zu Buchstabe d
§ 21 Absatz 3 Satz 1

Es handelt sich um eine Folgeänderung zu § 1a.

Zu Nummer 27
§ 22

Zu Buchstabe a
§ 22 Absatz 1

Zu Doppelbuchstabe aa
§ 22 Absatz 1 Satz 1

Es handelt sich um eine Folgeänderung zu § 1a und um eine redaktionelle Anpassung in Folge von § 1 Nummer 1. 

Zu Doppelbuchstabe bb
§ 22 Absatz 1 Satz 2

Es handelt sich um eine Folgeänderung zu § 1a.

Zu Buchstabe b
§ 22 Absatz 2 Satz 1

Es handelt sich um eine Folgeänderung zu § 1a.

Zu Buchstabe c
§ 22 Absatz 4 Satz 1

Es handelt sich um eine Folgeänderung zu § 1a.
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Zu Buchstabe d 
§ 22 Absatz 5 Satz 1 

Es handelt sich um eine Anpassung an Unionszollrecht, bei der das externe Versandverfahren aufgenommen wird. 

§ 22 Absatz 5 Satz 2 

Es handelt sich um eine redaktionelle Anpassung. 

§ 22 Absatz 5 Satz 3 

Es handelt sich um die Anpassung des Normadressaten sowie eine Folgeänderung zu § 1a. 

§ 22 Absatz 5 Satz 4 

Es handelt sich um eine redaktionelle Anpassung. 

Zu Buchstabe e 
§ 22 Absatz 6 Satz 2 

Es handelt sich um eine Anpassung an Unionszollrecht. 

Zu Buchstabe f 
§ 22 Absatz 7 Satz 1 

Es handelt sich um eine redaktionelle Anpassung sowie um eine Folgeänderung zu § 1a. 

Zu Buchstabe g 
§ 22 Absatz 8 

Der Absatz 8 dient der Umsetzung des Artikels 21 Absatz 5 der Systemrichtlinie. Es werden Regelungen aufge-
nommen für die Fälle, in denen Waren unter Steueraussetzung das Zollgebiet nicht mehr verlassen dürfen. 

Zu Nummer 28 
§ 23 

Zu Buchstabe a 
§ 23 Absatz 1 

Es handelt sich um eine Folgeänderung zu § 1a. 

Zu Buchstabe b 
§ 23 Absatz 2 

Zu Doppelbuchstabe aa 
§ 23 Absatz 2 Satz 1 

Es handelt sich um eine Anpassung an Unionszollrecht. 

Zu Doppelbuchstabe bb 
§ 23 Absatz 2 Nummer 1 

Es handelt sich um eine Anpassung an Unionszollrecht. 

Zu Doppelbuchstabe cc 
§ 23 Absatz 2 Nummer 3 

Es handelt sich um eine sprachliche Anpassung. 
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Zu Buchstabe c 
§ 23 Absatz 3 

Es handelt sich um die Streichung einer ausgelaufenen Regelung. 

Zu Nummer 29 
§ 24 

Zu Buchstabe a 
§ 24 Absatz 1 Satz 1 

Es handelt sich um eine redaktionelle Anpassung sowie um die Anpassung des Normadressaten und um eine 
Folgeänderung zu § 1a. 

Zu Buchstabe b 
§ 24 Absatz 2 Satz 1 

Es handelt sich um eine Konkretisierung der bestehenden Regelung. 

Zu Buchstabe c 
§ 24 Absatz 3 

Zu Doppelbuchstabe aa 
§ 24 Absatz 3 Satz 1 

Es handelt sich um eine Folgeänderung zu § 1a. 

Zu Doppelbuchstabe bb 
§ 24 Absatz 3 Satz 4 

Es handelt sich um eine Folgeänderung zu § 1a. 

Zu Buchstabe d 
§ 24 Absatz 4 

Zu Doppelbuchstabe aa 
§ 24 Absatz 4 Satz 1 

Es handelt sich um eine Folgeänderung zu § 1a. 

Zu Doppelbuchstabe bb 
§ 24 Absatz 4 Satz 3 

Es handelt sich um eine Folgeänderung zu § 1a. 

Zu Doppelbuchstabe cc 
§ 24 Absatz 4 Satz 4 

Es handelt sich um eine redaktionelle Anpassung. 

Zu Doppelbuchstabe dd 
§ 24 Absatz 4 Satz 5 

Es handelt sich um eine redaktionelle Anpassung. 

Zu Buchstabe e 
§ 24 Absatz 5 Satz 1 und Satz 2 
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Es handelt sich um eine redaktionelle Anpassung. 

Zu Buchstabe f 
§ 24 Absatz 6 

Zu Doppelbuchstabe aa 
§ 24 Absatz 6 Satz 1 

Es handelt sich um eine Folgeänderung zu § 1a. 

Zu Doppelbuchstabe bb 
§ 24 Absatz 6 Satz 2 

Es handelt sich um eine Folgeänderung zu § 1a. 

Zu Nummer 30 
§ 25 

Zu Buchstabe a 
§ 25 Absatz 1 

Es handelt sich um eine Folgeänderung zu § 1 Nummer 1. 

Zu Buchstabe b 
§ 25 Absatz 2 

Zu Doppelbuchstabe aa 
§ 25 Absatz 2 Satz 1 

Es handelt sich um eine Folgeänderung zu § 1a. 

Zu Doppelbuchstabe bb 
§ 25 Absatz 2 Satz 2 

Es handelt sich um eine Zuständigkeitsanpassung. 

Zu Buchstabe c 
§ 25 Absatz 3 

Zu Doppelbuchstabe aa 
§ 25 Absatz 3 Satz 1 

Es handelt sich um eine Konkretisierung der bestehenden Regelung. 

Zu Doppelbuchstabe bb 
§ 25 Absatz 3 Satz 3 

Es handelt sich um eine redaktionelle Anpassung sowie um eine Folgeänderung zu § 1a. 

Zu Buchstabe d 
§ 25 Absatz 4 Satz 1 und Satz 2 

Es handelt sich um eine Folgeänderung zu § 1a. 

Zu Buchstabe e 
§ 25 Absatz 4a 

Eine Regelung entsprechend des Artikels 26 Absatz 5 der Systemrichtlinie wird aufgenommen. 
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Zu Buchstabe f 
§ 25 Absatz 5 

Es handelt sich um eine Folgeänderung zu § 1a. 

Zu Buchstabe g 
§ 25 Absatz 6 

Es handelt sich um eine Folgeänderung zu § 1a. 

Zu Buchstabe h 
§ 25 Absatz 7 

Zu Doppelbuchstabe aa 
§ 25 Absatz 7 Satz 1 

Es wird ein Handlungszeitpunkt aufgenommen. 

Zu Doppelbuchstabe bb 
§ 25 Absatz 7 Satz 2 

Es wird ein Handlungszeitpunkt aufgenommen. 

Zu Doppelbuchstabe cc 
§ 25 Absatz 7 Satz 3 

Es handelt sich um eine sprachliche Anpassung. 

Zu Nummer 31 
§ 26 

Zu Buchstabe a 
§ 26 Absatz 1 

Es handelt sich um redaktionelle Anpassungen sowie um die Anpassung des Normadressaten. 

Zu Buchstabe b 
§ 26 Absatz 2 Satz 1 

Der Handlungszeitpunkt wurde angepasst. 

Zu Nummer 32 
§ 27 

Zu Buchstabe a 
§ 27 Überschrift 

Die Überschrift wird angepasst. 

Zu Buchstabe b 
§ 27 Absatz 1 Satz 1 

Es handelt sich um eine Anpassung auf Grund des Artikels 26 Absatz 4 der Systemrichtlinie sowie eine Folgeän-
derung zu § 1 Nummer 1 und um die Anpassung des Normadressaten. 

Zu Buchstabe c 
§ 27 Absatz 2 
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Zu Doppelbuchstabe aa 
§ 27 Absatz 2 Satz 1 

Es handelt sich um eine Anpassung auf Grund des Artikels 26 Absatz 4 der Systemrichtlinie. 

Zu Doppelbuchstabe bb 
§ 27 Absatz 2 Satz 3 

Es handelt sich um eine redaktionelle Anpassung und um eine Folgeanpassung zu § 1a. 

Zu Doppelbuchstabe cc 
§ 27 Absatz 2 Satz 5 

Es handelt sich um eine redaktionelle Anpassung. 

Zu Buchstabe d 
§ 27 Absatz 3 Satz 1 

Es handelt sich um eine Anpassung auf Grund des Artikels 26 Absatz 4 der Systemrichtlinie. 

Zu Buchstabe e 
§ 27 Absatz 4 

Es handelt sich um eine Anpassung auf Grund des Artikels 26 Absatz 4 der Systemrichtlinie. 

Zu Nummer 33 
§ 28 

Zu Buchstabe a 
§ 28 Absatz 1 Satz 1 

Es handelt sich um eine Folgeänderung zu § 1 Nummer 1. 

Zu Buchstabe b 
§ 28 Absatz 2 

Zu Doppelbuchstabe aa 
§ 28 Absatz 2 Satz 1 

Der Handlungszeitpunkt wurde angepasst. 

Zu Doppelbuchstabe bb 
§ 28 Absatz 2 Satz 4 

Es handelt sich um eine redaktionelle Anpassung. 

Zu Buchstabe c 
§ 28 Absatz 3 

Es handelt sich um eine Folgeanpassung zu § 1a. 

Zu Buchstabe d 
§ 28 Absatz 4 

Zu Doppelbuchstabe aa 
§ 28 Absatz 4 Satz 1 

Es handelt sich um eine Anpassung an Unionsrecht. 
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Zu Doppelbuchstabe bb 
§ 28 Absatz 4 Satz 4 

Es handelt sich um eine Folgeanpassung zu § 1a. 

Zu Buchstabe e 
§ 28 Absatz 4a 

Der Absatz 4a dient der Umsetzung des Artikels 21 Absatz 5 der Systemrichtlinie. Es werden Regelungen aufge-
nommen für die Fälle, in denen Waren unter Steueraussetzung das Zollgebiet nicht mehr verlassen dürfen. 

Zu Buchstabe f 
§ 28 Absatz 5 Satz 1 

Der Verweis wird angepasst und es handelt sich um eine Folgeänderung zu § 1a. 

Zu Nummer 34 
§ 29 

Es handelt sich um Anpassungen an geänderte Regelungen des Unionszollrechts sowie um Konkretisierungen der 
alternativen Nachweisführung für die Beendigung der Beförderung. 

Zu Nummer 35 
Abschnitt 8 

Die Überschrift zu Abschnitt 8 wird angepasst. 

Zu Nummer 36 
§ 30 

Zu Buchstabe a 
§ 30 Absatz 1 

Zu Doppelbuchstabe aa 
§ 30 Absatz 1 Satz 1 

Es handelt sich um eine redaktionelle Anpassung. 

Zu Doppelbuchstabe bb 
§ 30 Absatz 1 Satz 2 

Es handelt sich um eine redaktionelle Anpassung. 

Zu Buchstabe b 
§ 30 Absatz 2 

Der Verweis wird konkretisiert, zudem handelt es sich um eine Anpassung des Normadressaten sowie eine Folge-
änderung zu § 1a. 

Zu Buchstabe c 
§ 30 Absatz 3 

Es handelt sich um eine Anpassung auf Grund des Artikels 6 Absatz 5 der Systemrichtlinie. 

Zu Buchstabe d 
§ 30 Absatz 4 
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Die Regelung dient der Rechtssicherheit. Die Frist von vier Monaten für die Vorlage des Nachweises, dass die 
Alkoholerzeugnisse an berechtigte Personen abgegeben oder ordnungsgemäß ausgeführt worden sind, soll erst 
mit der schriftlichen Bekanntgabe der Feststellung der Unregelmäßigkeit gegenüber dem Steuerschuldner begin-
nen. 

Zu Nummer 37 
§ 31 

Zu Buchstabe a 
§ 31 Absatz 1 Satz 5 

Es handelt sich um eine Folgeänderung zu § 1a. 

Zu Buchstabe b 
§ 31 Absatz 2 Satz 2 

Der Verweis wird angepasst. 

Zu Buchstabe c 
§ 31 Absatz 3 

Der Absatz wird aufgehoben. Es handelt sich um eine Angleichung an das Alkoholsteuerrecht. 

Zu Buchstabe d 
§ 31 Absatz 3 (neu) 

Der Absatz wird an die Neuregelungen zu Zertifikaten angepasst. Die Mitgliedstaaten werden aus diesem Absatz 
gestrichen. 

Zu Buchstabe e 
§ 31 Absatz 4 Satz 2 

Als Maßnahme des Bürokratieabbaus und zur Entlastung der Wirtschaft wird für den Hersteller ohne Erlaubnis 
die Möglichkeit geschaffen, eine für einen Monat zusammengefasste Steueranmeldung abzugeben. 

Zu Buchstabe f 
§ 31 Absatz 5 

Die Regelung bezweckt eine Kodifizierung der Prüfung der Steueranmeldungen durch die Hauptzollämter insbe-
sondere unter Gesichtspunkten der Risikoorientierung in Zusammenspiel mit der Implementierung des IT-Ver-
fahrens MoeVe. 

Zu Nummer 38 
§ 31a 

Die Regelung dient der Vereinheitlichung der Regelungen im Genussmittelbereich und schafft insofern einen 
Regelungsrahmen für die Herstellung von Bier außerhalb eines Steuerlagers. 

Zu Nummer 39 
§ 32 

Es handelt sich zum einen um eine Folgeänderung zu § 1a und zum anderen um eine fachliche Anpassung und 
Vereinheitlichung des Verbrauchsteuerrechts im Genussmittelbereich. Die Kleinbetragsregelung wird aus Grün-
den der Verwaltungsvereinfachung und entsprechend § 156 Abgabenordnung von 10 auf 25 Euro angehoben. 

Zu Nummer 40 
§ 33 
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Zu Buchstabe a 
§ 33 Satz 1 

Es handelt sich um redaktionelle Anpassungen an Unionszollrecht. 

Zu Buchstabe b 
§ 33 Satz 2 

Es handelt sich um eine redaktionelle Anpassung. 

Zu Nummer 41 
§ 34 

Zu Buchstabe a 
§ 34 Absatz 1 

Es handelt sich um eine Folgeanpassung zu Absatz 2 sowie um eine redaktionelle Anpassung. 

Zu Buchstabe b 
§ 34 Absatz 2 

Die Regelung stellt klar, dass die Weitergabe verbrauchsteuerpflichtiger Ware nicht von dem Begriff des Eigen-
bedarfs erfasst ist, und konkretisiert die Norm insoweit in unionsrechtskonformer Weise. 

Zu Nummer 42 
Die Angabe zu Abschnitt 13 wird angepasst. 

Zu Nummer 43 
§ 35 

Der § 34 wurde auf Grund der neu eingeführten Rechtsperson des zertifizierten Empfängers neu gefasst und an 
die Regelungen der Artikel 33 bis 35 der Systemrichtlinie und des § 20a des Gesetzes angepasst. Er umfasst Re-
gelungen zum Antrags- und Erlaubnisverfahren sowie zur Sicherheitsleistung. 

Zu Nummer 44 
§ 35a 

Der § 35a wurde auf Grund der neu eingeführten Rechtsperson des zertifizierten Versenders neu eingefügt. Er 
umfasst die Regelungen zum Antrags- und Erlaubnisverfahren im Sinn der Artikel 33 bis 35 der Systemrichtlinie 
und des § 20b des Gesetzes. 

§ 35b 

Der § 35b wurde auf Grund der Aufnahme von Beförderungen des verbrauchsteuerrechtlich freien Verkehrs in 
das EDV-gestützte Beförderungs- und Kontrollsystem eingefügt. Er umfasst die Regelungen zur Ermächtigung 
zur Ausgestaltung einer Verfahrensanweisung sowie zu Vereinfachungen des Regelverfahrens der Artikel 35 und 
36 der Systemrichtlinie und des § 20c des Gesetzes. 

§ 35c 

Der § 35c umfasst die Regelungen zur Erstellung des vereinfachten elektronischen Verwaltungsdokuments im 
Sinn des Artikels 36 der Systemrichtlinie und des § 20c des Gesetzes. 

§ 35d 

Der § 35d umfasst die Regelungen zur Änderung des Bestimmungsorts bei Beförderungen des steuerrechtlich 
freien Verkehrs unter Verwendung des vereinfachten elektronischen Verwaltungsdokuments im Sinn des Artikels 
36 Absatz 5 der Systemrichtlinie und des § 20c des Gesetzes. 

§ 35e 
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Der § 35e umfasst die Regelungen zur Eingangsmeldung bei Verwendung des vereinfachten elektronischen Ver-
waltungsdokuments im Sinn des Artikels 37 der Systemrichtlinie und des § 20c des Gesetzes. 

§ 35f 

Der § 35f beinhaltet den gesetzlichen Verweis mit dem Ziel, die bereits etablierten Regelungen zum Ausfallver-
fahren bei Beförderungen unter Steueraussetzung auch für vergleichbare Sachverhalte im Rahmen von Beförde-
rungen im steuerrechtlich freien Verkehr zur Anwendung zu bringen. Insoweit dient die Regelung der Umsetzung 
der Artikel 36 bis 40 der Systemrichtlinie. 

§ 35g 

Der § 34g dient der Umsetzung von Artikel 40 der Systemrichtlinie im Hinblick auf die Vorlage von Ersatznach-
weisen für die Beendigung der Beförderung. 

Zu Nummer 45 
§ 36 

Auf Grund der neu geschaffenen Regelung in § 20c Absatz 2 Nummer 3 des Gesetzes und den diesbezüglichen 
verfahrensrechtlichen Vorgaben ist § 36 nicht mehr erforderlich und wird gestrichen. 

Zu Nummer 46 
§ 37 

In Umsetzung der Systemrichtlinie sind die Regelungen zum Versandhandel neu gefasst worden. § 37 konkreti-
siert insofern den gesetzlichen Regelungsrahmen aus § 21 des Gesetzes. 

§ 38 

Durch die vorgenommenen Verweise auf die zweckentsprechenden Regelungen zur Unregelmäßigkeiten im Steu-
erlager bzw. bei der Beförderung unter Steueraussetzung können die bisherigen Absätze gestrichen werden. 

Zu Nummer 47 
Die Angabe zu Abschnitt 15 wird angepasst. 

Zu Nummer 48 
§ 38a 

Die Regelung enthält Vorgaben zur Abgabe von Steueranmeldungen in den Fällen des § 22b des Gesetzes. 

Zu Nummer 49 
§ 39 

Zu Buchstabe a 
§ 39 Absatz 1 

Zu Doppelbuchstabe aa 
§ 39 Absatz 1 Satz 1 

Es handelt sich um eine Folgeänderung zu § 1a. 

Zu Doppelbuchstabe bb 
§ 39 Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 

Als Maßnahme des Bürokratieabbaus und zur Entlastung der Wirtschaft wird die regelmäßige Vorgabe gestrichen, 
bei der Beantragung von Erlaubnissen einen aktuellen Registerauszug vorzulegen. 

Zu Doppelbuchstabe cc 
§ 39 Absatz 1 Satz 4 und Satz 5 
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Die Regelung dient der Entlastung der Wirtschaft, indem die Möglichkeit geschaffen wird, in bestimmten Fällen 
von der Vergällung abzusehen und verschlankt das Verfahren, indem die Erlaubnis zur steuerfreien Verwendung 
mit der Steuerlagererlaubnis verknüpft werden kann. 

Zu Buchstabe b 
§ 39 Absatz 2 

Zu Doppelbuchstabe aa 
§ 39 Absatz 2 Satz 1 

Es wird für die Hauptzollämter die Möglichkeit eröffnet, im Einzelfall Unterlagen vom Antragsteller nachzufor-
dern, sofern dies im Antragsverfahren erforderlich sein sollte. 

Zu Doppelbuchstabe bb 
§ 39 Absatz 2 Satz 2 

Es handelt sich um eine Folgeänderung zu § 1a. 

Zu Nummer 50 
§ 39a 

Zu Buchstabe a 
§ 39a Absatz 1 

Zu Doppelbuchstabe aa 
§ 39a Absatz 1 Satz 1 

Es handelt sich um eine Folgeänderung zu § 1a. und um eine Anpassung aufgrund der Umsetzung der Verordnung 
zur elektronischen Übermittlung von Daten für die Verbrauchsteuern und die Luftverkehrsteuer. 

Zu Doppelbuchstabe bb 
§ 39a Absatz 1 Satz 2 

Aus Gründen der Steueraufsicht wird für die Hauptzollämter eine Ermächtigung geschaffen, Verwendererlaub-
nisse mit Nebenbestimmungen zu verbinden. 

Zu Doppelbuchstabe cc 
§ 39a Absatz 1 Satz 4 

Es handelt sich um eine Konkretisierung des neuen Steuerbefreiungstatbestandes gemäß § 23 Absatz 1 Nummer 
8 des Gesetzes. 

Zu Buchstabe b 
§ 39a Absatz 2 Satz 2 

Es handelt sich um eine Folgeänderung zu § 1a. 

Zu Buchstabe c 
§ 39a Absatz 4 

Die Verweise werden angepasst. 

Zu Nummer 51 
§ 39b Absatz 1 Satz 2, Absatz 2 Satz 2, Satz 4 und Satz 6 

Es handelt sich um eine Folgeänderung zu § 1a. 
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Zu Nummer 52 
§ 39c 

Zu Buchstabe a 
§ 39c Absatz 1 

Zu Doppelbuchstabe aa 
§ 39c Absatz 1 Satz 1 

Es handelt sich um eine Klarstellung. 

Zu Doppelbuchstabe bb 
§ 39c Absatz 1 Satz 2 

Es um eine Folgeänderung zu § 1a. 

Zu Doppelbuchstabe cc 
§ 39c Absatz 1 Satz 4 

Es handelt sich um eine sprachliche Anpassung an Artikel 6 Absatz 5 der Systemrichtlinie. 

Zu Buchstabe b 
§ 39c Absatz 2 

Zu Doppelbuchstabe aa 
§ 39c Absatz 2 Satz 1 

Die Änderung erweitert den Anwendungsbereich der Norm auf die Fälle des § 22a Absatz 2 Nummer 1 des Ge-
setzes. 

Zu Doppelbuchstabe bb 
§ 39c Absatz 2 Satz 2 

Es handelt sich um eine Klarstellung und sprachliche Anpassungen. 

Zu Doppelbuchstabe cc 
§ 39c Absatz 2 Satz 3 

Es handelt sich um sprachliche Anpassungen. 

Zu Doppelbuchstabe dd 
§ 39c Absatz 2 Satz 4 

Es handelt sich um eine Folgeänderung zu § 1a. 

Zu Nummer 53 
§ 39 d 

Es handelt sich um eine Folgeänderung zu § 1a. 

Zu Nummer 54 
§ 40 

Zu Buchstabe a 
§ 40 Absatz 1 

Es handelt sich um eine redaktionelle Anpassung. 
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Zu Buchstabe b 
§ 40 Absatz 2 Satz 2 

Es handelt sich um eine Folgeänderung zu § 1a. 

Zu Nummer 55 
§ 41 

Zu Buchstabe a 
§ 41 Absatz 2 

Zu Doppelbuchstabe aa 
§ 41 Absatz 2 Satz 1 

Es handelt sich um eine Folgeänderung zu § 1a 

Zu Doppelbuchstabe bb 
§ 41 Absatz 2 Satz 4 

Es handelt sich um eine Folgeänderung zu § 1a 

Zu Buchstabe b 
§ 41 Absatz 3 Satz 2 

Es handelt sich um eine verfahrensrechtliche Klarstellung zur Abgabe der Steueranmeldung und zur Fälligkeit 
der Steuer. 

Zu Nummer 56 
§ 42 

Zu Buchstabe a 
§ 42 Überschrift 

Der Titel des § 42 wird sprachlich an die übrigen Verbrauchsteuerverordnungen angepasst. 

Zu Buchstabe b 
§ 42 Absatz 2 Satz 1 

Es handelt sich um eine redaktionelle Änderung. 

Zu Buchstabe c 
§ 42 Absatz 3 Satz 1 

Es handelt sich um eine Folgeänderung zu § 1a. 

Zu Buchstabe d 
§ 42 Absatz 5 

Die Regelung dient der Rechtssicherheit. Die Frist von vier Monaten für die Vorlage des Nachweises, dass die 
Alkoholerzeugnisse an berechtigte Personen abgegeben oder ordnungsgemäß ausgeführt worden sind, soll erst 
mit der schriftlichen Bekanntgabe der Feststellung der Unregelmäßigkeit gegenüber dem Steuerschuldner begin-
nen. 

Zu Buchstabe e 
Es handelt sich um eine Folgeänderung zu § 42 Absatz 5. 
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Zu Buchstabe f 
§ 42 Absatz 7

Der Absatz dient der Konkretisierung der Regelungen des § 24 Absatz 4 des Biersteuergesetzes.

Zu Nummer 57
§ 43

Die verfahrensrechtlichen Vorschriften zur Steuerentlastung werden auf Grund der Erweiterung des Anwen-
dungsbereichs des EDV-gestützten Beförderungs- und Kontrollsystems auf Beförderungen des steuerrechtlich 
freien Verkehrs angepasst. 

Zu Nummer 58 
§ 44 Satz 3

Es handelt sich um eine Folgeänderung zu § 1a

Zu Nummer 59
Abschnitt 20

Die Angabe zu Abschnitt 20 wird gestrichen. Auf Grund der Erweiterung des Anwendungsbereichs des EDV-
gestützten Beförderungs- und Kontrollsystems auf Beförderungen des steuerrechtlich freien Verkehrs ist die Re-
gelung entbehrlich und wird gestrichen. 

Abschnitt 21 

Die Anpassung erfolgt auf Grund der Umsetzung des Onlinezugangsgesetzes. 

Zu Nummer 60 
§ 52

Die Ordnungswidrigkeitentatbestände werden aufgrund der Änderungen dieses Gesetzes angepasst.

Zu Nummer 61
§ 53

Die Übergangsregelung schafft Rechtssicherheit für Beförderungen des steuerrechtlich freien Verkehrs, die vor 
Inkrafttreten der Verordnung begonnen haben, jedoch erst nach Inkrafttreten der Verordnung enden. 

Zu Artikel 8 (Änderung der Schaumwein- und Zwischenerzeugnissteuerverordnung) 
Zu Nummer 1 
Inhaltsübersicht 

Aufgrund der folgenden Änderungen in dieser Verordnung wird die Inhaltsübersicht soweit erforderlich ange-
passt. 

Zu Nummer 2 
§ 11a

Die Regelung dient der Umsetzung des Artikel 23a der Alkoholstrukturrichtlinie und wird als Folgeänderung zu 
§ 2 Absatz 3 Schaumwein- und Zwischenerzeugnissteuergesetz aufgenommen. Auf Antrag des Beteiligten haben 
die zuständigen Hauptzollämter die Möglichkeit eine Bescheinigung für rechtlich und wirtschaftlich unabhängige 
(Klein-)Produzenten auszustellen, welche die Inanspruchnahme ermäßigter Steuersätze in einem anderen Mit-
gliedstaat ermöglicht.

Zu Nummer 3 
§ 23 Absatz 4 Satz 1
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Es handelt sich um eine redaktionelle Anpassung. 

Zu Nummer 4 
§ 29 Absatz 4 

Die Regelung dient der Rechtssicherheit. Die Frist von vier Monaten für die Vorlage des Nachweises, dass die 
Alkoholerzeugnisse an berechtigte Personen abgegeben oder ordnungsgemäß ausgeführt worden sind, soll erst 
mit der schriftlichen Bekanntgabe der Feststellung der Unregelmäßigkeit gegenüber dem Steuerschuldner begin-
nen.  

Zu Nummer 5 
§ 30 Absatz 1 

Als Maßnahme des Bürokratieabbaus und zur Entlastung der Wirtschaft wird für den Hersteller ohne Erlaubnis 
die Möglichkeit geschaffen, eine für einen Monat zusammengefasste Steueranmeldung abzugeben. 

Zu Nummer 6 
§ 39 

Zu Buchstabe a 
§ 39 Absatz 5 

Die Regelung dient der Rechtssicherheit. Die Frist von vier Monaten für die Vorlage des Nachweises, dass die 
Alkoholerzeugnisse an berechtigte Personen abgegeben oder ordnungsgemäß ausgeführt worden sind, soll erst 
mit der schriftlichen Bekanntgabe der Feststellung der Unwirksamkeit gegenüber dem Steuerschuldner beginnen. 

Zu Buchstabe b 
§ 39 Absatz 6 

Es handelt sich um eine Folgeänderung aufgrund der Einführung von § 39 Absatz 5. 

Zu Nummer 7 
Die Regelung dient der Umsetzung des Artikel 23a der Alkoholstrukturrichtlinie. Auf Antrag des Beteiligten ha-
ben die zuständigen Hauptzollämter die Möglichkeit eine Bescheinigung für rechtlich und wirtschaftlich unab-
hängige (Klein-)Produzenten auszustellen, welche die Inanspruchnahme ermäßigter Steuersätze in einem anderen 
Mitgliedstaat ermöglicht. 

Zu Nummer 8 
Die Regelung dient der Umsetzung des Artikel 23a der Alkoholstrukturrichtlinie. Auf Antrag des Beteiligten ha-
ben die zuständigen Hauptzollämter die Möglichkeit eine Bescheinigung für rechtlich und wirtschaftlich unab-
hängige (Klein-)Produzenten auszustellen, welche die Inanspruchnahme ermäßigter Steuersätze in einem anderen 
Mitgliedstaat ermöglicht. 

Zu Artikel 9 (Änderung der Kaffeesteuerverordnung) 
Zu Nummer 1 
§ 19 Absatz 3 

Die Regelung dient der Rechtssicherheit. Die Frist von vier Monaten für die Vorlage des Nachweises, dass der 
Kaffee an berechtigte Personen abgegeben oder ordnungsgemäß ausgeführt worden sind, soll erst mit der schrift-
lichen Bekanntgabe der Feststellung der Unregelmäßigkeit gegenüber dem Steuerschuldner beginnen.  

Zu Nummer 2 
§ 20 Absatz 1 

Als Maßnahme des Bürokratieabbaus und zur Entlastung der Wirtschaft wird für den Hersteller ohne Erlaubnis 
die Möglichkeit geschaffen, eine für einen Monat zusammengefasste Steueranmeldung abzugeben. 
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Zu Nummer 3 
§ 27 Absatz 6 Satz 1

Es handelt sich um die Anpassung des Verweises.

Zu Nummer 4
§ 31 Absatz 4

Die Regelung dient der Rechtssicherheit. Die Frist von vier Monaten für die Vorlage des Nachweises, dass der 
Kaffee an berechtigte Personen abgegeben oder ordnungsgemäß ausgeführt worden sind, soll erst mit der schrift-
lichen Bekanntgabe der Feststellung der Unwirksamkeit gegenüber dem Steuerschuldner beginnen. 

Zu Nummer 5 
§ 36 Absatz 2 Satz 2

Es handelt sich um eine redaktionelle Anpassung.

Zu Artikel 10 (Änderung der Alkoholsteuerverordnung)
Zu Nummer 1
Inhaltsübersicht

Aufgrund der folgenden Änderungen in dieser Verordnung wird die Inhaltsübersicht soweit erforderlich ange-
passt. 

Zu Nummer 2 
§ 8 Absatz 1 Satz 1

Es handelt sich um eine Korrektur des Verweises auf § 5 der Alkoholsteuerverordnung.

Zu Nummer 3
§ 15a

Die Regelung dient der Umsetzung des Artikel 23a der Alkoholstrukturrichtlinie und wird als Folgeänderung zu 
§ 2 Absatz 3 Alkoholsteuergesetz aufgenommen. Auf Antrag des Beteiligten haben die zuständigen Hauptzoll-
ämter die Möglichkeit eine Bescheinigung für rechtlich und wirtschaftlich unabhängige (Klein-)Produzenten aus-
zustellen, welche die Inanspruchnahme ermäßigter Steuersätze in einem anderen Mitgliedstaat ermöglicht.

Zu Nummer 4 
§ 42 Absatz 4

Es handelt sich um eine Konkretisierung der Regelungen des § 18 Absatz 4 des Alkoholsteuergesetzes.

Zu Nummer 5
§ 63

Zu Buchstabe a
§ 63 Absatz 6

Die Regelung dient der Rechtssicherheit. Die Frist von vier Monaten für die Vorlage des Nachweises, dass die 
Alkoholerzeugnisse an berechtigte Personen abgegeben oder ordnungsgemäß ausgeführt worden sind, soll erst 
mit der schriftlichen Bekanntgabe der Feststellung der Unwirksamkeit gegenüber dem Steuerschuldner beginnen. 

Zu Buchstabe b 
§ 63 Absatz 7

Folgeänderung zur Einführung von § 63 Absatz 6.
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Zu Artikel 11 (Änderung der Verordnung zur elektronischen Übermittlung von Daten für 
die Verbrauchsteuern und die Luftverkehrsteuer) 
Zu Nummer 1 
§ 1 Absatz 1 Nummer 5 

Die Anpassung erfolgt auf Grund der Umsetzung des Onlinezugangsgesetzes und als Folgeänderung zur Ände-
rung der Biersteuerverordnung.  

Zu Nummer 2 
§ 1 Absatz 1 Nummer 6, 7, 8, und 9 

Folgeänderung aufgrund des Einfügens von § 1 Absatz 1 Nummer 5. 

Zu Artikel 12 (Änderung des Umsatzsteuergesetzes) 
Die Steuerschuldnerschaft des Leistungsempfängers (Umkehr der Steuerschuldnerschaft oder Reverse-Charge-
Verfahren) wird auf die Übertragung von Emissionszertifikaten, die im nationalen System nach dem Gesetz über 
einen nationalen Zertifikatehandel für Brennstoffemissionen (Brennstoffemissionshandelsgesetz - BEHG - 
BGBl. I S. 2728) vom 12. Dezember 2019 gehandelt werden, an einen Unternehmer erweitert. 

Mit dem BEHG hat Deutschland den Rechtsrahmen für ein nationales Handelssystem für die Bepreisung von 
Treibhausgasemissionen aus fossilen Brennstoffen geschaffen, die nicht unter das System für den Handel mit 
Treibhausgasemissionszertifikaten in der Union („EU-Emissionshandelssystem“ oder „EU-EHS“) fallen. Das 
BEHG dient der Erreichung der nationalen Klimaschutzziele, einschließlich des langfristigen Ziels der Treibhaus-
gasneutralität bis 2050, und der Erreichung der Minderungsziele nach der EU-Klimaschutzverordnung sowie der 
Verbesserung der Energieeffizienz. Die rechtlichen Voraussetzungen für den Handel mit Emissionszertifikaten 
werden dabei durch die §§ 9 und 10 BEHG geschaffen. Die Übertragung erfolgt nach § 9 Absatz 2 Satz 2 BEHG 
durch Einigung und Eintragung auf dem Konto des Erwerbers in dem nach § 12 BEHG von der zuständigen 
Behörde zu führenden nationalen Emissionshandelsregister. Konkretisierende Regelungen zur Veräußerung der 
Emissionszertifikate und zum nationalen Emissionshandelsregister, die für die Durchführung des nationalen 
Brennstoffmissionshandels nach dem BEHG erforderlich sind, enthält die Durchführungsverordnung zum BEHG 
(Brennstoffemissionshandelsverordnung - BEHV). 

Die Übertragung der Zertifikate nach dem BEHG ist umsatzsteuerrechtlich eine sonstige Leistung. Überträgt ein 
Unternehmer ein Zertifikat an einen anderen Unternehmer für dessen Unternehmen, ist der Leistungsort regelmä-
ßig dort, wo der Leistungsempfänger seinen Sitz oder eine Betriebsstätte hat, an den bzw. an die die Leistung 
tatsächlich erbracht wird (§ 3a Absatz 2 Satz 1 UStG). Liegt der Leistungsort im Inland und ist der leistende 
Unternehmer nicht hier, sondern in einem anderen EU-Mitgliedstaat ansässig, ist der Leistungsempfänger (Un-
ternehmer) Steuerschuldner (§ 13b Absatz 1 und 5 UStG). Sind leistender Unternehmer und Leistungsempfänger 
im Inland ansässig, ist bislang der leistende Unternehmer Steuerschuldner (§ 13a Absatz 1 Nummer 1 UStG); 
insbesondere liegt insoweit kein Fall des bisherigen § 13b Absatz 2 Nummer 6 UStG vor, da dieser lediglich 
Emissionsberechtigungen nach dem EU-EHS umfasst. 

Ziel der Erweiterung des Reverse-Charge-Verfahrens ist es, Umsatzsteuerausfälle zu verhindern, die dadurch ein-
treten, dass bei o. g. Leistungen, die von § 13b Absatz 2 Nummer 6 UStG bisher nicht erfasst sind, nicht sicher-
gestellt werden kann, dass der Fiskus den Steueranspruch beim Leistenden realisieren kann. Die im Bereich des 
Zertifikatehandels gemachten Erfahrungen der Vergangenheit zeigen, dass der Handel mit entsprechenden Zerti-
fikaten in höchstem Maße betrugsanfällig ist. Aufgrund dieser Erfahrungen ist davon auszugehen, dass auch der 
Handel mit Zertifikaten für Brennstoffemissionen nach dem BEHG für betrügerische Zwecke genutzt werden 
könnte und damit Umsatzsteuerausfälle in dem Bereich zu erwarten sind. Die Steuerausfälle entstehen, indem bei 
den vorgenannten Leistungen vielfach die Steuer dem Leistungsempfänger in Rechnung gestellt wird, dieser die 
in Rechnung gestellte Steuer als Vorsteuer abzieht, der leistende Unternehmer aber die in Rechnung gestellte 
Umsatzsteuer nicht an das Finanzamt abführt. Dies wird bei einer Steuerschuldnerschaft des Leistungsempfängers 
vermieden. 
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Die Einführung der Regelung ist mit EU-Recht vereinbar. Auf Grundlage von Artikel 395 der Richtli-
nie 2006/112/EG (Mehrwertsteuer-Systemrichtlinie - MwStSystRL) wurde Deutschland mit Durchführungsbe-
schluss (EU) 2021/1778 des Rates vom 5. 10. 2021 (ABl. L 360 vom 11.10.2021, S. 117) ermächtigt, von Arti-
kel 193 MwStSystRL abzuweichen. 

Zu Artikel 13 (Weitere Änderungen des Biersteuergesetzes) 
Zu Nummer 1 
§ 2 Absatz 6 Satz 2 

Der Verweis wird von Absatz 1a auf Absatz 2 aufgrund der Änderung der ermäßigten Steuersätze zum 1.1.2023 
angepasst. 

Zu Nummer 2 
§ 29 Absatz 3 Nummer 2 

Der Verweis wird von Absatz 1a auf Absatz 2 aufgrund der Änderung der ermäßigten Steuersätze zum 1.1.2023 
angepasst. 

Zu Artikel 14 (Weitere Änderungen der Biersteuerverordnung) 
§ 31  

Zu Nummer 1 
§ 31 Absatz 3 

Der Absatz wird aufgehoben. Eine Steuerermäßigung für Bier aus Drittgebieten oder Drittländern ist nicht mehr 
vorgesehen. 

Zu Nummer 2 
§ 31 Absatz 3 und 4 (neu) 

Es handelt sich um eine Folgeänderung zu § 31 Absatz 3. 

Zu Artikel 15 (Änderung des Siebten Gesetzes zur Änderung von 
Verbrauchsteuergesetzen) 
Zu Nummer 1 
Artikel 1  

Zu Buchstabe a 
Artikel 1 Nummer 20 

§ 23 Absatz 2 Satz 4 

Die Regelung dient der Vereinheitlichung des Verbrauchsteuerrechts im Genussmittelbereich und ermöglicht eine 
erleichterte Erlaubniserteilung an Einrichtung des öffentlichen Rechts. 

Zu Buchstabe b 
Artikel 1 Nummer 24 Buchstabe c 

Die Regelung ist aufgrund der Änderung in § 35 Absatz 1 TabStG anzupassen. 

Zu Nummer 2 
Artikel 2 

Zu Buchstabe a 
Artikel 2 Nummer 19 Buchstabe f Doppelbuchstabe bb 
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§ 21 Absatz 5 Satz 2 Schaumwein- und Zwischenerzeugnissteuergesetz: Es handelt sich um eine redaktionelle 
Anpassung zur Vereinheitlichung der Regelung in den Bereichen Biersteuer, Alkoholsteuer und Schaumwein- 
und Zwischenerzeugnissteuer.

Zu Buchstabe b 
Artikel 2 Nummer 27 Buchstabe d 

Die Regelung ist aufgrund der Änderung in § 28 Schaumwein- und Zwischenerzeugnissteuergesetz: anzupassen. 

Zu Buchstabe c 
Artikel 2 Nummer 29 

Zu Doppelbuchstabe aa und Doppelbuchstabe bb 
Artikel 2 Nummer 29 Buchstabe c und d 

Die Änderung des § 32 Absatz 2 des Schaumwein- und Zwischenerzeugnissteuergesetzes im 7. Verbrauchsteu-
eränderungsgesetz wird sprachlich angepasst, um das Inkrafttreten (siehe Nummer 2) anpassen zu können. 

Zu Nummer 3 
Artikel 5 Nummer 17 

Zu Buchstabe a 
Artikel 5 Nummer 17 

§ 24b Absatz 2 Satz 4 Alkoholsteuergesetz: Die Regelung dient der Vereinheitlichung des Verbrauchsteuerrechts 
im Genussmittelbereich und ermöglicht eine erleichterte Erlaubniserteilung an Einrichtung des öffentlichen 
Rechts.

Zu Buchstabe b 
Artikel 5 Nummer 28 Buchstabe d 

Die Regelung ist aufgrund der Änderung in § 37 Alkoholsteuergesetz anzupassen. 

Zu Nummer 4 
Artikel 12 Absatz 4 

Das Inkrafttreten des 7. Verbrauchsteueränderungsgesetzes wird punktuell aufgrund eines redaktionellen Fehlers 
angepasst. 

Zu Artikel 16 (Änderung der Siebten Verordnung zur Änderung von 
Verbrauchsteuerverordnungen) 
Zu Nummer 1 
Artikel 2  

Zu Buchstabe a 
Artikel 2 Nummer 54 

Es handelt sich um eine redaktionelle Anpassung der Änderung des § 43 Satz 1 der Schaumwein- und Zwischen-
erzeugnissteuerverordnung. 

Zu Buchstabe b 
Artikel 2 Nummer 62 

Es handelt sich um eine redaktionelle Fehlerkorrektur in § 50 Absatz 1 Schaumwein- und Zwischenerzeugnis-
steuerverordnung. 
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Zu Buchstabe c 
Artikel 2 Nummer 67 

Es handelt sich um eine redaktionelle Fehlerkorrektur des § 53 Absatz 1 Nummer 7 in Verbindung mit Absatz 4 
Schaumwein- und Zwischenerzeugnissteuerverordnung. 

Zu Nummer 2 
Artikel 5 Nummer 35 Buchstabe e 

Es handelt sich um eine redaktionelle Fehlerkorrektur in § 36 Absatz 4a Alkoholsteuerverordnung. 

Zu Artikel 17 (Änderung des Gesetzes zur Modernisierung des Tabaksteuerrechts) 
Zu Nummer 1 
Artikel 2 Nummer 3 

§ 1b Tabaksteuergesetz 

Es handelt sich um eine Klarstellung und Angleichung der Terminologien zwischen den Rechtsgebieten des Ta-
baksteuerrechts im Zusammenhang mit dem Kaffeesteuerrecht. 

Zu Nummer 2 
Artikel 4 

§ 33 Absatz 1 Tabaksteuerverordnung 

Es handelt sich um eine Klarstellung und Vereinheitlichung der Rundungs- und Kürzungsvorschriften. 

Zu Artikel 18 (Inkrafttreten, Außerkrafttreten) 
Zu Absatz 1 
Die Inkrafttretenszeitpunkte sind an das 7. Verbrauchsteueränderungsgesetz und die 7. Verbrauchsteuerände-
rungsverordnung angelehnt. Die Regelung zum Inkrafttreten folgen den Vorgaben des Artikels 55 der System-
richtlinie. 

Zu Absatz 2 
Die Regelungen, die die Umsetzung der Alkoholstrukturrichtlinie betreffen sowie redaktionelle Änderungen und 
Korrekturen treten am Tag nach der Verkündung in Kraft. 

Zu Absatz 3 
Regelungen, die die Umsetzung von Regelungen zur GSVP betreffen sowie Änderungen des Tabaksteuerrechts 
treten zum 1. Juli 2022 in Kraft. 

Zu Absatz 4 
Am 1. Tag des auf die Verkündung dieses Gesetzes folgenden Monats treten weitere Regelungen in Kraft, die in 
den Verbrauchsteuergesetzen bzw. Verbrauchsteuer-verordnungen angeglichen wurden. Dabei handelt es sich um 
Regelungen, die nicht aus der Systemrichtlinie stammen. 

Außerdem tritt am vorgenannten Tag eine Änderung im Umsatzsteuergesetz in Kraft. 

Zu Absatz 5 
Einzelne Änderungen des Biersteuerrechts treten zum 1. Januar 2023 in Kraft. Diese Änderungen ergeben sich 
aus der Anpassung der ermäßigten Steuersätze. 

Zu Absatz 6 
Am 1. Mai 2023 tritt eine Regelung in Kraft, die vorsieht, dass ein ermäßigter Steuersatz für Bier aus Drittländern 
oder Drittgebieten nicht mehr in Anspruch genommen werden kann.  
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Anlage 2 

Stellungnahme des Nationalen Normenkontrollrates gem. § 6 Absatz 1 NKRG 

Entwurf eines Achten Gesetzes zur Änderung von Verbrauchsteuergesetzen (NKR-Nr. 6160, 
BMF) 

Der Nationale Normenkontrollrat hat den Regelungsentwurf mit folgendem Ergebnis geprüft: 

I. Zusammenfassung

Bürgerinnen und Bürger Keine Auswirkungen 

Wirtschaft 

Jährlicher Erfüllungsaufwand: Im Saldo rund 127.300 Euro 

davon aus Informationspflichten: Rund 90.000 Euro 

Einmaliger Erfüllungsaufwand: Rund 167.900 Euro 

Verwaltung 

Bund 

Jährlicher Erfüllungsaufwand: Rund 388.000 Euro 

Einmaliger Erfüllungsaufwand: Rund 586.000 Euro 

Länder Keine Auswirkungen 

Umsetzung von EU-Recht Über die Umsetzung der EU-Systemricht-
linie und der EU-Alkoholstrukturrichtli-
nie hinaus sollen mit dem Vorhaben neu 
geregelt werden (Gold Plating):  

• Anmeldepflicht für die Herstel-

lung von Bier außerhalb eines

Steuerlagers,

• Steuerbefreiungstatbestand für

Bierwürze,

• Wegfall von Entlastungsabschnit-

ten.

V
orabfassung – w

ird durch die lektorierte Fassung ersetzt. 



Deutscher Bundestag – 20. Wahlperiode – 117 – Drucksache 20/2247 
 
 

‘One in one out’-Regel Im Sinne der ‚One in one out‘-Regel der 
Bundesregierung stellt der jährliche Erfül-
lungsaufwand der Wirtschaft in diesem 
Regelungsvorhaben ein „In“ von 
115.200 Euro dar. 

Evaluierung Die Neuregelung wird fünf Jahre nach In-
krafttreten evaluiert. 

Ziele: 

 

Sicherstellen einer reibungslosen elektro-
nischen Abwicklung der Beförderung von 
verbrauchsteuerpflichtigen Waren im 
steuerrechtlich freien Verkehr. 

Kriterien/Indikatoren: 

 

Anzahl der elektronisch abgewickelten 
Fälle, Anzahl und Art der technischen 
Probleme bei der Einrichtung und dem 
Betrieb des elektronischen Verfahrens. 

Datengrundlage: 

 

Erfahrungen und Daten des Bundesminis-
teriums der Finanzen und der Gene-
ralzolldirektion, der Hauptzollämter und 
der Zollämter. 

Nutzen des Vorhabens Das Ressort hat sich im Vorblatt des Ge-
setzentwurfs mit dem Nutzen des Vorha-
bens auseinandergesetzt und diesen wie 
folgt beschrieben:  

• Vereinheitlichung des Verbrauch-

steuerrechts 

• Verfahrenserleichterungen (Büro-

kratieabbau).  

Die Darstellung der Regelungsfolgen ist nachvollziehbar und methodengerecht. Der 
Nationale Normenkontrollrat erhebt hiergegen im Rahmen seines gesetzlichen Auf-
trags keine Einwände.  

II. Regelungsvorhaben 

Mit dem Gesetz werden im Wesentlichen die Richtlinie 2020/262 des Rates vom 19. Dezem-

ber 2019 zur Festlegung des allgemeinen Verbrauchsteuersystems (Systemrichtlinie) und die 

Richtlinie (EU) 2020/1151 des Rates vom 29. Juli 2020 zur Änderung der Richtlinie 92/83/EWG 

zur Harmonisierung der Struktur der Verbrauchsteuern auf Alkohol und alkoholische Getränke 

(Alkoholstrukturrichtlinie) im Biersteuerrecht umgesetzt.  
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Die Systemrichtlinie regelt das Verfahren zur Besteuerung, Beförderung und Lagerung von Ta-

bakwaren, Alkohol und alkoholischen Getränken sowie von Energieerzeugnissen und elektri-

schem Strom. Wesentliche Neuerungen der Systemrichtlinie sind Regelungen zur Abwicklung 

von Beförderungen verbrauchsteuerpflichtiger Waren im steuerrechtlich freien Verkehr über das 

EDV-gestützte Beförderungs- und Kontrollsystem für verbrauchsteuerpflichtige Waren – Excise 

Movement and Control System (EMCS). Bislang fanden diese Beförderungen auf Grundlage von 

Begleitdokumenten in Papierform statt. 

Die Alkoholstrukturrichtlinie regelt die Harmonisierung der Struktur der Verbrauchsteuern auf 

Alkohol und alkoholische Getränke. Die Überarbeitung der Alkoholstrukturrichtlinie macht ge-

ringfügige Anpassungen im Biersteuergesetz erforderlich.  

Insgesamt werden das Biersteuergesetz, das Tabaksteuergesetz, das Schaumwein- und Zwi-

schenerzeugnissteuergesetz, das Kaffeesteuergesetz, das Alkoholsteuergesetz, das Siebte Gesetz 

zur Änderung von Verbrauchsteuergesetzen, das Gesetz zur Modernisierung des Tabaksteuer-

rechts, das Umsatzsteuergesetz, die Biersteuerverordnung, die Tabaksteuerverordnung, die 

Schaumwein- und Zwischenerzeugnissteuerverordnung, die Kaffeesteuerverordnung, die Alko-

holsteuerverordnung, die Siebte Verordnung zur Änderung von Verbrauchsteuerverordnungen 

sowie die Verordnung zur elektronischen Übermittlung von Daten für die Verbrauchsteuern und 

die Luftverkehrsteuer geändert.  

 

III.  Bewertung 

III.1 Erfüllungsaufwand 

Das Ressort hat den Erfüllungsaufwand nachvollziehbar ermittelt und dargestellt.  

Bürgerinnen und Bürger 

Das Regelungsvorhaben führt zu keinem zusätzlichen Erfüllungsaufwand für die Bürger.  
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Wirtschaft 

Der Wirtschaft entsteht zusätzlicher einmaliger Erfüllungsaufwand von insgesamt rund 167.900 

Euro sowie laufender Erfüllungsaufwand von insgesamt rund 127.300 Euro. 

In Folge der Änderungen auf Grund der Systemrichtlinie (Einführung des zertifizierten Empfän-

gers und Versenders, Anpassung der Regelung für den Versandhändler) sowie der neu geschaf-

fenen Steuerbefreiungstatbestände entsteht einmaliger Erfüllungsaufwand von rund 73.600 Euro 

(1.021 Fälle/120 Minuten Zeitaufwand). Das Ressort differenziert bei den Lohnkostensätzen zwi-

schen einerseits der Änderung bzw. Beantragung der Erlaubnisse des Versandhändlers sowie 

der Änderung der Erlaubnisse der Steuervertreter (183 Fälle/31,40 Euro) und andererseits der 

Beantragung der Erlaubnisse des zertifizierten Empfängers oder Versenders sowie für die Bean-

tragung der Erlaubnisse für die steuerfreie Verwendung für wissenschaftliche Versuche oder 

Untersuchungen (838 Fälle/37,50 Euro). Die neu geschaffenen Heilungstatbestände führen zu 

einem jährlichen Erfüllungsaufwand von rund 3.200 Euro (400 Anträge/13 Minuten Zeitauf-

wand/37,05 Euro). 

Bzgl. der geplanten Anmeldepflicht für die Herstellung von Bier außerhalb eines Steuerlagers 

(Gold Plating) rechnet das Ressort mit einem einmaligen Erfüllungsaufwand von rund 

57.000 Euro (1.335 Fälle/60 Minuten Zeitaufwand/42,70 Euro). Aufgrund von Aufzeichnungs-

pflichten rechnet das Ressort mit jährlichem Erfüllungsaufwand von rund 38.000 Euro (1.335 

Fälle/40 Zeitaufwand/42,70 Euro).  

Das Ressort geht davon aus, dass künftig 210 Hersteller ohne Erlaubnis als Steuerlagerinhaber 

jährlich eine entsprechende Anmeldung abgeben werden (Gold Plating), was jährlichen Erfül-

lungsaufwand von rund 9.000 Euro verursacht (210 Fälle/60 Minuten Zeitaufwand/42,70 Euro).  

Die einmalige Anmeldung am EDV-gestützten Beförderungs- und Kontrollsystem führt zu ein-

maligem Erfüllungsaufwand von rund 20.200 Euro (515 Fälle/75 Minuten Zeitaufwand/31,40 

Euro).  

Die Beantragung der Verwendererlaubnis, um den neu geschaffenen Steuerbefreiungstatbestand 

für Bierwürze (Gold Plating), die zur Herstellung alkoholsteuerpflichtiger Waren genutzt wird, 
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zu beanspruchen, führt zu einmaligen Erfüllungsaufwand von rund 17.100 Euro (200 Fälle/120 

Minuten Zeitaufwand/42,70 Euro) sowie zu jährlichem Erfüllungsaufwand von rund 5.700 Euro 

(200 Fälle/40 Minuten Zeitaufwand/42,70 Euro).  

Der Wegfall der Entlastungsabschnitte und die Möglichkeit der monatlichen Beantragung von 

Steuerentlastungen (Gold Plating) führt zu einem zusätzlichen jährlichen Erfüllungsaufwand 

von rund 26.000 Euro (410 Fälle/121 Minuten Zeitaufwand/31,40 Euro). 

Durch die risikoorientierte Überprüfung von Erlaubnissen durch die Hauptzollämter entsteht 

ein zusätzlicher jährlicher Erfüllungsaufwand von insgesamt rund 43.800 Euro für die Wirt-

schaft, der je nach Art und Umfang der einzelnen Prüfmaßnahmen unterschiedlich ausfällt. Für 

den Bereich der Besteuerung von Bier lässt sich der entstehende jährliche Erfüllungsaufwand für 

die Wirtschaft wie folgt darstellen: 

- Erneutes Nachweisen des wirtschaftlichen Bedürfnisses von zertifizierten Personen für die 

erteilte Erlaubnis: rund 1.000 Euro (155 Fälle/12 Minuten Zeitaufwand/31,40 Euro),  

- Vorlegen zusätzlicher Unterlagen von zertifizierten Personen: rund 5.700 Euro (258 Fälle/42 

Minuten Zeitaufwand/31,40 Euro),  

- Prüfung vor Ort durch die Hauptzollämter: rund 3.800 Euro (52 Fälle/140 Minuten Zeitauf-

wand/31,40 Euro),  

- Turnusmäßige Überprüfung der Anmeldungen der Herstellung von Bier außerhalb eines 

Steuerlagers (Gold Plating) mit geringer Prüftiefe rund 20.000 Euro (668 Fälle/42 Minuten 

Zeitaufwand/42,70 Euro) und rund 13.300 Euro bei größerer Prüftiefe (134 Fälle/140 Minu-

ten Zeitaufwand/42,70 Euro). 

Die Anmeldung im EMCS für Unternehmen, die im Einzelfall als zertifizierter Empfänger oder 

zertifizierter Versender auftreten wollen führt zu rund 1.600 Euro (41 Fälle/75 Minuten Zeitauf-

wand/31,40 Euro) an jährlichem Erfüllungsaufwand. 

Die geplante elektronische Abwicklung des bisherigen papiergestützten Beförderungsverfahrens 

im freien Verkehr (720 Fälle/5 Minuten Zeitaufwand/31,40 Euro sowie 36 Fälle/8 Minuten Zeit-

aufwand/31,40 Euro sowie 1081 Fälle/2 Minuten Zeitaufwand/31,40 Euro) und der Verzicht auf 

die Vorlage von Handelsregisterauszügen bei der Beantragung von Erlaubnissen (13 Fälle/12 
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Minuten Zeitaufwand/31,40 Euro sowie 20 Fälle/20 Minuten Zeitansatz/42,70 Euro) führt zu 

einer jährlichen Entlastung von rund 3.500 Euro. 

Verwaltung 

Für den Bund (Zollverwaltung) entsteht einmaliger Erfüllungsaufwand von rund 586.000 Euro 

sowie jährlicher Erfüllungsaufwand von rund 388.000 Euro. 

Für die Erledigung der Widerrufe, Umstellungen und Neuerteilungen von Erlaubnissen entsteht 

für die Verwaltung ein einmaliger Erfüllungsaufwand von rund 365.000 Euro (1.115/7.857 Stun-

den/46,50 Euro). 

Die Prüfung der Anträge auf Erlass bzw. Erstattung der Biersteuer im Zusammenhang mit den 

neu geschaffenen Heilungstatbestände (Gold Plating) führt zu jährlichem Erfüllungsaufwand von 

rund 59.500 Euro (400 Anträge/1.279 Stunden Zeitaufwand/46,50 Euro).  

Für die Anpassungen von IT-Verfahren, der Homepage zoll.de, Arbeitsschrittblättern und Vor-

drucken entsteht ein einmaliger Erfüllungsaufwand von rund 16.300 Euro (351 Stunden Zeitauf-

wand/46,50 Euro). 

Die vorgesehene Prüfpflicht von Dauererlaubnissen unter Gesichtspunkten der Risikoorientie-

rung sowie die Wahrnehmung der Steueraufsicht über die neu geschaffenen Rechtsfiguren des 

zertifizierten Empfängers und des zertifizierten Versenders verursacht einen jährlichen Erfül-

lungsaufwand von rund 158.300 Euro (574 Fälle/368 Stunden Zeitaufwand/33,80 Euro sowie 

3.073 Stunden/46,50 Euro). 

Die Streichung der Entlastungsabschnitte (Gold Plating) verursacht einen jährlichen Erfüllungs-

aufwand von rund 50.200 Euro (410 Fälle/1.025 Stunden Zeitaufwand/33,80 Euro sowie 335 Stun-

den Zeitaufwand/46,50 Euro). 

Die geplante Anmeldepflicht zur Herstellung von Bier außerhalb eines Steuerlagers (Gold Plating) 

verursacht einmaligen Erfüllungsaufwand für die Verwaltung von rund 62.100 Euro (1.335 

Fälle/1.335 Stunden Zeitaufwand/46,50 Euro). Wegen des geplanten Vorbehalts einer Anmel-

dung vor dem geplanten Betriebsbeginn entsteht ein jährlicher Erfüllungsaufwand von rund 9.700 

Euro (210 Fälle/210 Stunden Zeitaufwand/46,50 Euro) für die Prüfung der Anmeldungen. Die 
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risikoorientierte Prüfung verursacht außerdem einen zusätzlichen jährlichen Erfüllungsaufwand 

von rund 64.200 Euro (1.335 Fälle/1.380 Stunden Zeitaufwand/46,50 Euro).  

Die Anpassung von Vordrucken und Formularen sowie die Erfassung von Kommunikations-

stammdaten führt zu einmaligem Erfüllungsaufwand von rund 9.000 Euro (258 Stunden Zeitauf-

wand/33,80 Euro sowie 8 Stunden Zeitaufwand/46,50 Euro). Für die Anpassung von Kommuni-

kationsstammdaten entsteht außerdem ein jährlicher Erfüllungsaufwand von rund 700 Euro (21 

Stunden Zeitaufwand/33,80 Euro). 

Für die Erteilung von Erlaubnissen zur steuerfreien Verwendung von Bierwürze zur Herstellung 

alkoholsteuerpflichtiger Waren (Gold Plating) entsteht ein einmaliger Erfüllungsaufwand von 

rund 103.700 Euro (200 Fälle/2.230 Stunden Zeitaufwand/46,50 Euro). Jährlicher Erfüllungsauf-

wand entsteht durch diese Vorgabe von rund 42.400 Euro (249 Fälle/301 Stunden Zeitauf-

wand/33,80 Euro sowie 693 Stunden/46,50 Euro).  

Die Anpassungen des IT-Verfahrens MoeVe durch Aufnahme von Überwachungsgegenständen 

für zertifizierte Empfänger und Versender führen zu einmaligen Sachkosten beim ITZ-Bund von 

rund 26.500 Euro. Außerdem entstehen Portokosten bei der Versendung der Mitteilungsreports 

und BIN-Briefe im Rahmen der Registrierung in Höhe von 1.000 Euro. Einmalige Sachkosten ent-

stehen des Weiteren von 2.000 Euro für Porto- und Kopierkosten. Jährliche Sachkosten entstehen 

in Höhe von 3.000 Euro für die Wartung und Pflege im IT-Verfahren MoeVe, für Portokosten für 

die Versendung von Mitteilungsreports und BIN-Briefen bei der Stammdatenpflege in EMCS so-

wie für sonstige Porto- und Versandkosten. 

III.2 One in, one out-Regel 

Im Sinne der ‚One in one out‘-Regel der Bundesregierung stellt der jährliche Erfüllungsaufwand 

der Wirtschaft in diesem Regelungsvorhaben ein „In“ 115.200 Euro dar. Das entstehende „IN“ 

soll durch künftige Regelungsvorhaben im Laufe des Jahres kompensiert werden. Im Übrigen 

fällt der laufende Erfüllungsaufwand in Höhe von 12.100 Euro für die Wirtschaft nicht unter die 

„One in, one out-Regelung“, da mit den betreffenden Regelungen ansonsten Unionsrecht umge-

setzt wird. 
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IV. Ergebnis

Die Darstellung der Regelungsfolgen ist nachvollziehbar und methodengerecht. Der Nationale 

Normenkontrollrat erhebt hiergegen im Rahmen seines gesetzlichen Auftrags keine Einwände. 

Prof. Dr. Sabine Kuhlmann Hanns-Eberhard Schleyer 

Stellv. Vorsitzende und Berichterstatterin Berichterstatter 
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Anlage 3 
 

Stellungnahme 
des Bundesrates 

Entwurf eines Achten Gesetzes zur Änderung von 
Verbrauchsteuergesetzen 

 

 

 

Der Bundesrat hat in seiner 1021. Sitzung am 20. Mai 2022 beschlossen,  
zu dem Gesetzentwurf gemäß Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes wie folgt Stellung zu 
nehmen: 

1. Zu Artikel 2 (Änderung des Biersteuergesetzes) 

a) Die Biervielfalt und Braukunst in Deutschland ist einzigartig. Deutsche Biermarken 
werden in 1 500 Brauereien und Braustätten gebraut. Die Brauereibranche ist mit-
telständisch geprägt wie kaum eine andere. 90 Prozent der Braustätten haben einen 
Jahresausstoß von bis zu 50 000 Hektolitern. Auf diese entfallen knapp 7 Prozent 
der Gesamtjahreserzeugung in Deutschland. Die kleinen und mittleren Brauereibe-
triebe sind Garant für brautechnisches Können und höchste Qualitätsansprüche. 
Dies soll und muss auch in Zukunft so bleiben. Deshalb gilt es von Seiten der Politik 
und des Gesetzgebers, dies zu unterstützen. 

b) Die kleinen und mittelständischen Brauereien sehen sich mit einer dramatischen 
Verschlechterung ihrer wirtschaftlichen Rahmenbedingungen konfrontiert. Gerade 
Betriebe im brauwirtschaftlichen Mittelstand, die ihren Absatzschwerpunkt auf der 
Gastronomie sowie auf Festen und Veranstaltungen haben, brauchen langfristige 
Rechts- und Planungssicherheit. Aktuelle Herausforderungen sind die immer 
schwieriger zu kalkulierenden Energiekosten. Aber auch bei den Kosten für Roh-
stoffe, Verpackungen und Logistik waren in kürzester Zeit starke Preissprünge zu 
verzeichnen. Hinzu kommt eine äußerst preisaggressive Wettbewerbssituation, die 
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kaum Preisanpassungen zulässt, sowie Nachteile gegenüber Großbrauereien, die 
aufgrund von Effizienzsteigerungen große Kostenreduzierungen erreichen. 

c) Um dieser Situation zu begegnen und eine angemessene Antwort auf die wirtschaft-
lichen Probleme, die bis hin zur Existenzgefährdung reichen, zu geben, fordert der 
Bundesrat, zum Erhalt der kleinen und mittelständischen Brauereistruktur in 
Deutschland die Höhe der ermäßigten Steuersätze der Biersteuermengenstaffel in § 
2 Absatz 1a BierStG zu entfristen und dauerhaft beizubehalten. Mit diesem Schritt 
kann auch die im Jahr 2003 vorgenommene überproportionale Anhebung der Steu-
ersätze im Bereich der Biersteuermengenstaffel korrigiert werden. 

2. Zu Artikel 12 (Änderung des Umsatzsteuergesetzes) 

Um der Verschwendung von Lebensmitteln und der Vernichtung spendenfähiger Pro-
dukte entgegenzuwirken, hält es der Bundesrat für erforderlich, eine dauerhafte, rechts-
sichere und unbürokratische Lösung für Entlastungen bei der steuerlichen Behandlung 
von Sachspenden zu schaffen. Damit kann ein substanzieller Beitrag zu mehr Nachhal-
tigkeit, Ressourcenschonung und zur Unterstützung von Gemeinwohlzwecken geleistet 
werden. Der Bundesrat bittet daher die Bundesregierung, einen entsprechenden Rege-
lungsvorschlag vorzulegen und sich auch auf europäischer Ebene für EU-weit einheit-
liche Erleichterungen für Sachspenden einzusetzen. 

Begründung: 
Das Thema Sachspenden ist in jüngerer Zeit durch die Covid 19-Pandemie sowie ver-
mehrte Naturkatastrophen (zum Beispiel Hochwasser) – und nun auch durch den Krieg 
in der Ukraine – verstärkt in den Fokus gerückt. 
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Viele Unternehmen möchten Gegenstände, die für das Unternehmen keinen echten 
Wert mehr haben, für einen guten Zweck unbürokratisch abgeben. Dabei treten jedoch 
oft umsatzsteuerliche Hindernisse auf. Im Ergebnis gilt vielfach: „Wegwerfen ist billi-
ger als Spenden“. Denn Sachspenden werden auf der Basis des für die Umsatzsteuer 
maßgebenden EU-Rechtsrahmens, der Richtlinie 2006/112/EG des Rates über das ge-
meinsame Mehrwertsteuersystem (Mehrwertsteuer-Systemrichtlinie), grundsätzlich als 
unentgeltliche Wertabgabe nach § 3 Absatz 1b UStG behandelt und unterliegen dadurch 
der Umsatzbesteuerung, sofern der (später gespendete) Gegenstand den Unternehmer 
bei seinem Erwerb zum vollen oder teilweisen Vorsteuerabzug berechtigt hatte. Eine 
Steuerbefreiung für Sachspenden von Unternehmen an gemeinnützige Organisationen 
sieht das verbindliche EU-Recht bislang nicht vor. 
Nur im Billigkeitsweg sind bisher in außergewöhnlichen Sondersituationen (zum Bei-
spiel aktuell zur Unterstützung der vom Krieg in der Ukraine Geschädigten) anlassbe-
zogene Ausnahmen durch zeitlich befristete BMF-Schreiben möglich. Diese zeitlich 
befristeten Verwaltungsanweisungen zur Sachspende in außergewöhnlichen Sondersi-
tuationen sind ein erster Schritt in die richtige Richtung. Sie sollten jedoch künftig auf 
eine dauerhafte Lösung gerichtet sein und einen weiter gefassten Anwendungsbereich 
ermöglichen. Zudem ist zu beachten, dass solche Anweisungen nur die Verwaltung 
selbst binden, nicht aber die Gerichte. 
Notwendige Anpassungen sollten deshalb durch gesetzliche Regelungen unterlegt wer-
den, um spendenwilligen Unternehmen die erforderliche Rechtssicherheit zu geben. In 
Betracht kommen insbesondere erweiterte Ausnahmen bei unentgeltlichen Wertabga-
ben für Sachspenden an bestimmte Spendenempfänger für Zwecke des Gemeinwohls. 
Ferner ist an die Schaffung eines neuen Steuerbefreiungstatbestands für solche Sach-
spenden zu denken. Dabei muss eine EU-einheitliche Handhabung angestrebt werden. 
Zwingende Voraussetzung für nationale Ausnahmen bei der Umsatzbesteuerung von 
Sachspenden ist eine vorherige dahingehende Änderung europäischen Rechts. 
Eine gesetzliche Regelung sollte darüber hinaus auch die steuerlichen Folgen für die 
Spendenempfänger berücksichtigen, damit die Spende in vollem Umfang ihren Zweck 
erfüllen kann. 
Das Anliegen, steuerliche Hindernisse für Sachspenden zu beseitigen, ist auch im Koa-
litionsvertrag auf Bundesebene adressiert und sollte nunmehr umgehend angegangen 
werden. 
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Anlage 4 
 

Gegenäußerung der Bundesregierung 

 

 

Die Bundesregierung äußert sich zur Stellungnahme des Bundesrates zum Entwurf eines Achten Gesetzes 
zur Änderung von Verbrauchsteuergesetzen wie folgt: 

 

Zu Ziffer 1. Zu Artikel 2 (Änderung des Biersteuergesetzes) 

Der Bundesrat führt aus, die einzigartige Biervielfalt und Braukunst sowie die mittelständisch geprägte 
Brauereistruktur in Deutschland stärken zu wollen. Brauereien sähen sich mit einer dramatischen Ver-
schlechterung ihrer wirtschaftlichen Rahmenbedingungen konfrontiert (andauernde Folgen der Corona-
Pandemie in der Gastronomie bzw. auf Festen und Veranstaltungen sowie gestiegene Kosten für Rohstoffe 
und Energie). Für den Erhalt der mittelständischen Brauereistruktur fordert der Bundesrat daher, die Höhe 
der derzeit geltenden ermäßigten Steuersätze der Biersteuermengenstaffel nach § 2 Absatz 1a BierStG zu 
entfristen und dauerhaft beizubehalten. 

Um kleine und mittelständische Brauereibetriebe in der Corona-Krise zu unterstützen, führte die Bundesre-
gierung im vergangenen Jahr die bis zum Jahr 2003 gültige Biersteuermengenstaffel  
- rückwirkend zum 1. Januar 2021 und befristet bis zum 31. Dezember 2022 - wieder ein, § 2 Absatz 1a 
Biersteuergesetz. Das Achte Gesetz zur Änderung von Verbrauchsteuergesetzen sieht aktuell daher aus re-
daktionellen Gründen die Streichung des betreffenden Absatzes vor, der ansonsten ab dem 1. Januar 2023 
ins Leere laufen würde. 

Die Biersteuer ist eine EU-weit harmonisierte Verbrauchsteuer. Den rechtlichen Rahmen für die Höhe der 
Steuersätze setzt die Richtlinie 92/84/EWG des Rates vom 19. Oktober 1992 über die Annäherung der 
Verbrauchsteuersätze auf Alkohol und alkoholische Getränke. Die derzeit geltenden ermäßigten Biersteu-
ersätze stehen Europäischem Recht nicht entgegen. Im europäischen Vergleich erhebt Deutschland - nach 
Rumänien und Bulgarien - den drittniedrigsten Biersteuersatz. 

Die Biersteuer wird vom Bund durch die Zollbehörde verwaltet; das Aufkommen aus der Biersteuer steht 
ausschließlich den Ländern zu. Durch eine Entfristung der derzeitig geltenden ermäßigten Sätze der Bier-
steuermengenstaffel würden der Zollverwaltung keine zusätzlichen Kosten entstehen. 

Die Bundesregierung ist daher aufgeschlossen, die unter den Ländern mehrheitsfähige Position mitzutra-
gen und diese im weiteren parlamentarischen Verfahren zu unterstützen. 

 

Zu Ziffer 2. Artikel 12 (Änderung des Umsatzsteuergesetzes) 

Der Bundesrat möchte der Verschwendung von Lebensmitteln und der Vernichtung spendenfähiger Pro-
dukte entgegenwirken. Einen solchen Handlungsauftrag enthält auch der Koalitionsvertrag zwischen SPD, 
Bündnis 90/ Die Grünen und FDP. Der Bundesrat empfiehlt, Entlastungen bei der steuerlichen Behandlung 
von Sachspenden zu schaffen, einen entsprechenden Regelungsvorschlag vorzulegen und sich auf europäi-
scher Ebene für entsprechende EU-weite einheitliche Erleichterungen einzusetzen. 

V
orabfassung – w

ird durch die lektorierte Fassung ersetzt. 



Drucksache 20/2247 – 128 – Deutscher Bundestag – 20. Wahlperiode 

Die Bundesregierung wird das Anliegen prüfen. Sie wird bei Änderungen des nationalen Umsatzsteuer-
rechts die Vorgaben der Mehrwertsteuer-Systemrichtlinie berücksichtigen. Die Bundesregierung weist da-
rauf hin, dass das Initiativrecht für Änderungen der Richtlinie allein bei der Europäischen Kommission 
liegt. 

V
orabfassung – w

ird durch die lektorierte Fassung ersetzt. 
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